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Allgemeine Vertragsinformationen
gemäß §§ 7, 8 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) 

in Verbindung mit § 1 der Verordnung über Informationspflichten bei Versicherungsverträgen (VVG-InfoV)

1. Identität des Versicherers

 VHV Allgemeine Versicherung AG
 Rechtsform: Aktiengesellschaft
 Registergericht: Amtsgericht Hannover
 Registernummer: HRB 57331
 USt-IdNr.: DE 815 099 837

 Postanschrift: 30138 Hannover
 Hausanschrift und  
 Sitz der Gesellschaft: VHV-Platz 1
  30177 Hannover
  (ladungsfähige Anschrift)

 Vorstand: Thomas Voigt, Sprecher,
  Dr. Thomas Diekmann,
  Dr. Sebastian Reddemann,
  Dr. Angelo O. Rohlfs
Vorsitzender 
des Aufsichtsrates: Uwe H. Reuter

2.  Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers

  Die VHV Allgemeine Versicherung AG betreibt das Versicherungsgeschäft in 
den folgenden Versicherungssparten:

 –  Kraftfahrtversicherung,
 –  Allgemeine Haftpflichtversicherung,
 –  Sachversicherung inkl. Technische Versicherung,
 –  Unfallversicherung,

–  Kautionsversicherung.

3.  Versicherungsbedingungen und Tarifbestimmungen

  Für das Versicherungsverhältnis zwischen Ihnen und uns gelten der Antrag, 
die gesetzlichen Bestimmungen und die Allgemeinen Versicherungsbedin-
gungen sowie die für die einzelnen Versicherungsarten geltenden Besonde-
ren Bedingungen, Zusatzbedingungen, Tarifbestimmungen und Sonderver-
einbarungen.

4.  Wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung

  Die Angaben über Art, Umfang und Fälligkeit unserer Leistungen entnehmen 
Sie bitte dem Versicherungsantrag, dem Versicherungsschein und den Ver-
tragsbestimmungen.

5. Gesamtpreis der Versicherung

Die Höhe der Einzelbeiträge, der zu entrichtende Gesamtbeitrag einschließlich 
der gesetzlichen Versicherungsteuer und der Zeitraum, für den der Beitrag zu 
zahlen ist, sind im Antrag und im Versicherungsschein ausgewiesen.

6. Zusätzliche Kosten

  Bei Beitragsrückständen berechnen wir Mahnkosten; bei Rückläufern im 
Lastschriftverfahren behalten wir uns vor, Ihnen die Bankgebühren in Rech-
nung zu stellen. Weitere Gebühren oder Kosten, z. B. für die Antragsbear-
beitung werden nicht erhoben. Falls besondere Kosten für Telekommunika-
tionsgebühren anfallen, die über die normalen Telefonkosten hinausgehen, 
werden diese bei der jeweiligen Telefonnummer angegeben.

7. Beitragszahlung

  Die Beiträge sind zum jeweiligen Fälligkeitstermin zu zahlen. Diese Termine, 
die Zahlungsart und die Zahlungsweise können Sie Ihrem Versicherungs-
schein entnehmen.

8. Gültigkeitsdauer des Angebots

  Den Ihnen überreichten Angebots- und Antragsunterlagen liegen die Bei-
träge, Versicherungsleistungen, Versicherungsbedingungen und Verbrau-
cherinformationen zugrunde, die zum Zeitpunkt der Aushändigung gelten.

9. Zustandekommen des Vertrags

  Grundsätzlich kommt der Versicherungsvertrag durch Ihre und unsere in-
haltlich übereinstimmende Vertragserklärung (Willenserklärungen) zustande, 
wenn Sie Ihre Vertragserklärung nicht innerhalb von 14 Tagen widerrufen. 

  Im Fall von Abweichungen von Ihrem Antrag oder den getroffenen Vereinba-
rungen sind diese – einschließlich Belehrung und Hinweisen auf die damit 
verbundenen Rechtsfolgen – in Ihrem Versicherungsschein gesondert aufge-
führt. 00
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  Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebe-
nen Zeitpunkt, wenn der Erstbeitrag unverzüglich nach Ablauf von 14 Tagen 
nach Zugang des Versicherungsscheins bezahlt worden ist. Für den Fall, 
dass Sie den ersten oder einmaligen Beitrag nicht unverzüglich, sondern zu 
einem späteren Zeitpunkt zahlen, beginnt der Versicherungsschutz erst ab 
diesem Zeitpunkt, es sei denn, Sie haben die verspätete Zahlung nicht zu 
vertreten.

  Der Versicherungsschutz kann (weil z. B. noch Einzelheiten der Vertragsge-
staltung zu klären sind) auch aufgrund einer vorläufigen Deckungszusage 
in Kraft treten. Diese ist zunächst ein eigenständiger Versicherungsvertrag, 
der insbesondere nach endgültigem Abschluss der Vertragsverhandlungen 
oder Vorlage des Versicherungsscheins über den endgültigen Versicherungs-
schutz endet.

10.  Widerrufsbelehrung

  Abschnitt 1 – Widerrufsrecht, Widerrufsfolgen und besondere Hinweise

 Widerrufsrecht

  Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb einer Frist von 14 Tagen ohne 
Angabe von Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen.

 Die Widerrufsfrist beginnt, nachdem Ihnen
 –  der Versicherungsschein,
 –   die Vertragsbestimmungen, einschließlich der für das Vertragsverhält-

nis geltenden Allgemeinen Versicherungsbedingungen, diese wiede-
rum einschließlich der Tarifbestimmungen,

 –  diese Belehrung,
 –   das Informationsblatt zu Versicherungsprodukten, dies allerdings nur, 

wenn Sie Ihre Vertragserklärung als Verbraucher abgegeben haben,
 –   und die weiteren in Abschnitt 2 aufgeführten Informationen
 jeweils in Textform zugegangen sind.

  Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des 
Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an:

 VHV Allgemeine Versicherung AG, 30138 Hannover
 Fax: +49.511.907-89 99, E-Mail: service@vhv.de 

 Widerrufsfolgen

  Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz und 
wir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfal-
lenden Teil des Beitrages, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versi-
cherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil des 
Beitrages, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, dürfen 
wir in diesem Fall einbehalten; dabei handelt es sich um einen Betrag, der 
sich wie folgt berechnet:

  Anzahl der Tage,  
an denen  
Versicherungsschutz  
bestanden hat

Die Erstattung zurückzuzahlender Beträge erfolgt unverzüglich, spätestens 
30 Tage nach Zugang des Widerrufs. 

Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, hat 
der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen zurückzuge-
währen und gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszugeben sind.

Besondere Hinweise

Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen 
Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollständig erfüllt ist, bevor Sie 
Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben.

Abschnitt 2 – Auflistung der für den Fristbeginn erforderlichen weite-
ren Informationen

Hinsichtlich der in Abschnitt 1 Satz 2 genannten weiteren Informationen 
werden die Informationspflichten im Folgenden im Einzelnen aufgeführt:

Informationspflichten bei allen Versicherungszweigen

Der Versicherer hat Ihnen folgende Informationen zur Verfügung zu stellen:

1.  die Identität des Versicherers und der etwaigen Niederlassung, über 
die der Vertrag abgeschlossen wer-den soll; anzugeben ist auch das 
Handelsregister, bei dem der Rechtsträger eingetragen ist, und die zu-
gehörige Registernummer;

 1/30 des Monatsbeitrags bzw. 
x 1/90 des Vierteljahresbeitrags bzw. 
 1/180 des Halbjahresbeitrags bzw. 
 1/360 des Jahresbeitrags
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12.  Beendigung des Vertrags

 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der Ver-
trag um jeweils ein Jahr, wenn nicht Ihnen oder uns spätestens drei Monate 
vor dem Ablauf des Versicherungsjahres eine Kündigung zugegangen ist.

 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr und bei Verträgen, die 
von vornherein einen festen Endtermin vorsehen, endet der Vertrag, ohne 
dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt. 

Im Übrigen besteht ein Kündigungsrecht auch in folgenden Fällen:
–   für den Versicherer und den Versicherungsnehmer nach dem Versiche-

rungsfall,
–  für den Versicherer bei Nichtzahlung der Folgeprämie,
–  für den Versicherungsnehmer bei Beitragserhöhung.

 Einzelheiten können Sie den nachfolgend abgedruckten Allgemeinen Be-
dingungen entnehmen. Gesetzliche Kündigungsrechte bleiben hiervon un-
berührt.

13. Anzuwendendes Recht, zuständiges Gericht

  Auf den Vertrag und die vorvertraglichen Beziehungen ist das Recht der Bun-
desrepublik Deutschland anwendbar. Der allgemeine Gerichtsstand für Kla-
gen gegen uns ist Hannover. Als natürliche Person können Sie aber auch an 
dem Gericht klagen, in dessen Bezirk Sie zur Zeit der Klageerhebung Ihren 
festen Wohnsitz haben oder, in Ermangelung eines solchen, Ihr gewöhnli-
cher Wohnsitz liegt. Für den Fall, dass Sie Ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt außerhalb Deutschlands verlegt haben oder Ihr Wohnsitz oder 
gewöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist, 
bestimmt sich abweichend von vorgenannter Regelung die gerichtliche Zu-
ständigkeit nach unserem Sitz.

14.  Anzuwendende Sprache

  Die Vertragsbedingungen und Informationen teilen wir in deutscher Sprache 
mit; während der Laufzeit dieses Vertrags kommunizieren wir mit Ihnen in 
deutscher Sprache.

15.  Außergerichtliche Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren

  Wenn es sich beim Versicherungsnehmer um einen Verbraucher oder um eine 
Person handelt, die sich in verbraucherähnlicher Lage befindet, gilt:

  Bei Streitigkeiten in Versicherungsangelegenheiten können Sie sich an den 
Ombudsmann für Versicherungen wenden.

  Die VHV Allgemeine Versicherung AG ist Mitglied im Verein  
Versicherungs ombudsmann e.V.

 Postfach 08 06 32, 10006 Berlin
 Tel.: 0800 3696000
 E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de 
 Internet: www.versicherungsombudsmann.de

  Der Ombudsmann für Versicherungen ist eine unabhängige und kostenfrei 
arbeitende Schlichtungsstelle. Wir haben uns verpflichtet, an dem Schlich-
tungsverfahren teilzunehmen und erkennen die Entscheidungen des Om-
budsmanns bis zu einem Streitwert von 10.000 EUR als verbindlich an. Die 
Möglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten, bleibt davon unberührt.

  Wenn Sie diesen Vertrag online (z. B. über eine Webseite oder per E-Mail) abge-
schlossen haben, können sich mit ihrer Beschwerde auch online an die Platt-
form http://ec.europa.eu/consumers/odr/ wenden. Ihre Beschwerde wird dann 
über diese Plattform an den Versicherungsombudsmann weitergeleitet.

16.  Aufsichtsbehörde

  Wenn Sie als Versicherungsnehmer mit der Betreuung durch uns als Ver-
sicherer nicht zufrieden sind oder Meinungsverschiedenheiten bei der Ver-
tragsabwicklung auftreten, können Sie sich auch an die Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht wenden. Wir unterliegen als Versicherer der 
Aufsicht der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht.

 Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)
 Sektor Versicherungsaufsicht
 Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn
 Telefon:  0800 2 100 500
 E-Mail:  poststelle@bafin.de
 Internet:  www.bafin.de 

Bitte beachten Sie, dass die BaFin keine Schiedsstelle ist und einzelne Streit-
fälle nicht verbindlich entscheiden kann.

17. Hinweis für bestehende Verträge

  Wenn der Vertrag vor dem 18. November 2005 abgeschlossen wurde, gilt die 
Mitgliedschaft in der VHV Vereinigte Hannoversche Versicherung a. G. fort. 

2.  die ladungsfähige Anschrift des Versicherers und jede andere Anschrift, 
die für die Geschäftsbeziehung zwischen dem Versicherer und Ihnen 
maßgeblich ist, bei juristischen Personen, Personenvereinigungen oder 
-gruppen auch den Namen eines Vertretungsberechtigten; soweit die Mit-
teilung durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen einschließlich der 
Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, bedürfen die Informatio-
nen einer hervorgehobenen und deutlich gestalteten Form;

3. die Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers;

4.  die wesentlichen Merkmale der Versicherungsleistung, insbesondere An-
gaben über Art, Umfang und Fälligkeit der Leistung des Versicherers;

5.  den Gesamtpreis der Versicherung einschließlich aller Steuern und 
sonstigen Preisbestandteile, wobei die Beiträge einzeln auszuweisen 
sind, wenn das Versicherungsverhältnis mehrere selbstständige Versi-
cherungsverträge umfassen soll, oder, wenn ein genauer Preis nicht an-
gegeben werden kann, Angaben zu den Grundlagen seiner Berechnung, 
die Ihnen eine Überprüfung des Preises ermöglichen;

6. a)  gegebenenfalls zusätzlich anfallende Kosten unter Angabe des ins-
gesamt zu zahlenden Betrages sowie mögliche weitere Steuern, Ge-
bühren oder Kosten, die nicht über den Versicherer abgeführt oder 
von ihm in Rechnung gestellt werden;

  b)  alle Kosten, die Ihnen für die Benutzung von Fernkommunikations-
mitteln entstehen, wenn solche zusätzlichen Kosten in Rechnung 
gestellt werden;

7.  Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung, insbesondere 
zur Zahlungsweise der Beiträge;

8.  die Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten Infor-
mationen, beispielsweise die Gültigkeitsdauer befristeter Angebote, 
insbesondere hinsichtlich des Preises;

9.  Angaben darüber, wie der Vertrag zustande kommt, insbesondere über 
den Beginn der Versicherung und des Versicherungsschutzes sowie die 
Dauer der Frist, während der der Antragsteller an den Antrag gebunden 
sein soll;

10.  das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts sowie die Be-
dingungen, Einzelheiten der Ausübung, insbesondere Namen und An-
schrift derjenigen Person, gegenüber der der Widerruf zu erklären ist, 
und die Rechtsfolgen des Widerrufs einschließlich Informationen über 
den Betrag, den Sie im Falle des Widerrufs gegebenenfalls zu zahlen 
haben; soweit die Mitteilung durch Übermittlung der Vertragsbestim-
mungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen er-
folgt, bedürfen die Informationen einer hervorgehobenen und deutlich 
gestalteten Form;

11. a) Angaben zur Laufzeit des Vertrages;
  b) Angaben zur Mindestlaufzeit des Vertrages;

12.  Angaben zur Beendigung des Vertrages, insbesondere zu den vertragli-
chen Kündigungsbedingungen einschließlich etwaiger Vertragsstrafen; 
soweit die Mitteilung durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen 
einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, be-
dürfen die Informationen einer hervorgehobenen und deutlich gestalte-
ten Form;

13.  das auf den Vertrag anwendbare Recht, eine Vertragsklausel über das 
auf den Vertrag anwendbare Recht oder über das zuständige Gericht;

14.  die Sprachen, in denen die Vertragsbedingungen und die in diesem Ab-
schnitt genannten Vorabinformationen mitgeteilt werden, sowie die Spra-
chen, in denen sich der Versicherer verpflichtet, mit Ihrer Zustimmung die 
Kommunikation während der Laufzeit dieses Vertrags zu führen;

15.  einen möglichen Zugang für Sie zu einem außergerichtlichen Be-
schwerde- und Rechtsbehelfsverfahren und gegebenenfalls die Vor-
aussetzungen für diesen Zugang; dabei ist ausdrücklich darauf hinzu-
weisen, dass die Möglichkeit für Sie, den Rechtsweg zu beschreiten, 
hiervon unberührt bleibt;

16.  Name und Anschrift der zuständigen Aufsichtsbehörde sowie die Mög-
lichkeit einer Beschwerde bei dieser Aufsichtsbehörde.

Ende der Widerrufsbelehrung

11.  Laufzeit des Vertrags

  Die Versicherungsdauer beträgt in der Regel mindestens ein Jahr. Nach 
Ablauf des ersten Versicherungsjahres verlängert sich der jeweilige Vertrag 
stillschweigend von Jahr zu Jahr, wenn er nicht fristgemäß gekündigt wird. 
Etwaige Besonderheiten ergeben sich aus dem Antrag oder dem Versiche-
rungsschein.
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Mitteilung nach § 19 Abs. 5 Versicherungsvertragsgesetz (VVG)
über die Folgen einer Verletzung der gesetzlichen Anzeigepflicht

Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen?
Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle 
Ihnen bekannten gefahrerheblichen Umstände, nach denen wir 
in Textform gefragt haben, wahrheitsgemäß und vollständig 
anzuzeigen. Wenn wir nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor 
Vertragsannahme in Textform nach gefahrerheblichen Umstän-
den fragen, sind Sie auch insoweit zur Anzeige verpflichtet.

Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche 
Anzeigepflicht verletzt wird?

1.	 Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes
	� Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können wir 

vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachwei
sen, dass weder Vorsatz noch grobe Fahrlässigkeit vorliegt.

	� Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben 
wir kein Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu 
anderen Bedingungen, geschlossen hätten. 

	� Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. 
Erklären wir den Rücktritt nach Eintritt des Versicherungsfal
les, bleiben wir dennoch zur Leistung verpflichtet, wenn Sie 
nachweisen, dass der nicht oder nicht richtig angegebene 
Umstand

	 –		� weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versiche-
rungsfalles 

	 –		� noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leis
tungspflicht 

	� ursächlich war. Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, 
wenn Sie die Anzeigepflicht arglistig verletzt haben.

	� Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, wel-
cher der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung 
abgelaufenen Vertragszeit entspricht.  

2.	 Kündigung
	� Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vor-

vertragliche Anzeigepflicht lediglich einfach fahrlässig oder 
schuldlos verletzt haben, können wir den Vertrag unter Ein-
haltung einer Frist von einem Monat kündigen.

	� Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, 
wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten.

 
3.	 Vertragsänderung
	� Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den 

Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrum-

stände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen 
hätten, werden die anderen Bedingungen auf unser Verlan
gen Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht fahr-
lässig verletzt, werden die anderen Bedingungen rückwir-
kend Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht 
schuldlos verletzt, werden die anderen Bedingungen erst ab 
der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 

	� Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um 
mehr als 10 % oder schließen wir die Gefahrabsicherung für 
den nicht angezeigten Umstand aus, können Sie den Ver-
trag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung 
über die Vertragsänderung fristlos kündigen. Auf dieses 
Recht werden wir Sie in unserer Mitteilung hinweisen.

4. 	 Ausübung unserer Rechte
	� Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung 

oder zur Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats 
schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeit-
punkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeigepflicht, die 
das von uns geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis 
erlangen. Bei der Ausübung unserer Rechte haben wir die 
Umstände anzugeben, auf die wir unsere Erklärung stützen. 
Zur Begründung können wir nachträglich weitere Umstände 
angeben, wenn für diese die Frist nach Satz 1 nicht verstri-
chen ist.  

	� Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündi-
gung oder zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn wir 
den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtig-
keit der Anzeige kannten.

	� Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Ver-
tragsänderung erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach 
Vertragsschluss. Dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die 
vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt 
zehn Jahre, wenn Sie die Anzeigepflicht vorsätzlich oder 
arglistig verletzt haben. 

5.	 Stellvertretung durch eine andere Person
	� Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine 

andere Person vertreten, so sind bezüglich der Anzeige-
pflicht, des Rücktritts, der Kündigung, der Vertragsände- 
rung und der Ausschlussfrist für die Ausübung unserer 
Rechte die Kenntnis und Arglist Ihres Stellvertreters als 
auch Ihre eigene Kenntnis und Arglist zu berücksichtigen. 
Sie können sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vor-
sätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur beru-
fen, wenn weder Ihrem Stellvertreter noch Ihnen Vorsatz 
oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.

Sehr geehrte Versicherungsnehmerin, sehr geehrter Versicherungsnehmer,

damit wir Ihren Versicherungsantrag ordnungsgemäß prüfen können, ist es notwendig, dass Sie die von uns gestellten Fragen wahr-
heitsgemäß und vollständig beantworten. Es sind auch solche Umstände anzugeben, denen Sie nur geringe Bedeutung beimessen.

Angaben, die Sie nicht gegenüber dem Versicherungsvermittler machen möchten, sind unverzüglich und unmittelbar gegenüber der 
VHV Allgemeine Versicherung AG, VHV-Platz 1, 30177 Hannover schriftlich nachzuholen.

Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz gefährden, wenn Sie unrichtige oder unvollständige Angaben machen. 
Nähere Einzelheiten zu den Folgen einer Verletzung der Anzeigepflicht können Sie der nachstehenden Information entnehmen.



Produktübersicht Hausrat KLASSIK-GARANT
Stand: 01.2019

KLASSIK-GARANT
LEISTUNGS-UPDATE-GARANTIE
Home-Service / Vermittlung von Handwerkern / 24 Stunden täglich / 365 Tage im Jahr
Neuwertentschädigung
Unterversicherungsverzicht ab 650 Euro/qm
Tarifvariante 55+
Feuer
Überspannungsschäden durch Blitz NEU bis zur Versicherungssumme
Nutzwärmeschäden
NEU Gartengeräte inkl. Mährobotern, Gartenmöbel, Grills, Wäschespinnen, Kleidung und Wäsche auf dem Versicherungsgrundstück  
bis 5 % der Versicherungssumme

 

Verpuffung, Überschalldruckwellen
Rauch-, Ruß-, Schmor- und Sengschäden
Anprall/Absturz unbemannter Flugkörper
Leitungswasser
Aquarien, Wasserbetten, Whirlpools
Regenfallrohre innerhalb des Gebäudes
NEU Bruchschäden an Armaturen
Einbruchdiebstahl / Diebstahl
Vandalismus bei Einschleichen
Diebstahl von Waschmaschinen und Trocknern aus Gemeinschaftsräumen
Diebstahl von Kinderspiel- und -sportgeräten auf dem Versicherungsgrundstück bis 5 % der Versicherungssumme
Diebstahl von Kinderwagen, Gehhilfen und Krankenfahrstühlen NEU bis zur Versicherungssumme
Diebstahl aus Kfz in Deutschland bis 2 % der Versicherungssumme (mind. 1.000 Euro) / nachts, bei beendetem Gebrauch bis 600 Euro
Diebstahl während eines Krankenhaus-/Reha- bzw. Kuraufenthalts NEU bis zur Versicherungssumme / Wertsachen bis 600 Euro
Diebstahl von Fahrrädern, Pedelecs, Zubehör und Anhängern (ohne Nachtzeitklausel), wahlweise bis 10 % der Versicherungssumme
Gartengeräte inkl. Mährobotern, Gartenmöbel, Grills, Wäschespinnen, Kleidung und Wäsche auf dem Versicherungsgrundstück  
bis 5 % der Versicherungssumme

 

Diebstahl innerhalb des Versicherungsortes (Trickdiebstahl) ohne Altersbegrenzung bis 1.000 Euro
Einbruchdiebstahl aus Schiffskabinen/Schlafwagenabteilen NEU bis zur Versicherungssumme / Wertsachen bis 1.000 Euro
Sturm / Hagel
Sturm-/Hagelschäden auf Terrassen/Balkonen bis 1.000 Euro
Zusätzlich versicherte Gefahren und Schäden
Versicherungsschutz bei inneren Unruhen, NEU Streik oder Aussperrung
Transportmittelunfall bis 250 Euro
Versicherte Sachen / Versicherungsort
Kundenschließfächer NEU bis 30 % der Versicherungssumme
Arbeitsgeräte am Arbeitsplatz bis 2.000 Euro
Gewerblich genutzte Räume bis 10.000 Euro
Sachen in vermieteten Einliegerwohnungen
Technische und optische Sicherungsanlagen auf dem Grundstück
Hausratgegenstände in Garagen am Wohnort
Versicherte Kosten
Reparaturkosten für provisorische Maßnahmen
Bewachungskosten NEU bis zur Versicherungssumme
Hotelkosten bis 2 ‰ der Versicherungssumme / max. 200 Tage
Mehrkosten aufgrund Technologiefortschritts
Lagerkosten / max. 200 Tage
Rückreisekosten aus dem Urlaub bei Schäden über 5.000 Euro / max. 5.000 Euro, NEU auch bei Dienstreisen
Umzugskosten bei dauernder Unbewohnbarkeit der Wohnung bis 5 % der Versicherungssumme
Sachverständigenverfahren / 80 % der Kosten bei Schäden über 10.000 Euro / max. 6.000 Euro
Datenrettungskosten NEU bis 1 % der Versicherungssumme
Wasser- und NEU Gasverlust durch Rohrbruch bis 1.000 Euro
Telefonmissbrauch (nach Einbruchdiebstahl) bis 250 Euro
Besondere gefahrerhöhende Umstände
Kein Einwand der groben Fahrlässigkeit bei Herbeiführung des Versicherungsfalls
Keine Anzeigepflicht beim Aufstellen eines Gerüsts
Kein Einwand der Gefahrerhöhung bei Abwesenheit / max. 120 Tage
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KLASSIK-GARANT
LEISTUNGS-UPDATE-GARANTIE
Home-Service / Vermittlung von Handwerkern / 24 Stunden täglich / 365 Tage im Jahr
Neuwertentschädigung
Unterversicherungsverzicht ab 650 Euro/qm
Tarifvariante 55+
Feuer
Überspannungsschäden durch Blitz NEU bis zur Versicherungssumme
Nutzwärmeschäden
NEU Gartengeräte inkl. Mährobotern, Gartenmöbel, Grills, Wäschespinnen, Kleidung und Wäsche auf dem Versicherungsgrundstück  
bis 5 % der Versicherungssumme

 

Verpuffung, Überschalldruckwellen
Rauch-, Ruß-, Schmor- und Sengschäden
Anprall/Absturz unbemannter Flugkörper
Leitungswasser
Aquarien, Wasserbetten, Whirlpools
Regenfallrohre innerhalb des Gebäudes
NEU Bruchschäden an Armaturen
Einbruchdiebstahl / Diebstahl
Vandalismus bei Einschleichen
Diebstahl von Waschmaschinen und Trocknern aus Gemeinschaftsräumen
Diebstahl von Kinderspiel- und -sportgeräten auf dem Versicherungsgrundstück bis 5 % der Versicherungssumme
Diebstahl von Kinderwagen, Gehhilfen und Krankenfahrstühlen NEU bis zur Versicherungssumme
Diebstahl aus Kfz in Deutschland bis 2 % der Versicherungssumme (mind. 1.000 Euro) / nachts, bei beendetem Gebrauch bis 600 Euro
Diebstahl während eines Krankenhaus-/Reha- bzw. Kuraufenthalts NEU bis zur Versicherungssumme / Wertsachen bis 600 Euro
Diebstahl von Fahrrädern, Pedelecs, Zubehör und Anhängern (ohne Nachtzeitklausel), wahlweise bis 10 % der Versicherungssumme
Gartengeräte inkl. Mährobotern, Gartenmöbel, Grills, Wäschespinnen, Kleidung und Wäsche auf dem Versicherungsgrundstück  
bis 5 % der Versicherungssumme

 

Diebstahl innerhalb des Versicherungsortes (Trickdiebstahl) ohne Altersbegrenzung bis 1.000 Euro
Einbruchdiebstahl aus Schiffskabinen/Schlafwagenabteilen NEU bis zur Versicherungssumme / Wertsachen bis 1.000 Euro
Sturm / Hagel
Sturm-/Hagelschäden auf Terrassen/Balkonen bis 1.000 Euro
Zusätzlich versicherte Gefahren und Schäden
Versicherungsschutz bei inneren Unruhen, NEU Streik oder Aussperrung
Transportmittelunfall bis 250 Euro
Versicherte Sachen / Versicherungsort
Kundenschließfächer NEU bis 30 % der Versicherungssumme
Arbeitsgeräte am Arbeitsplatz bis 2.000 Euro
Gewerblich genutzte Räume bis 10.000 Euro
Sachen in vermieteten Einliegerwohnungen
Technische und optische Sicherungsanlagen auf dem Grundstück
Hausratgegenstände in Garagen am Wohnort
Versicherte Kosten
Reparaturkosten für provisorische Maßnahmen
Bewachungskosten NEU bis zur Versicherungssumme
Hotelkosten bis 2 ‰ der Versicherungssumme / max. 200 Tage
Mehrkosten aufgrund Technologiefortschritts
Lagerkosten / max. 200 Tage
Rückreisekosten aus dem Urlaub bei Schäden über 5.000 Euro / max. 5.000 Euro, NEU auch bei Dienstreisen
Umzugskosten bei dauernder Unbewohnbarkeit der Wohnung bis 5 % der Versicherungssumme
Sachverständigenverfahren / 80 % der Kosten bei Schäden über 10.000 Euro / max. 6.000 Euro
Datenrettungskosten NEU bis 1 % der Versicherungssumme
Wasser- und NEU Gasverlust durch Rohrbruch bis 1.000 Euro
Telefonmissbrauch (nach Einbruchdiebstahl) bis 250 Euro
Besondere gefahrerhöhende Umstände
Kein Einwand der groben Fahrlässigkeit bei Herbeiführung des Versicherungsfalls
Keine Anzeigepflicht beim Aufstellen eines Gerüsts
Kein Einwand der Gefahrerhöhung bei Abwesenheit / max. 120 Tage

KLASSIK-GARANT
Außenversicherung
Max. 6 Monate NEU bis 25 % der Versicherungssumme
Mitversicherung von Kindern in Ausbildung und mit eigenem Hausstand
Wertsachen
Wertsachen bis 30 % der Versicherungssumme, Erhöhung gegen Zuschlag möglich
Unverschlossen aufbewahrtes Bargeld und auf Geldkarten geladene Beträge NEU bis 3.000 Euro
Unverschlossen aufbewahrte Urkunden einschließlich Sparbücher und sonstiger Wertpapiere NEU bis 15.000 Euro
Unverschlossen aufbewahrte Schmucksachen, Edelsteine, Perlen, Briefmarken, Münzen bis 25.000 Euro
Sonstiges
Garantie GDV-Musterbedingungen (VHB 2016) / Mindeststandards „Arbeitskreis Beratungsprozesse“
NEU Beitragsbefreiung bei Arbeitslosigkeit
Erhöhung Vorsorgebetrag bis 15 % der Versicherungssumme

ZUSATZLEISTUNGEN

BAUSTEIN EXKLUSIV
Baustein BEST-LEISTUNGS-GARANTIE / garantiert im Schadenfall die besten Leistungen aus allen Hausratversicherungen am deutschen Markt 
im Rahmen der versicherten Gefahren und Schäden /  
NEU inkl. Einschluss unbenannter Gefahren, NEU inkl. Cyberklausel (Online- und Digitalschutz)

 
 

Versicherte Gefahren
Mitversicherung von nicht am Kfz montierten Sommer-/Winterreifen, Dachboxen, NEU Mitversicherung von Kindersitzen bis 500 Euro
Einbruchdiebstahl / Diebstahl
NEU Diebstahl außerhalb des Versicherungsortes (Trick- und Taschendiebstahl) ohne Altersbegrenzung bis 1.000 Euro, Selbstbeteiligung 250 Euro
NEU Diebstahl aus Wassersportfahrzeugen bis 2 % der Versicherungssumme
NEU Diebstahl aus Kfz bis 3 % der Versicherungssumme, mind. 1.000 Euro / nachts, bei beendetem Gebrauch bis 600 Euro /  
gilt auch für Digitalkameras, Camcorder, mobile Audiogeräte, Mobiltelefone, Computer, Spielkonsolen und mobile Navigationsgeräte  
inkl. Zubehör / Erweiterung des Geltungsbereichs auf Benelux, Österreich und Schweiz

 
 

Sturm / Hagel
Sturm-/Hagelschäden auf Versicherungsgrundstück bis NEU 3.500 Euro ohne Selbstbeteiligung 
Versicherte Kosten
NEU Telefonmissbrauch (nach Einbruchdiebstahl) bis 1.000 Euro
Hotelkosten bis 4 ‰ der Versicherungssumme / max. 200 Tage
Erstattung persönlicher Auslagen im Schadenfall bis 500 Euro
Außenversicherung
Max. 12 Monate NEU bis 51 % der Versicherungssumme
Sportausrüstung bis 2.500 Euro ohne zeitliche Begrenzung
Mitversicherung des beruflich bedingten Zweitwohnsitzes bis 15.000 Euro
Versicherte Sachen / Versicherungsort
Gewerblich genutzte Räume NEU bis zur Versicherungssumme
Handelswaren und Musterkollektionen NEU bis zur Versicherungssumme
Wertsachen
Wertsachen bis 40 % der Versicherungssumme, Erhöhung gegen Zuschlag möglich
NEU Kundenschließfächer bis 40 % der Versicherungssumme
Sonstiges
Kein Einwand der groben Fahrlässigkeit bei Verletzung von Obliegenheiten/Sicherheitsvorschriften bis 5.000 Euro
Erhöhung Vorsorgebetrag bis 30 % der Versicherungssumme
Haushaltsgründung Kinder bis max. 30.000 Euro / max. 3 Monate nach der nächsten Hauptfälligkeit

BAUSTEIN WEITERE ELEMENTARGEFAHREN
ELEMENTAR I / Überschwemmung und Rückstau durch Witterungsniederschläge (Starkregen), Schneedruck, Dachlawinen, Lawinen,  
Erdsenkung, Erdrutsch, Erdbeben, Vulkanausbruch

 

ELEMENTAR II / Elementar I plus Überschwemmung und Rückstau infolge Ausuferung oberirdischer Gewässer

BAUSTEIN MOBILITÄT / REISEGEPÄCK

BAUSTEIN GLASVERSICHERUNG

Die Produktbeschreibungen und die Hinweise NEU beziehen sich auf den Leistungsumfang unseres derzeit aktuellen Produkts aus 12.2018 und sind stark verkürzt wieder-
gegeben. Maßgebend ist ausschließlich der Wortlaut der Versicherungsbedingungen.                                                                                           enthalten     optional
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Schnelle Hilfe – wann immer Sie sie brauchen

Ob Sie bei uns eine Hausratversicherung oder eine Wohngebäudeversicherung abgeschlossen haben, der VHV-Home-Service steht Ihnen 
jederzeit zur Verfügung. Er ist Bestandteil Ihrer Versicherung. Was auch immer passiert, über die telefonische VHV-Hotline bekommen Sie jede 
erdenkliche Hilfe, zum Beispiel bei Wasserrohrbruch, Brand durch Kurzschluß, Dachabdeckung durch Sturm oder, oder, oder. Wenn etwas passiert, 
organisieren wir Ihnen zu jeder Tages- und Nachtzeit auch an Wochenenden und Feiertagen schnelle Hilfe.

Sie können im Schadenfall gleich die VHV-Hotline-Nummer wählen und unserem Mitarbeiter das Problem schildern. Er vermittelt Ihnen sofort den 
geeigneten Handwerker bzw. Dienstleister. Dieser meldet sich zur gewünschten Zeit bei Ihnen, um alles Weitere zu vereinbaren.  
So ersparen Sie sich zeitraubende Telefonate und die Suche nach einem Handwerker.
So wird Ihr Schaden aufs Schnellste aus der Welt geschaffen – unkompliziert, zeitsparend, fachgerecht. Ob und in welcher Höhe die entstehenden  
Handwerker- und Dienstleisterkosten übernommen werden, kann erst nach der Einsendung der Schadenmeldung geprüft werden.

Wir sind immer für Sie da – auch wenn Sie keinen Schadenfall haben. Zum Beispiel weil Sie einen Haushüter während Ihres Urlaubs suchen 
oder einen Handwerker für Ihren Umzug benötigen. Einfach die VHV-Hotline anrufen. Wir helfen Ihnen kompetent und schnell.  
Das verstehen wir unter gut aufgehoben.

Noch eine Bitte:
Wenn Sie den Home-Service einmal nutzen wollen, halten Sie bitte die Versicherungsscheinnummer bereit, wenn Sie anrufen.
Sie finden die Versicherungsscheinnummer auf der ersten Seite des Versicherungsscheines oben rechts.

Vielen Dank.

VHV HOME-SERVICE-KARTE

8
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SICHERHEITSTIPPS FÜR IHR FAHRRAD

NICHT NUR AB-, SONDERN ANSCHLIESSEN 
Wer sein Fahrrad auch bei einem kurzen Stopp abschließt, etwa beim Be
such eines Bäckers, vermindert das Diebstahlrisiko erheblich. Statistisch 
gesehen gehen nämlich rund 30 Prozent aller Fahrraddiebstähle auf das 
Konto von Gelegenheitstätern. 

Es reicht nicht aus, das Fahrrad nur abzuschließen. Man sollte es grund-
sätzlich mit dem Rahmen an einen stabilen Gegenstand anschließen, der 
hoch genug sein muss, dass man das Velo nicht samt Schloss einfach  
darüber heben kann. 

Denn selbst das beste Schloss nützt wenig, wenn ein Täter das Rad auf 
einen Kleintransporter laden oder es wegschieben kann, um anschließend 
in unbeobachteter Umgebung in alle Ruhe das Schloss zu knacken. 

AUF ÖFFENTLICHKEIT ACHTEN 
Das Fahrrad sollte möglichst nicht an einsamen oder schlecht einsehbaren 
Orten abgestellt werden. Denn Diebe wissen über die Vorteile, unbeobach-
tet arbeiten zu können. 

DEN DIEBEN DIE ARBEIT ERSCHWEREN 
Zwischen dem Schloss, dem Fahrrad und dem Gegenstand, an dem es 
angeschlossen wird, sollte möglichst wenig Platz verbleiben. Denn so kann 
verhindert werden, dass ein Dieb einen Wagenheber zum Aufstemmen des 
Schlosses ansetzen kann. 

Wenn möglich, sollte die Schlüsselöffnung nach unten weisen. Denn auch 
das erschwert den Dieben die Arbeit und ist ein probates Mittel gegen das 
gefürchtete Lockpicking, bei dem mit Spezialwerkzeugen der Schließme-
chanismus überwunden wird. 

NUR GUTE SCHLÖSSER SCHÜTZEN 
Bügel-, Ketten-, Seil- oder Zollstock-Schloss – nur wer bereit ist, für ein 
Fahrradschloss etwas mehr Geld auszugeben, kann sein Fahrrad ausrei-
chend sicher vor Diebstahl schützen. Gute Schlösser sind im Fachhandel 
schon ab etwa 50 Euro erhältlich. 

Wer zu einem einfachen Kabelschloss greift oder glaubt, dass ein Rah-
menschloss ausreicht, spart am falschen Ende. Gute Anbieter teilen ihre 
Schlösser in Sicherheitsklassen ein. Je höher, umso besser. 

Beim Kauf lässt man sich am besten von einem Fachhändler beraten. 
Tipps gibt es auch auf den Internetseiten des ADFC. 

GUTE SCHLÖSSER SIND SCHWER UND UNHANDLICH? 
Die weit verbreitete Meinung, dass gute Schlösser schwer und unhandlich 
sind, stimmt nicht. Denn nicht nur mit schweren Ketten- und Bügelschlös-
sern kann man Dieben die Stirn zeigen. Auch die Faltschlösser der Firmen 
Abus und Trelock bieten einen ausgesprochen guten Schutz. 

Faltschlösser sind handlich und lassen sich leicht am Flaschenhalter des 
Fahrradrahmens befestigen oder in einer Tasche oder einem Rucksack mit 
sich führen. 

DER TRICK MIT DER CODIERUNG 
Insbesondere hochwertigere Fahrräder sollten unbedingt codiert werden. 
Dabei wird das Fahrrad ähnlich einer Tätowierung mit einem nicht mehr 
ohne Beschädigung des Rahmens zu entfernenden Code versehen. 

Das macht es Dieben schwer, das Fahrrad ohne Eigentumsnachweis zu 
verkaufen beziehungsweise zu nutzen und somit für sie wertlos. 

LAUFRÄDER SICHERN 
Die Laufräder guter Fahrräder sind teuer und ein begehrtes Objekt für 
Diebe. Es ist zwar bequem, ein durch einen sogenannten Schnellspanner 
gesichertes Laufrad nach einem Plattfuß mit einem Handgriff ausbauen zu 
können. 

Doch auch Diebe kennen diesen Trick. Daher sollten teure Laufräder 
grundsätzlich mit einem speziellen System, wie etwa dem der Firma 
Pitlock, gesichert werden. So gesicherte Fahrradteile können nur dann 
gestohlen werden, wenn man sie zerstört. Dann aber sind sie für einen 
Dieb wertlos.
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FAHRRAD-PASS

Codier-Nr.:Bitte machen Sie ein Foto Ihres Fahrrades

	 Name / Vorname

	 Straße / Haus-Nr.

	 PLZ / Wohnort

FAHRRADBESCHREIBUNG (Bitte alles Zutreffende ankreuzen)

Rahmen-Nr.:

Nummer befindet sich entweder am  
Tretlager an der hinteren Gabel oder am 
Sattelknopf eingestanzt

Art des Rades

o  Kinderrad

o  Jugendrad

o  Damenrad

o  Herrenrad

o  Rennrad

o  Mountainbike

o  Trekkingrad

o  ______________________________

Marke und Modell des Rades

Farbe des Rahmens

Material des Rahmens

Farbe der Schutzbleche

Reifengröße

Kaufdatum

Kaufpreis

Händler

Gangschaltung

Fabrikat

o	Nabenschaltung mit

	 ______ Gängen

o	 Kettenschaltung mit

	 ______ Gängen

Zubehör / Besonderheiten

o	 Tacho

o	 Fahrradcomputer

	 Marke__________________________

o	 Federgabel vorn    o  hinten

o	 Lenkerhörner

Sonstiges

Beschädigungen

Notieren Sie alle wichtigen Merkmale Ihres Fahrrades in dem Fahrrad-Paß. Ganz wichtig ist die Rahmen- und Codiernummer Ihres Fahrrades. Der Fahrrad-
Paß kann im Falle eines Falles der Polizei bei der Wiederauffindung die Ermittlung des Eigentümers sehr erleichtern. Denn viele gestohlene Fahrräder  
werden wieder aufgefunden.
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Die Verbundene Hausratversicherung schützt Sie vor den finanziellen Folgen von Sachschäden an Ihrem Hausrat. Versichert sind 
Schäden durch die in diesen Versicherungsbedingungen zusammengefassten (verbundenen) Gefahren. Wird der Hausrat zer­
stört oder beschädigt, entschädigen wir Sie nach den unten stehenden Bestimmungen. In der Regel vereinbaren wir mit Ihnen die 
Wiederbeschaffung in gleicher Art und Güte im neuwertigen Zustand. Wir berechnen Ihre Entschädigung nach dem Neuwert zum 
Zeitpunkt des Versicherungsfalls. Der Neuwert des zu versichernden Hausrats ist die Grundlage für die Versicherungssumme.

Wir übernehmen auch eine Reihe von Folgekosten (Beispiel: Schlossänderungskosten, Hotelkosten), die durch ein Schaden­
ereignis entstehen.

Die „Allgemeinen Hausrat Versicherungsbedingungen“ sind die Vertragsgrundlage für Ihre Verbundene Hausratversicherung.

Auf die gleichzeitige Verwendung männlicher und weiblicher Sprachformen verzichten wir. Personenbezogene Formulierungen 
sind geschlechtsneutral zu verstehen.

Ihrem besseren Verständnis dieser Versicherungsbedingungen dienen folgende Begriffserläuterungen:

Versicherungsnehmer: Das sind Sie als unser Vertragspartner und Käufer des Versicherungsschutzes.

Versicherungsfall: Der Versicherungsfall ist das Ereignis, für das wir Entschädigung leisten.

Ausschlüsse: Ein Ausschluss beschreibt eine Gefahr, eine Schadenart oder eine Sache, für die kein Versicherungsschutz 
 besteht. Ausschlüsse dienen der Abgrenzung des Leistungsversprechens und gewährleisten, dass der Versicherungsschutz kal­
kulierbar bleibt. Sie finden sie in den Bedingungen entweder als generelle Ausschlüsse (Beispiel: Krieg) oder in Bestimmungen zu 
einzelnen Gefahren und Schäden sowie bei der Beschreibung der versicherten Sachen.

Versicherungswert: Der Versicherungswert ist der Wert Ihres Hausrats, nach dem wir im Schadenfall entschädigen. Da die Haus­
ratversicherung im Regelfall zum Neuwert entschädigt, ist dies der Betrag, den Sie aufwenden müssten, um Sachen neu wieder­
zubeschaffen. Für Kunstgegenstände und Antiquitäten ist es der Betrag, den Sie aufwenden müssten, um Sachen gleicher Art und 
Güte wiederzubeschaffen. Bei in Ihrem Haushalt nicht mehr zweckgemäß verwendbaren Sachen, ist es der erzielbare Verkaufs­
preis.

Ausreichende Versicherungssumme und Vorsorge: Die Versicherungssumme ist ausreichend, wenn Sie dem Wert Ihres 
Hausrats entspricht. Die Versicherungssumme ist maßgeblich für die Höhe des Beitrags. Oftmals erhöht sich der Wert des 
Hausrats während der Vertragslaufzeit, Beispiel: durch Neuanschaffungen. Deshalb stellen wir für Sie im Schadenfall noch eine 
zusätzliche Vorsorgeversicherungssumme zur Verfügung. Die Höhe der Vorsorgeversicherungssumme ist in den Besonderen 
 Bedingungen genannt. Die Versicherungssumme und die Vorsorge zusammen definieren die Höchstleistung im Schadenfall. 
Damit reduziert sich für Sie das Risiko, nicht ausreichend versichert zu sein.

Summenanpassung: Die Entschädigung zum Neuwert erfordert eine laufende Aktualisierung Ihrer Versicherungssumme. Die 
 Anpassung der Versicherungssumme richtet sich nach dem Prozentsatz, um den sich der Preisindex für Ihren Hausrat verändert. 
Das soll Sie im Schadenfall vor einer Unterversicherung durch Preissteigerungen schützen.

Obliegenheiten: Das sind Ihre Verhaltenspflichten vor, während und nach dem Versicherungsfall. Beispiel: müssen Sie zur 
 Vermeidung von Frostschäden Ihre Wohnung der kalten Jahreszeit ausreichend beheizen. Wenn Sie Obliegenheiten verletzen, 
gefährden Sie Ihren Versicherungsschutz.

Präambel zu den Allgemeinen Hausrat Versicherungsbedingungen  
(VHB 2018 – Versicherungssumme) 
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Inhaltsverzeichnis Teil A

A  1 Welche Gefahren sind versichert? Welche Gefahren sind zusätzlich versicherbar? Welche Schäden sind versichert?
A  2 Welche generellen Ausschlüsse gibt es?
A  3 Was ist unter Brand; Blitzschlag; Überspannung durch Blitz; Explosion; Implosion; Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeuges zu 

verstehen? Welche Schäden sind hier nicht versichert?
A  4 Was ist unter Einbruchdiebstahl, Vandalismus nach einem Einbruch sowie Raub zu verstehen? Welche Schäden sind hier 

nicht versichert?
A  5 Was ist unter der Gefahr Leitungswasser zu verstehen? Welche Schäden sind hier nicht versichert?
A  6 Was ist unter Naturgefahren (Sturm, Hagel und weitere Naturgefahren) zu verstehen? Welche Schäden sind versichert? 

Welche Schäden sind hier nicht versichert?
A  7 Welche Sachen sind versichert?
A  8 Was gehört zum Hausrat?
A  9 Was gehört nicht zum Hausrat?
A 10 Was ist unter dem Versicherungsort zu verstehen?
A 11 Was gilt für Selbstbeteiligungen und Entschädigungsgrenzen im Versicherungsvertrag?
A 12 Was ist unter der Außenversicherung zu verstehen? Was beinhaltet sie?
A 13 Welche Kosten sind versichert?
A 14 Was ist der Versicherungswert und die Versicherungssumme? Was sind die Grundlagen der Anpassung der 

 Versicherungssumme?
A 15 Was sind die Grundlagen der Berechnung und Anpassung des Beitrags?
A 16 Was gilt bei einem Wohnungswechsel?
A 17 Wie wird die Entschädigung ermittelt? Was gilt bei einer Unterversicherung?
A 18 Was sind Wertsachen? Was sind Wertschutzschränke? Welche Entschädigungsgrenzen gelten für Wertsachen?
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Teil A

A 1  Welche Gefahren sind versichert? Welche Gefahren sind zusätzlich versicherbar? Welche Schäden sind 
 ver sichert?

 Der Versicherer entschädigt für versicherte Sachen, die durch folgende Ereignisse (Gefahren) zerstört oder beschä­
digt werden oder infolge solcher Ereignisse abhandenkommen:

A 1.1 Brand; Blitzschlag; Überspannung durch Blitz; Explosion; Implosion; Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeugs, seiner 
Teile oder Ladung;

A.1.2 Einbruchdiebstahl, Vandalismus nach einem Einbruch sowie Raub oder den Versuch einer solchen Tat;

A 1.3 Leitungswasser;

A 1.4 Naturgefahren

A 1.4.1 Sturm und Hagel;

A 1.4.2 soweit zusätzlich vereinbart:

 Die weiteren Naturgefahren (Elementargefahren) Überschwemmung, Rückstau, Erdbeben, Erdsenkung, Erdrutsch, 
Schneedruck, Lawinen und Vulkanausbruch.

A 2 Welche generellen Ausschlüsse gibt es?

A 2.1 Ausschluss Krieg

 Nicht versichert sind Schäden durch Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, Revolution, Rebellion oder Auf­
stand. Das gilt ohne Berücksichtigung mitwirkender Ursachen.

A 2.2 Ausschluss Innere Unruhen

 Nicht versichert sind Schäden durch Innere Unruhen. Das gilt ohne Berücksichtigung mitwirkender Ursachen.

A 2.3 Ausschluss Kernenergie

 Nicht versichert sind Schäden durch Kernenergie, nukleare Strahlung oder radioaktive Substanzen. Das gilt ohne 
 Berücksichtigung mitwirkender Ursachen.

A 3 Was ist unter Brand; Blitzschlag; Überspannung durch Blitz; Explosion; Implosion; Anprall oder Absturz 
eines Luftfahrzeugs zu verstehen? Welche Schäden sind hier nicht versichert?

A 3.1 Brand

 Brand ist ein Feuer, das ohne einen bestimmungsgemäßen Herd entstanden ist oder ihn verlassen hat und das sich 
aus eigener Kraft auszubreiten vermag.

A 3.2 Blitzschlag

 Blitzschlag ist der unmittelbare Übergang eines Blitzes auf Sachen.

 Auch Überspannungs­, Überstrom­ oder Kurzschlussschäden an elektrischen Einrichtungen und Geräten können 
Blitzschlagschäden sein. Das ist der Fall, wenn über diese Schäden hinaus auf dem Grundstück des Versicherungs­
orts der Einschlag eines Blitzes zumindest durch Spuren nachweisbar ist.

A 3.3 Überspannung durch Blitz

 Überspannung durch Blitz ist ein Schaden, der durch Überspannung, Überstrom oder Kurzschluss infolge eines 
 Blitzes oder durch sonstige atmosphärisch bedingte Elektrizität an versicherten elektrischen Einrichtungen und Gerä­
ten entsteht.

A 3.4 Explosion

 Explosion ist eine plötzlich verlaufende Kraftäußerung, die auf dem Ausdehnungsbestreben von Gasen oder Dämpfen 
beruht.
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 Die Explosion eines Behälters (Kessel, Rohrleitung usw.) liegt nur unter besonderen Voraussetzungen vor. Die Wan­
dung muss in einem solchen Umfang zerrissen werden, dass ein plötzlicher Ausgleich des Druckunterschieds inner­
halb und außerhalb des Behälters stattfindet. Wird im Innern eines Behälters eine Explosion durch chemische Reak­
tion hervorgerufen, so ist ein Zerreißen seiner Wandung nicht erforderlich.

 Versichert sind auch Explosionsschäden durch Kampfmittel aus beendeten Kriegen.

A 3.5 Implosion

 Implosion ist ein plötzlicher, unvorhersehbarer Zusammenfall eines Hohlkörpers durch äußeren Überdruck infolge 
eines inneren Unterdrucks.

A 3.6 Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeugs, seiner Teile oder Ladung

 Versichert ist der Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeugs. Gleiches gilt für den Anprall oder Absturz seiner Teile oder 
seiner Ladung.

A 3.7 Nicht versicherte Schäden

 Nicht versichert sind:

A 3.7.1 Schäden durch Erdbeben. Das gilt ohne Berücksichtigung mitwirkender Ursachen.

A 3.7.2 Sengschäden. Versicherungsschutz besteht aber, wenn Sengschäden durch eine versicherte Gefahr nach A 3.1 ver­
ursacht wurden.

A 3.7.3 Schäden an Verbrennungsmotoren durch die im Verbrennungsraum der Maschine auftretenden Explosionen. Ferner 
Schäden, die an Schaltorganen von elektrischen Schaltern entstehen, und zwar durch den in ihnen auftretenden Gas­
druck. Versicherungsschutz besteht aber, wenn diese Schäden Folge eines versicherten Schadenereignisses nach 
A 3.1 sind.

A 4 Was ist unter Einbruchdiebstahl, Vandalismus nach einem Einbruch sowie Raub zu verstehen?  
Welche Schäden sind nicht versichert?

A 4.1 Einbruchdiebstahl

 Einbruchdiebstahl ist in folgenden Fällen gegeben:

A 4.1.1 Unberechtigtes Eindringen in einen Raum eines Gebäudes

 Das liegt vor, wenn der Dieb in einen Raum eines Gebäudes einbricht, einsteigt, mit falschem Schlüssel oder mit Hilfe 
von anderen Werkzeugen eindringt.

 Ein Schlüssel ist falsch, wenn seine Anfertigung für das Schloss nicht von einer dazu berechtigten Person veranlasst 
oder gebilligt wurde.

 Der Gebrauch eines falschen Schlüssels ist nicht schon dann bewiesen, wenn feststeht, dass versicherte Sachen 
 abhandengekommen sind.

A 4.1.2 Aufbrechen eines Behältnisses in einem Raum eines Gebäudes

 Das liegt vor, wenn der Dieb das in einem Raum befindliche Behältnis aufbricht. Das gilt auch, wenn er das Behältnis 
mit falschem Schlüssel oder mit Hilfe von anderen Werkzeugen öffnet.

 Ein Schlüssel ist falsch, wenn seine Anfertigung für das Schloss nicht von einer dazu berechtigten Person veranlasst 
oder gebilligt wurde.

 Der Gebrauch eines falschen Schlüssels ist nicht schon dann bewiesen, wenn feststeht, dass versicherte Sachen 
 abhandengekommen sind.

A 4.1.3 Einschleichen oder Verborgen halten

 Das liegt vor, wenn der Dieb Sachen aus einem verschlossenen Raum eines Gebäudes entwendet, in das er sich 
zuvor eingeschlichen oder in dem er sich verborgen gehalten hatte.
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 Die Explosion eines Behälters (Kessel, Rohrleitung usw.) liegt nur unter besonderen Voraussetzungen vor. Die Wan­
dung muss in einem solchen Umfang zerrissen werden, dass ein plötzlicher Ausgleich des Druckunterschieds inner­
halb und außerhalb des Behälters stattfindet. Wird im Innern eines Behälters eine Explosion durch chemische Reak­
tion hervorgerufen, so ist ein Zerreißen seiner Wandung nicht erforderlich.

 Versichert sind auch Explosionsschäden durch Kampfmittel aus beendeten Kriegen.

A 3.5 Implosion

 Implosion ist ein plötzlicher, unvorhersehbarer Zusammenfall eines Hohlkörpers durch äußeren Überdruck infolge 
eines inneren Unterdrucks.

A 3.6 Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeugs, seiner Teile oder Ladung

 Versichert ist der Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeugs. Gleiches gilt für den Anprall oder Absturz seiner Teile oder 
seiner Ladung.

A 3.7 Nicht versicherte Schäden

 Nicht versichert sind:

A 3.7.1 Schäden durch Erdbeben. Das gilt ohne Berücksichtigung mitwirkender Ursachen.

A 3.7.2 Sengschäden. Versicherungsschutz besteht aber, wenn Sengschäden durch eine versicherte Gefahr nach A 3.1 ver­
ursacht wurden.

A 3.7.3 Schäden an Verbrennungsmotoren durch die im Verbrennungsraum der Maschine auftretenden Explosionen. Ferner 
Schäden, die an Schaltorganen von elektrischen Schaltern entstehen, und zwar durch den in ihnen auftretenden Gas­
druck. Versicherungsschutz besteht aber, wenn diese Schäden Folge eines versicherten Schadenereignisses nach 
A 3.1 sind.

A 4 Was ist unter Einbruchdiebstahl, Vandalismus nach einem Einbruch sowie Raub zu verstehen?  
Welche Schäden sind nicht versichert?

A 4.1 Einbruchdiebstahl

 Einbruchdiebstahl ist in folgenden Fällen gegeben:

A 4.1.1 Unberechtigtes Eindringen in einen Raum eines Gebäudes

 Das liegt vor, wenn der Dieb in einen Raum eines Gebäudes einbricht, einsteigt, mit falschem Schlüssel oder mit Hilfe 
von anderen Werkzeugen eindringt.

 Ein Schlüssel ist falsch, wenn seine Anfertigung für das Schloss nicht von einer dazu berechtigten Person veranlasst 
oder gebilligt wurde.

 Der Gebrauch eines falschen Schlüssels ist nicht schon dann bewiesen, wenn feststeht, dass versicherte Sachen 
 abhandengekommen sind.

A 4.1.2 Aufbrechen eines Behältnisses in einem Raum eines Gebäudes

 Das liegt vor, wenn der Dieb das in einem Raum befindliche Behältnis aufbricht. Das gilt auch, wenn er das Behältnis 
mit falschem Schlüssel oder mit Hilfe von anderen Werkzeugen öffnet.

 Ein Schlüssel ist falsch, wenn seine Anfertigung für das Schloss nicht von einer dazu berechtigten Person veranlasst 
oder gebilligt wurde.

 Der Gebrauch eines falschen Schlüssels ist nicht schon dann bewiesen, wenn feststeht, dass versicherte Sachen 
 abhandengekommen sind.

A 4.1.3 Einschleichen oder Verborgen halten

 Das liegt vor, wenn der Dieb Sachen aus einem verschlossenen Raum eines Gebäudes entwendet, in das er sich 
zuvor eingeschlichen oder in dem er sich verborgen gehalten hatte.
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A 4.1.4 Gewaltsame Sicherung des Diebesgutes

 Der Dieb wird in einem Raum eines Gebäudes auf frischer Tat angetroffen und wendet Gewalt an, um sich den Besitz 
gestohlener Sachen zu erhalten. Eine Androhung von Gewalt mit Gefahr für Leib oder Leben ist der Anwendung von 
Gewalt gleichzusetzen.

A 4.1.5 Unberechtigtes Eindringen mit richtigem Schlüssel

 Dies liegt in folgenden Fällen vor:

A 4.1.5.1 Der Dieb dringt in den Raum eines Gebäudes mit einem richtigen Schlüssel ein oder öffnet dort damit ein Behältnis. 
Den richtigen Schlüssel hat sich der Dieb vorher durch Einbruchdiebstahl oder Raub nach A 4.3 beschafft. Der Ein­
bruchdiebstahl oder Raub dieses Schlüssels kann auch außerhalb des Versicherungsorts erfolgt sein.

A 4.1.5.2 Der Dieb dringt in einen Raum eines Gebäudes mit einem richtigen Schlüssel ein. Den richtigen Schlüssel hat sich 
der Dieb vorher durch Diebstahl beschafft. Dabei hat weder der Versicherungsnehmer noch der Gewahrsamsinhaber 
den Diebstahl des Schlüssels durch fahrlässiges Verhalten ermöglicht. Der Diebstahl dieses Schlüssels kann auch 
außerhalb des Versicherungsorts erfolgt sein.

A 4.2 Vandalismus nach einem Einbruch

 Vandalismus nach einem Einbruch liegt vor, wenn der Täter wie in A 4.1.1 oder A 4.1.5 beschrieben in den Versiche­
rungsort eindringt und dort versicherte Sachen vorsätzlich zerstört oder beschädigt.

A 4.3 Raub

 Raub ist in folgenden Fällen gegeben:

A 4.3.1 Anwendung von Gewalt

 Der Räuber wendet gegen den Versicherungsnehmer Gewalt an, um dessen Widerstand gegen die Wegnahme ver­
sicherter Sachen auszuschalten.

 Gewalt liegt nicht vor, wenn versicherte Sachen ohne Überwindung eines bewussten Widerstandes entwendet werden 
(einfacher Diebstahl / Trickdiebstahl).

A 4.3.2 Androhung einer Gewalttat mit Gefahr für Leib oder Leben

 Der Versicherungsnehmer gibt Sachen heraus oder lässt sie sich wegnehmen, weil der Räuber eine Gewalttat mit Ge­
fahr für Leib oder Leben androht. Dabei soll die angedrohte Gewalttat innerhalb des Versicherungsorts verübt werden. 
Bei mehreren Versicherungsorten ist der Versicherungsort maßgeblich, an dem die Drohung ausgesprochen wird.

A 4.3.3 Wegnahme nach Verlust der Widerstandskraft

 Dem Versicherungsnehmer werden versicherte Sachen weggenommen, weil seine Widerstandskraft ausgeschaltet 
war. Der Verlust der Widerstandskraft muss seine Ursache in einer Beeinträchtigung des körperlichen Zustands des 
Versicherungsnehmers haben. Diese Beeinträchtigung muss unmittelbar vor der Wegnahme bestanden haben und 
durch einen Unfall oder eine sonstige nicht verschuldete Ursache wie Beispiel: eine Ohnmacht oder ein Herzinfarkt 
entstanden sein.

 Dem Versicherungsnehmer stehen Personen gleich, die mit seiner Zustimmung in der Wohnung anwesend sind.

A 4.4 Nicht versicherte Schäden

A 4.4.1 Nicht versicherte Schäden bei Einbruchdiebstahl, Vandalismus nach einem Einbruch sowie Raub

 Versicherungsschutz besteht nicht für Schäden, die durch weitere Naturgefahren (Überschwemmung, Erdbeben, Erd­
senkung, Erdrutsch, Schneedruck, Lawinen, Vulkanausbruch) verursacht werden.

 Das gilt ohne Berücksichtigung mitwirkender Ursachen.

A 4.4.2 Nicht versicherte Schäden bei Raub

 Sachen, die erst auf Verlangen des Täters herangeschafft werden, sind nicht versichert. Geschieht dies allerdings in­
nerhalb des Versicherungsorts an dem die Tathandlungen nach A 4.4.1 bis A 4.4.3 verübt werden, sind diese Sachen 
versichert.
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A 5 Was ist unter der Gefahr Leitungswasser zu verstehen? Welche Schäden sind nicht versichert?

A 5.1 Versicherte Gefahren und Schäden

 Unter die Gefahr Leitungswasser fallen:

A 5.1.1 Leitungswasserschäden

A 5.1.2 Bruchschäden

A 5.2 Leitungswasserschäden

 Leitungswasser ist Wasser, das bestimmungswidrig ausgetreten ist aus:

A 5.2.1 Rohren der Wasserversorgung (Zu­ und Ableitungen) oder damit verbundenen Schläuchen,

A 5.2.2 den mit diesen Rohren beziehungsweise Schläuchen verbundenen sonstigen Einrichtungen oder deren wasser­
führenden Teilen,

A 5.2.3 Heizungs­ oder Klimaanlagen,

A 5.2.4 Wasserlösch­ oder Berieselungsanlagen,

A 5.2.5 Wasserbetten, Aquarien oder Whirlpools.

 Als Leitungswasser gelten auch Betriebsflüssigkeiten aus Heizungs­ oder Klimaanlagen sowie Wasserdampf. Aus­
genommen davon sind die Flüssigkeiten, die zur Energieerzeugung bestimmt sind.

A 5.3 Bruchschäden

 Soweit die folgenden Rohre und Installationen zum versicherten Hausrat gehören, sind folgende Bruchschäden inner­
halb von Gebäuden versichert:

A 5.3.1 frostbedingte und sonstige Bruchschäden an Rohren

A 5.3.1.1 der Wasserversorgung (Zu­ oder Ableitungen) oder den damit verbundenen Schläuchen;

A 5.3.1.2 von Heizungs­ oder Klimaanlagen;

A 5.3.1.3 von Wasserlösch­ oder Berieselungsanlagen.

 Das setzt voraus, dass diese Rohre nach A 5.3.1 kein Bauteil von Heizkesseln, Boilern oder vergleichbaren Anlagen 
sind.

A 5.3.2 frostbedingte Bruchschäden an folgenden Installationen:

A 5.3.2.1 Badeeinrichtungen, Waschbecken, Toiletten, Armaturen (Beispiel: Wasser­ und Absperrhähne, Ventile, Geruchs­
verschlüsse, Wassermesser) sowie deren Anschlussschläuche;

A 5.3.2.2 Heizkörper, Heizkessel, Boiler oder vergleichbare Teile von Heizungs­ oder Klimaanlagen.

 Als innerhalb des Gebäudes gilt der gesamte Baukörper, einschließlich der Bodenplatte.

 Rohre von Solarheizungsanlagen auf dem Dach gelten als Rohre innerhalb des Gebäudes.

 Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, sind Rohre und Installationen unterhalb der Bodenplatte (tragend oder nicht 
tragend) nicht versichert.

A 5.4 Nicht versicherte Schäden

 Nicht versichert sind ohne Berücksichtigung mitwirkender Ursachen – es sei denn, im Folgenden sind solche 
 genannt – Schäden durch

A 5.4.1 Plansch­ oder Reinigungswasser;

A 5.4.2 Schwamm;
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A 5 Was ist unter der Gefahr Leitungswasser zu verstehen? Welche Schäden sind nicht versichert?

A 5.1 Versicherte Gefahren und Schäden

 Unter die Gefahr Leitungswasser fallen:

A 5.1.1 Leitungswasserschäden

A 5.1.2 Bruchschäden

A 5.2 Leitungswasserschäden

 Leitungswasser ist Wasser, das bestimmungswidrig ausgetreten ist aus:

A 5.2.1 Rohren der Wasserversorgung (Zu­ und Ableitungen) oder damit verbundenen Schläuchen,

A 5.2.2 den mit diesen Rohren beziehungsweise Schläuchen verbundenen sonstigen Einrichtungen oder deren wasser­
führenden Teilen,

A 5.2.3 Heizungs­ oder Klimaanlagen,

A 5.2.4 Wasserlösch­ oder Berieselungsanlagen,

A 5.2.5 Wasserbetten, Aquarien oder Whirlpools.

 Als Leitungswasser gelten auch Betriebsflüssigkeiten aus Heizungs­ oder Klimaanlagen sowie Wasserdampf. Aus­
genommen davon sind die Flüssigkeiten, die zur Energieerzeugung bestimmt sind.

A 5.3 Bruchschäden

 Soweit die folgenden Rohre und Installationen zum versicherten Hausrat gehören, sind folgende Bruchschäden inner­
halb von Gebäuden versichert:

A 5.3.1 frostbedingte und sonstige Bruchschäden an Rohren

A 5.3.1.1 der Wasserversorgung (Zu­ oder Ableitungen) oder den damit verbundenen Schläuchen;

A 5.3.1.2 von Heizungs­ oder Klimaanlagen;

A 5.3.1.3 von Wasserlösch­ oder Berieselungsanlagen.

 Das setzt voraus, dass diese Rohre nach A 5.3.1 kein Bauteil von Heizkesseln, Boilern oder vergleichbaren Anlagen 
sind.

A 5.3.2 frostbedingte Bruchschäden an folgenden Installationen:

A 5.3.2.1 Badeeinrichtungen, Waschbecken, Toiletten, Armaturen (Beispiel: Wasser­ und Absperrhähne, Ventile, Geruchs­
verschlüsse, Wassermesser) sowie deren Anschlussschläuche;

A 5.3.2.2 Heizkörper, Heizkessel, Boiler oder vergleichbare Teile von Heizungs­ oder Klimaanlagen.

 Als innerhalb des Gebäudes gilt der gesamte Baukörper, einschließlich der Bodenplatte.

 Rohre von Solarheizungsanlagen auf dem Dach gelten als Rohre innerhalb des Gebäudes.

 Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, sind Rohre und Installationen unterhalb der Bodenplatte (tragend oder nicht 
tragend) nicht versichert.

A 5.4 Nicht versicherte Schäden

 Nicht versichert sind ohne Berücksichtigung mitwirkender Ursachen – es sei denn, im Folgenden sind solche 
 genannt – Schäden durch

A 5.4.1 Plansch­ oder Reinigungswasser;

A 5.4.2 Schwamm;
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A 5.4.3 Grundwasser, stehendes oder fließendes Gewässer, Überschwemmung oder Witterungsniederschläge oder einen 
durch diese Ursachen hervorgerufenen Rückstau;

A 5.4.4 Erdbeben, Schneedruck, Lawinen, Vulkanausbruch;

A 5.4.5 Erdsenkung oder Erdrutsch, es sei denn, dass Leitungswasser nach A 5.2 die Erdsenkung oder den Erdrutsch ver­
ursacht hat;

A 5.4.6 Öffnen der Sprinkler oder Bedienen der Berieselungsdüsen wegen eines Brandes, durch Druckproben oder durch Um­
bauten oder Reparaturarbeiten an dem versicherten Gebäude oder an der Wasserlösch­ oder Berieselungsanlage.

 Nicht versichert sind Schäden an

A 5.4.7 Gebäuden oder an Gebäudeteilen, die nicht bezugsfertig sind. Dies gilt auch für die in diesen Gebäuden oder Gebäu­
deteilen befindlichen Sachen.

A 5.4.8 dem Inhalt eines Aquariums, die dadurch entstehen, dass Wasser aus dem Aquarium ausgetreten ist.

A 6 Was ist unter Naturgefahren (Sturm, Hagel und weitere Naturgefahren) zu verstehen? Welche Schäden sind 
versichert? Welche Schäden sind nicht versichert?

A 6.1 Sturm

A 6.1.1 Ein Sturm ist eine wetterbedingte Luftbewegung von mindestens Windstärke 8 nach der Beaufortskala (Wind­
geschwindigkeit mindestens 62 km pro Stunde).

 Ist die Windstärke für den Schadenort nicht feststellbar, wird Sturm unterstellt, wenn der Versicherungsnehmer einen 
der folgenden Sachverhalte nachweist:

A 6.1.1.1 Die Luftbewegung hat in der Umgebung des Versicherungsgrundstücks Schäden an Gebäuden in einwandfreiem 
 Zustand oder an ebenso widerstandsfähigen anderen Sachen angerichtet.

A 6.1.1.2 Der Schaden kann wegen des einwandfreien Zustands des versicherten Gebäudes oder des Gebäudes, in dem sich 
die versicherten Sachen befunden haben, nur durch Sturm entstanden sein. Das gilt auch für Gebäude, die baulich 
mit dem versicherten Gebäude verbunden sind.

A 6.2 Hagel

 Hagel ist ein fester Witterungsniederschlag in Form von Eiskörnern.

A 6.3 Versicherte Sturm- / Hagelereignisse

 Versichert sind nur Schäden, die wie folgt entstehen:

A 6.3.1 Sturm oder Hagel wirken unmittelbar auf versicherte Sachen oder auf Gebäude ein, in denen sich versicherte Sachen 
befinden. Daraus entstehende Folgeschäden an versicherten Sachen sind versichert.

A 6.3.2 Sturm oder Hagel wirken unmittelbar auf Gebäude ein, die mit dem versicherten Gebäude baulich verbunden sind.

A 6.3.3 Sturm oder Hagel wirken unmittelbar auf Gebäude ein, die mit Gebäuden, in denen sich versicherte Sachen befinden, 
baulich verbunden sind.

A 6.3.4 Sturm oder Hagel werfen Gebäudeteile, Bäume oder andere Gegenstände auf versicherte Sachen oder auf Gebäude, 
in denen sich versicherte Sachen befinden. Daraus entstehende Folgeschäden an versicherten Sachen sind versichert.

A 6.3.5 Sturm oder Hagel werfen Gebäudeteile, Bäume oder andere Gegenstände auf Gebäude, die mit dem versicherten 
Gebäude baulich verbunden sind.

A 6.3.6 Sturm oder Hagel werfen Gebäudeteile, Bäume oder andere Gegenstände auf Gebäude, die mit Gebäuden, in denen 
sich versicherte Sachen befinden, baulich verbunden sind.

A 6.4 Weitere Naturgefahren (Elementargefahren)

 Der Umfang des Versicherungsschutzes für weitere Naturgefahren richtet sich nach dem Inhalt des Antrags und 
des Versicherungsscheins. Versicherungsschutz gegen weitere Naturgefahren kann hinsichtlich der Gefahren Über­
schwemmung und Rückstau in verschiedenem Umfang vereinbart werden, der VHV­Elementarschadenversicherung I 
und der VHV­Elementarschadenversicherung II. 
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A 6.4.1 Überschwemmung

 Überschwemmung ist die Überflutung von Grund und Boden auf dem das Gebäude liegt, in dem sich die versicherten 
Sachen befinden, mit erheblichen Mengen von Oberflächenwasser. Dies gilt nur, wenn

A 6.4.1.1 Witterungsniederschläge (VHV­Elementarschadenversicherung I und II),

A 6.4.1.2 eine Ausuferung von oberirdischen (stehenden oder fließenden) Gewässern (VHV­Elementarschadenversicherung II)

 oder

A 6.4.1.3 ein Austritt von Grundwasser an die Erdoberfläche als Folge von A 6.4.1.1 (VHV­Elementarschadenversicherung I 
und II) oder A 6.4.1.2 (VHV­Elementarschadenversicherung II)

 die Überflutung verursacht haben.

A 6.4.2 Rückstau

 Rückstau liegt vor, wenn Wasser aus den gebäudeeigenen Ableitungsrohren oder damit verbundenen Einrichtungen 
in das Gebäude eindringt. Dies gilt nur, wenn

A 6.4.2.1 Witterungsniederschläge (VHV­Elementarschadenversicherung I und II),

 oder

A 6.4.2.2 eine Ausuferung von oberirdischen (stehenden oder fließenden) Gewässern (VHV­Elementarschadenversicherung II) 
den Rückstau verursacht haben.

A 6.4.3 Erdbeben

 Erdbeben ist eine naturbedingte Erschütterung des Erdbodens, die durch geophysikalische Vorgänge im Erdinneren 
ausgelöst wird.

 Erdbeben wird unterstellt, wenn der Versicherungsnehmer einen der folgenden Sachverhalte nachweist:

A 6.4.3.1 Die naturbedingte Erschütterung des Erdbodens hat in der Umgebung des Versicherungsorts Schäden an Gebäuden 
im einwandfreien Zustand oder an ebenso widerstandsfähigen anderen Sachen angerichtet.

A 6.4.3.2 Der Schaden kann wegen des einwandfreien Zustands der versicherten Sachen nur durch ein Erdbeben entstanden 
sein.

A 6.4.4 Erdsenkung

 Erdsenkung ist eine naturbedingte Absenkung des Erdbodens über naturbedingten Hohlräumen.

A 6.4.5 Erdrutsch

 Erdrutsch ist ein naturbedingtes Abrutschen oder Abstürzen von Erd­ oder Gesteinsmassen.

A 6.4.6 Schneedruck

 Schneedruck ist die Wirkung des Gewichts von Schnee­ oder Eismassen.

 Versichert sind auch Schäden durch Schmelzwasser, wenn diese ursächlich durch den Schneedruck entstehen sowie 
Schäden durch abgehende Dachlawinen, wenn diese durch das Gewicht der Schnee­ und Eismassen selbst, ausge­
löst werden. Für Dachlawinen, die durch äußere Einflüsse (Beispiel: durch Betreten des Daches) ausgelöst werden, 
besteht kein Versicherungsschutz.

A 6.4.7 Lawinen

 Lawinen sind Schnee­ oder Eismassen, die an Berghängen niedergehen.

A 6.4.8 Vulkanausbruch

 Vulkanausbruch ist eine plötzliche Druckentladung beim Aufreißen der Erdkruste, verbunden mit Lavaergüssen, 
Asche­Eruptionen oder dem Austritt von sonstigen Materialien und von Gasen.
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A 6.4.1 Überschwemmung

 Überschwemmung ist die Überflutung von Grund und Boden auf dem das Gebäude liegt, in dem sich die versicherten 
Sachen befinden, mit erheblichen Mengen von Oberflächenwasser. Dies gilt nur, wenn

A 6.4.1.1 Witterungsniederschläge (VHV­Elementarschadenversicherung I und II),

A 6.4.1.2 eine Ausuferung von oberirdischen (stehenden oder fließenden) Gewässern (VHV­Elementarschadenversicherung II)

 oder

A 6.4.1.3 ein Austritt von Grundwasser an die Erdoberfläche als Folge von A 6.4.1.1 (VHV­Elementarschadenversicherung I 
und II) oder A 6.4.1.2 (VHV­Elementarschadenversicherung II)

 die Überflutung verursacht haben.

A 6.4.2 Rückstau

 Rückstau liegt vor, wenn Wasser aus den gebäudeeigenen Ableitungsrohren oder damit verbundenen Einrichtungen 
in das Gebäude eindringt. Dies gilt nur, wenn

A 6.4.2.1 Witterungsniederschläge (VHV­Elementarschadenversicherung I und II),

 oder

A 6.4.2.2 eine Ausuferung von oberirdischen (stehenden oder fließenden) Gewässern (VHV­Elementarschadenversicherung II) 
den Rückstau verursacht haben.

A 6.4.3 Erdbeben

 Erdbeben ist eine naturbedingte Erschütterung des Erdbodens, die durch geophysikalische Vorgänge im Erdinneren 
ausgelöst wird.

 Erdbeben wird unterstellt, wenn der Versicherungsnehmer einen der folgenden Sachverhalte nachweist:

A 6.4.3.1 Die naturbedingte Erschütterung des Erdbodens hat in der Umgebung des Versicherungsorts Schäden an Gebäuden 
im einwandfreien Zustand oder an ebenso widerstandsfähigen anderen Sachen angerichtet.

A 6.4.3.2 Der Schaden kann wegen des einwandfreien Zustands der versicherten Sachen nur durch ein Erdbeben entstanden 
sein.

A 6.4.4 Erdsenkung

 Erdsenkung ist eine naturbedingte Absenkung des Erdbodens über naturbedingten Hohlräumen.

A 6.4.5 Erdrutsch

 Erdrutsch ist ein naturbedingtes Abrutschen oder Abstürzen von Erd­ oder Gesteinsmassen.

A 6.4.6 Schneedruck

 Schneedruck ist die Wirkung des Gewichts von Schnee­ oder Eismassen.

 Versichert sind auch Schäden durch Schmelzwasser, wenn diese ursächlich durch den Schneedruck entstehen sowie 
Schäden durch abgehende Dachlawinen, wenn diese durch das Gewicht der Schnee­ und Eismassen selbst, ausge­
löst werden. Für Dachlawinen, die durch äußere Einflüsse (Beispiel: durch Betreten des Daches) ausgelöst werden, 
besteht kein Versicherungsschutz.

A 6.4.7 Lawinen

 Lawinen sind Schnee­ oder Eismassen, die an Berghängen niedergehen.

A 6.4.8 Vulkanausbruch

 Vulkanausbruch ist eine plötzliche Druckentladung beim Aufreißen der Erdkruste, verbunden mit Lavaergüssen, 
Asche­Eruptionen oder dem Austritt von sonstigen Materialien und von Gasen.
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A 6.4.9 Wartezeit

 Der Versicherungsschutz für weitere Naturgefahren beginnt mit dem Ablauf von 14 Tagen ab dem im Versicherungs­
schein genannten Versicherungsbeginn (Wartezeit).

 –  Die Regelung gemäß A 6.4.9 entfällt, soweit gleichartiger Versicherungsschutz für den versicherten Hausrat gegen 
weitere Naturgefahren über einen anderen Vertrag bestanden hat und der Versicherungsschutz ohne zeitliche Un­
terbrechung durch den vorliegenden Vertrag fortgesetzt wird oder

 –  zwischen dem Antragseingang bei den VHV­Versicherungen und dem beantragten zukünftigen Versicherungs­
beginn mehr als 14 Tage liegen.

A 6.5 Nicht versicherte Schäden

 Nicht versichert sind ohne Berücksichtigung mitwirkender Ursachen – es sei denn, im Folgenden sind solche 
 genannt – Schäden durch

A 6.5.1 Sturmflut;

A 6.5.2 Eindringen von Regen, Hagel, Schnee oder Schmutz durch nicht ordnungsgemäß geschlossene Fenster, Außentüren 
oder andere Öffnungen. Dies gilt nicht, wenn diese Öffnungen durch Sturm oder Hagel entstanden sind und einen 
 Gebäudeschaden darstellen;

A 6.5.3 Grundwasser, soweit nicht infolge von Witterungsniederschlägen oder Ausuferung von oberirdischen Gewässern an 
die Erdoberfläche gedrungen;

A 6.5.4 Brand; Blitzschlag; Überspannung durch Blitz; Explosion; Implosion; Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeugs, seiner 
Teile oder seiner Ladung; dies gilt nicht, soweit diese Gefahren durch ein versichertes Erdbeben ausgelöst wurden;

A 6.5.5 Trockenheit oder Austrocknung.

 Nicht versichert sind Schäden an

A 6.5.6 Sachen, die sich außerhalb von Gebäuden befinden. Ausgenommen hiervon sind Antennenanlagen und Markisen 
nach A 8.3.3.

A 7 Welche Sachen sind versichert?

 Versichert ist der gesamte Hausrat innerhalb des im Versicherungsschein bezeichneten Versicherungsorts.

 Hausrat, der anlässlich eines – auch unmittelbar bevorstehenden – Versicherungsfalls aus dem Versicherungsort ent­
fernt und bei dieser Gelegenheit zerstört oder beschädigt wird oder abhandenkommt, ist versichert.

 Hausrat außerhalb des im Versicherungsschein bezeichneten Versicherungsorts ist nur im Rahmen der Außenver­
sicherung nach A 12 versichert. Er ist auch versichert, soweit dies zusätzlich vereinbart ist.

A 8 Was gehört zum Hausrat?

A 8.1 Zum Hausrat gehören alle Sachen, die dem Haushalt des Versicherungsnehmers zur privaten Nutzung (Gebrauch 
 beziehungsweise Verbrauch) dienen.

A 8.2 Wertsachen und Bargeld gehören ebenfalls zum Hausrat. Hierfür gelten besondere Voraussetzungen und Entschä­
digungsgrenzen nach A 18.

A 8.3 Ferner gehören zum Hausrat:

A 8.3.1 alle in das Gebäude eingefügten Sachen (Beispiel: Einbaumöbel und Einbauküchen). Dies gilt nur, wenn der 
 Ver sicherungsnehmer diese als Mieter oder Wohnungseigentümer auf seine Kosten beschafft oder übernommen hat. 
Er muss aufgrund dessen hierfür die Gefahr tragen.

A 8.3.2 Anbaumöbel und Anbauküchen, die serienmäßig vorgefertigt und lediglich mit geringem Einbauaufwand an die 
 Gebäudeverhältnisse angepasst worden sind.

A 8.3.3 privat genutzte Antennenanlagen und Markisen, die ausschließlich der versicherten Wohnung nach A 10 dienen. 
Diese müssen sich auf dem Grundstück befinden, auf dem die versicherte Wohnung liegt.

A 8.3.4 selbstfahrende Krankenfahrstühle, Rasenmäher, Go­Karts, Modell­ und Spielfahrzeuge, soweit diese nicht versiche­
rungspflichtig sind.
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A 8.3.5 Kanus, Ruder­, Falt­ und Schlauchboote einschließlich ihrer Motoren sowie Surfgeräte.

A 8.3.6 Fall­ und Gleitschirme sowie nicht motorisierte Flugdrachen und ferngelenkte Flugmodelle einschließlich deren 
 Zubehör.

A 8.3.7 Arbeitsgeräte und Einrichtungsgegenstände, die folgenden Personen zu ausschließlich beruflichen oder gewerb lichen 
Zwecken dienen: Dem Versicherungsnehmer oder einer Person, die mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebt. Han­
delswaren und Musterkollektionen sind hiervon ausgeschlossen.

A 8.3.8 Haustiere, d. h. Tiere, die regelmäßig artgerecht in Wohnungen nach A 10.1 gehalten werden (Beispiel: Fische, 
 Katzen, Vögel).

A 8.4 Zum Hausrat gehört auch fremdes Eigentum nach A 8.1 bis A 8.3, das sich im Haushalt des Versicherungsnehmers 
befindet. Das gilt nicht für Sachen von Mietern beziehungsweise Untermietern des Versicherungsnehmers nach 
A 9.1.5.

A 9 Was gehört nicht zum Hausrat?

A.9.1 Nicht zum Hausrat gehören:

A 9.1.1 Gebäudebestandteile, es sei denn, sie sind in A 8.3.1 genannt;

A 9.1.2 vom Gebäudeeigentümer eingebrachte oder in sein Eigentum übergegangene Sachen, für die er die Gefahr trägt.

 Sofern diese Sachen danach durch den Mieter oder Wohnungseigentümer ersetzt werden, sind diese ebenfalls nicht 
versichert;

A 9.1.3 Kraftfahrzeuge aller Art und Anhänger, unabhängig von deren Versicherungspflicht, sowie Teile und Zubehör von 
Kraftfahrzeugen und Anhängern, soweit nicht unter A 8.3.4 genannt;

A 9.1.4 Luft­ und Wasserfahrzeuge, unabhängig von deren Versicherungspflicht, einschließlich nicht eingebauter Teile, soweit 
nicht unter A 8.3.4 bis A 8.3.6 genannt;

A 9.1.5 Hausrat von Mietern und Untermietern in der Wohnung des Versicherungsnehmers, es sei denn, dieser wurde ihnen 
vom Versicherungsnehmer überlassen;

A 9.1.6 Sachen im Privatbesitz, die durch einen gesonderten Versicherungsvertrag (Beispiel: für Schmucksachen und Pelze, 
Kunstgegenstände, Musikinstrumente beziehungsweise Jagd­ und Sportwaffen) versichert sind;

A 9.1.7 elektronisch gespeicherte Daten und Programme. Kosten für die technische Wiederherstellung von elektronisch ge­
speicherten, ausschließlich für die private Nutzung bestimmten Daten und Programme sind nur versichert, soweit dies 
zusätzlich vereinbart ist;

A 10 Was ist unter dem Versicherungsort zu verstehen?

 Versicherungsort ist die im Versicherungsschein bezeichnete Wohnung. Zur Wohnung gehören:

A 10.1 diejenigen Räume, die Wohnzwecken dienen und eine selbständige Lebensführung ermöglichen. Dies sind die aus­
schließlich vom Versicherungsnehmer privat genutzten Flächen eines Gebäudes.

 Der Nutzung durch den Versicherungsnehmer steht eine Nutzung durch Personen, die mit dem Versicherungsnehmer 
in häuslicher Gemeinschaft leben, gleich.

 Räume, die ausschließlich beruflich oder gewerblich genutzt werden, gehören nicht zur Wohnung. Davon ausgenom­
men sind Räume, die ausschließlich über die Wohnung zu betreten sind (sog. Arbeitszimmer in der Wohnung).

A 10.2 Loggien, Balkone sowie an das Gebäude unmittelbar anschließende Terrassen. Gleiches gilt für ausschließlich vom 
Versicherungsnehmer zu privaten Zwecken genutzte Räume in Nebengebäuden einschließlich Garagen. Diese müs­
sen sich auf dem Grundstück befinden, auf dem sich die versicherte Wohnung befindet. Der Nutzung durch den Ver­
sicherungsnehmer steht eine Nutzung durch Personen, die mit dem Versicherungsnehmer in häuslicher Gemeinschaft 
leben, gleich.

A 10.3 gemeinschaftlich genutzte, verschließbare Räume, in dem Hausrat bestimmungsgemäß vorgehalten wird (Beispiel: 
ausgewiesene Stellflächen in Fluren, Fahrradkeller, Waschkeller). Diese müssen sich auf demselben Grundstück 
 befinden, auf dem sich die versicherte Wohnung befindet.

A 10.4 privat genutzte Garagen, soweit sich diese in der Nähe des Versicherungsorts befinden.
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A 8.3.5 Kanus, Ruder­, Falt­ und Schlauchboote einschließlich ihrer Motoren sowie Surfgeräte.

A 8.3.6 Fall­ und Gleitschirme sowie nicht motorisierte Flugdrachen und ferngelenkte Flugmodelle einschließlich deren 
 Zubehör.

A 8.3.7 Arbeitsgeräte und Einrichtungsgegenstände, die folgenden Personen zu ausschließlich beruflichen oder gewerb lichen 
Zwecken dienen: Dem Versicherungsnehmer oder einer Person, die mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebt. Han­
delswaren und Musterkollektionen sind hiervon ausgeschlossen.

A 8.3.8 Haustiere, d. h. Tiere, die regelmäßig artgerecht in Wohnungen nach A 10.1 gehalten werden (Beispiel: Fische, 
 Katzen, Vögel).

A 8.4 Zum Hausrat gehört auch fremdes Eigentum nach A 8.1 bis A 8.3, das sich im Haushalt des Versicherungsnehmers 
befindet. Das gilt nicht für Sachen von Mietern beziehungsweise Untermietern des Versicherungsnehmers nach 
A 9.1.5.

A 9 Was gehört nicht zum Hausrat?

A.9.1 Nicht zum Hausrat gehören:

A 9.1.1 Gebäudebestandteile, es sei denn, sie sind in A 8.3.1 genannt;

A 9.1.2 vom Gebäudeeigentümer eingebrachte oder in sein Eigentum übergegangene Sachen, für die er die Gefahr trägt.

 Sofern diese Sachen danach durch den Mieter oder Wohnungseigentümer ersetzt werden, sind diese ebenfalls nicht 
versichert;

A 9.1.3 Kraftfahrzeuge aller Art und Anhänger, unabhängig von deren Versicherungspflicht, sowie Teile und Zubehör von 
Kraftfahrzeugen und Anhängern, soweit nicht unter A 8.3.4 genannt;

A 9.1.4 Luft­ und Wasserfahrzeuge, unabhängig von deren Versicherungspflicht, einschließlich nicht eingebauter Teile, soweit 
nicht unter A 8.3.4 bis A 8.3.6 genannt;

A 9.1.5 Hausrat von Mietern und Untermietern in der Wohnung des Versicherungsnehmers, es sei denn, dieser wurde ihnen 
vom Versicherungsnehmer überlassen;

A 9.1.6 Sachen im Privatbesitz, die durch einen gesonderten Versicherungsvertrag (Beispiel: für Schmucksachen und Pelze, 
Kunstgegenstände, Musikinstrumente beziehungsweise Jagd­ und Sportwaffen) versichert sind;

A 9.1.7 elektronisch gespeicherte Daten und Programme. Kosten für die technische Wiederherstellung von elektronisch ge­
speicherten, ausschließlich für die private Nutzung bestimmten Daten und Programme sind nur versichert, soweit dies 
zusätzlich vereinbart ist;

A 10 Was ist unter dem Versicherungsort zu verstehen?

 Versicherungsort ist die im Versicherungsschein bezeichnete Wohnung. Zur Wohnung gehören:

A 10.1 diejenigen Räume, die Wohnzwecken dienen und eine selbständige Lebensführung ermöglichen. Dies sind die aus­
schließlich vom Versicherungsnehmer privat genutzten Flächen eines Gebäudes.

 Der Nutzung durch den Versicherungsnehmer steht eine Nutzung durch Personen, die mit dem Versicherungsnehmer 
in häuslicher Gemeinschaft leben, gleich.

 Räume, die ausschließlich beruflich oder gewerblich genutzt werden, gehören nicht zur Wohnung. Davon ausgenom­
men sind Räume, die ausschließlich über die Wohnung zu betreten sind (sog. Arbeitszimmer in der Wohnung).

A 10.2 Loggien, Balkone sowie an das Gebäude unmittelbar anschließende Terrassen. Gleiches gilt für ausschließlich vom 
Versicherungsnehmer zu privaten Zwecken genutzte Räume in Nebengebäuden einschließlich Garagen. Diese müs­
sen sich auf dem Grundstück befinden, auf dem sich die versicherte Wohnung befindet. Der Nutzung durch den Ver­
sicherungsnehmer steht eine Nutzung durch Personen, die mit dem Versicherungsnehmer in häuslicher Gemeinschaft 
leben, gleich.

A 10.3 gemeinschaftlich genutzte, verschließbare Räume, in dem Hausrat bestimmungsgemäß vorgehalten wird (Beispiel: 
ausgewiesene Stellflächen in Fluren, Fahrradkeller, Waschkeller). Diese müssen sich auf demselben Grundstück 
 befinden, auf dem sich die versicherte Wohnung befindet.

A 10.4 privat genutzte Garagen, soweit sich diese in der Nähe des Versicherungsorts befinden.
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A 11 Was gilt für Selbstbeteiligungen und Entschädigungsgrenzen im Versicherungsvertrag?

 Eine Selbstbeteiligung ist der Anteil der Entschädigung oder der Betrag, den der Versicherungsnehmer je Versiche­
rungsfall selbst zu tragen hat. Eine Entschädigungsgrenze begrenzt die Entschädigungshöhe je Versicherungsfall 
nach oben.

 Selbstbeteiligungen und Entschädigungsgrenzen können individuell vereinbart werden. Sie können sich je nach ver­
sicherter Gefahr und Versicherungsleistung voneinander unterscheiden.

A 12 Was ist unter der Außenversicherung zu verstehen? Was beinhaltet sie?

A 12.1 Begriff und Geltungsdauer der Außenversicherung

 Außerhalb des Versicherungsorts besteht für versicherte Sachen weltweit Versicherungsschutz unter folgenden 
 Voraussetzungen:

A 12.1.1 Die Sachen sind Eigentum oder dienen dem Gebrauch des Versicherungsnehmers. Dies gilt auch für Sachen der mit 
ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden Personen.

A 12.1.2 Die Sachen befinden sich nur vorübergehend außerhalb des Versicherungsorts. Zeiträume von mehr als sechs Mona­
ten gelten nicht als vorübergehend.

A 12.2 Hausstand während Ausbildung und Freiwilligendiensten

 Hält sich der Versicherungsnehmer oder eine mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebende Person länger außerhalb 
der Wohnung auf, besteht Versicherungsschutz während:

A 12.2.1 der Ausbildung;

A 12.2.2 einem freiwilligen Wehrdienst;

A 12.2.3 einem sonstigen gesetzlichen Freiwilligendienst (Beispiel: Freiwilliges Soziales oder Ökologisches Jahr, Bundes­
freiwilligendienst).

 Das gilt unabhängig von der Dauer des Aufenthalts.

A 12.3 Besonderheit bei Einbruchdiebstahl

 Für Schäden durch Einbruchdiebstahl müssen die Voraussetzungen nach A 4.1 erfüllt sein.

A 12.4 Besonderheit bei Raub

 Droht der Räuber eine Gewalttat mit Gefahr für Leib oder Leben nach A 4.3.2 an, besteht Außenversicherungsschutz 
nur unter folgender Voraussetzung:

 Die angedrohte Gewalttat soll an Ort und Stelle verübt werden.

 Dies gilt auch, wenn der Raub an Personen begangen wird, die mit dem Versicherungsnehmer in häuslicher Gemein­
schaft leben.

 Sachen, die erst auf Verlangen des Räubers herangeschafft werden, sind nicht versichert.

A 12.5 Besonderheit bei Naturgefahren

 Für Schäden durch Naturgefahren besteht Versicherungsschutz nur innerhalb von Gebäuden.

A 12.6 Selbstbeteiligung und Entschädigungsgrenzen

 Es gelten die vereinbarten Selbstbeteiligungen und Entschädigungsgrenzen.

A 13 Welche Kosten sind versichert?

A 13.1 Versicherte Kosten

 Der Versicherer ersetzt folgende Kosten, die infolge eines Versicherungsfalls erforderlich und tatsächlich angefallen 
sind:
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A 13.1.1 Aufräumungskosten

A 13.1.2 Bewegungs­ und Schutzkosten

A 13.1.3 Hotelkosten

A 13.1.4 Transport­ und Lagerkosten

A 13.1.5 Schlossänderungskosten

A 13.1.6 Bewachungskosten

A 13.1.7 Reparaturkosten für Gebäudeschäden

A 13.1.8 Reparaturkosten für Leitungswasserschäden in Wohnungen

A 13.1.9 Kosten für provisorische Maßnahmen

A 13.2 Definition und Umfang der Kosten

A 13.2.1 Aufräumungskosten

 Sind Kosten, die entstehen, um versicherte Sachen aufzuräumen. Dies schließt Aufwendungen ein, um zerstörte und 
beschädigte Sachen wegzuräumen, zum nächsten Ablagerungsplatz abzutransportieren und sie zu vernichten.

A 13.2.2 Bewegungs­ und Schutzkosten

 Sind Kosten, die entstehen, um andere Sachen zu bewegen, zu verändern oder zu schützen. Voraussetzung ist, dass 
diese Maßnahmen dazu dienen, versicherte Sachen wiederherzustellen oder wiederzubeschaffen.

A 13.2.3 Hotelkosten

 Sind Kosten, die entstehen, um eine Hotel­ oder ähnliche Unterbringung ohne Nebenkosten (Beispiel: Frühstück) 
vorzunehmen. Voraussetzung ist, dass die ansonsten ständig bewohnte Wohnung unbewohnbar wurde und dem 
 Versicherungsnehmer die Beschränkung auf einen bewohnbaren Teil nicht zumutbar ist.

 Die Kosten werden bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, in dem die Wohnung wieder bewohnbar ist, längstens für die verein­
barte Dauer. Die Entschädigung ist pro Tag auf den vereinbarten Betrag der Versicherungssumme begrenzt.

A 13.2.4 Transport­ und Lagerkosten

 Sind Kosten, die entstehen, um versicherten Hausrat zu transportieren und zu lagern. Voraussetzung ist, dass die 
Wohnung unbenutzbar wurde und dem Versicherungsnehmer auch die Lagerung in einem benutzbaren Teil nicht zu­
mutbar ist.

 Die Kosten für die Lagerung werden bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, in dem die Wohnung wieder benutzbar oder eine 
Lagerung in einem benutzbaren Teil der Wohnung wieder zumutbar ist. Dies gilt längstens für die vereinbarte Dauer.

A 13.2.5 Schlossänderungskosten

 Sind Kosten, die entstehen, um Schlossänderungen vorzunehmen. Voraussetzung ist, dass Schlüssel für Türen der 
Wohnung oder für dort befindliche Wertschutzschränke durch einen Versicherungsfall abhandengekommen sind.

A 13.2.6 Bewachungskosten

 Sind Kosten, die entstehen, um versicherte Sachen zu bewachen, wenn die Wohnung unbewohnbar wurde und 
Schließvorrichtungen und sonstige Sicherungen keinen ausreichenden Schutz bieten.

 Die Kosten werden bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, in dem die Schließvorrichtungen oder sonstige Sicherungen wieder 
voll gebrauchsfähig sind

A 13.2.7 Reparaturkosten für Gebäudeschäden

 Sind Kosten, die entstehen, weil Gebäudeschäden im Bereich der Wohnung repariert werden müssen. Dies setzt 
 voraus, dass die Schäden durch Einbruchdiebstahl, Raub oder den Versuch einer solchen Tat entstanden sind.
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 Schäden innerhalb der Wohnung, die durch Vandalismus nach einem Einbruch oder einem Raub verursacht wurden, 
zählen ebenfalls dazu.

A 13.2.8 Reparaturkosten für Leitungswasserschäden in Wohnungen

 Sind Kosten, die entstehen, weil Leitungswasserschäden an Bodenbelägen, Innenanstrichen oder Tapeten repariert 
werden müssen. Dies setzt voraus, dass der Schaden in einer gemieteten oder in Sondereigentum befindlichen Woh­
nung entstanden ist.

A 13.2.9 Kosten für provisorische Maßnahmen

 Sind Kosten, die für provisorische Maßnahmen entstehen, um versicherte Sachen zu schützen.

A 14 Was ist der Versicherungswert und die Versicherungssumme? Was sind die Grundlagen der Anpassung der 
Versicherungssumme?

A 14.1 Versicherungswert

 Der Versicherungswert bildet die Grundlage für die Berechnung der Entschädigung.

A 14.1.1 Versicherungswert ist der Neuwert. Das ist der Betrag, der aufzuwenden ist, um Sachen gleicher Art und Güte in neu­
wertigem Zustand wiederzubeschaffen.

A 14.1.2 Für Kunstgegenstände nach A 18.1.1.5 und Antiquitäten nach A 18.1.1.6 ist der Versicherungswert der Betrag, der 
aufzuwenden ist, um Sachen gleicher Art und Güte wiederzubeschaffen.

A 14.1.3 Sind Sachen für ihren Zweck in dem versicherten Haushalt nicht mehr zu verwenden, ist der Versicherungswert der 
gemeine Wert. Das ist der Betrag, den der Versicherungsnehmer dafür bei einem Verkauf erzielen kann.

A 14.1.4 Ist die Entschädigung für Wertsachen auf bestimmte Beträge nach A 18.3 begrenzt, werden höchstens diese berück­
sichtigt.

A 14.2 Versicherungssumme

A 14.2.1 Die Versicherungssumme wird zwischen Versicherer und Versicherungsnehmer vereinbart. Sie soll dem Versiche­
rungswert nach A 14.1 entsprechen.

A 14.2.2 Die Versicherungssumme erhöht sich um den vereinbarten Vorsorgebetrag.

A 14.3 Grundlagen der Anpassung von Versicherungssumme und Beitrag

 Es gelten folgende Grundlagen:

A 14.3.1 Der Versicherer passt den Versicherungsschutz an die Entwicklung der Verbraucherpreise an. Er verändert hierzu die 
Versicherungssumme.

 Für die Anpassung wird der Index „Verbrauchs­ und Gebrauchsgüter ohne Nahrungsmittel und ohne die normaler­
weise nicht in der Wohnung gelagerten Güter“ verwendet. Dieser ist Bestandteil des Verbraucherpreisindexes für 
Deutschland (VPI). Maßgebend ist der jeweils für den Monat September vom Statistischen Bundesamt veröffentlichte 
Index.

 Die Versicherungssumme erhöht oder vermindert sich entsprechend dem Prozentsatz, um den sich der Index im ver­
gangenen Kalenderjahr gegenüber dem davorliegenden Kalenderjahr verändert hat.

 Der Veränderungsprozentsatz wird nur bis zur ersten Stelle nach dem Komma berücksichtigt.

 Die neue Versicherungssumme verändert sich jeweils mit Beginn einer jeden Versicherungsperiode. Sie wird auf den 
nächsten vollen Euro aufgerundet. Der Versicherer gibt dem Versicherungsnehmer die neue Versicherungssumme 
bekannt.

A 14.3.2 Aus der neuen Versicherungssumme ergibt sich ein neuer Beitrag.

A 14.3.3 Der Versicherungsnehmer kann der Anpassung der Versicherungssumme durch Erklärung in Textform  
(Beispiel: E­Mail, Telefax oder Brief) widersprechen. Dies muss innerhalb eines Monats geschehen, nachdem ihm die 
Mitteilung über die neue Versicherungssumme zugegangen ist. Um die Frist zu wahren, genügt es, den Widerspruch 
rechtzeitig abzusenden. Damit wird die Anpassung nicht wirksam.
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A 15 Was sind die Grundlagen der Berechnung und Anpassung des Beitrags?

A 15.1 Grundsatz

  Der Beitrag, auch soweit er für erweiterten Versicherungsschutz vereinbart ist, kann zu Beginn eines jeden Ver­
sicherungsjahres nach Maßgabe der nachfolgenden Regelungen zur Anpassung des Beitragssatzes steigen oder 
sinken.

A 15.2 Beitrag und Beitragsberechnung

 a)  Der Beitrag für Versicherungsverträge in der Verbundenen Hausratversicherung richtet sich nach risikorelevanten 
Umständen. Hierzu zählen alle Umstände, zu denen der Versicherer ausdrücklich im Antrag fragt, es sei denn, die 
Angaben werden nur für statistische Erhebungen benötigt, worauf im Antrag besonders hingewiesen wird. Die risi­
korelevanten Umstände werden nach finanz­ und versicherungsmathematischen Methoden kalkuliert und miteinan­
der verknüpft.

  Der Mindestbeitrag beträgt 40 EUR zuzüglich Versicherungsteuer.

 b) Risikorelevante Umstände sind Beispiel:

  –  Ort, an dem sich die Wohnung beziehungsweise das Ein­ oder Zweifamilienhaus, in welchem sich der zu ver­
sichernde Hausrat befindet, gelegen ist

  –  Bauart des Gebäudes, in welchem sich der Hausrat befindet (vgl. Erläuterung im Anhang)

  – Dauerndes Bewohntsein der Wohnung, in der sich der Hausrat befindet

  – Vorhandensein spezieller Sicherungsmaßnahmen

 c)  Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dem Versicherer jede Änderung risikorelevanter Umstände unverzüglich 
anzuzeigen. Ändern sich risikorelevante Umstände, wird der Beitrag ab dem Zeitpunkt neu berechnet, ab dem die 
Änderung eingetreten ist. Abschnitt A 16 bleibt unberührt.

 d)  Auf die Beachtung des Abschnitts A 21 und A 23 und die daraus resultierenden Rechtsfolgen gemäß Abschnitt 
B 3.2 und B 3.3 wird ausdrücklich hingewiesen.

A 15.3 Zahlungsweise

 a)  Die Beiträge sind, soweit im Tarif nichts anderes bestimmt ist, Jahresbeiträge, die jährlich im Voraus zu entrichten 
sind.

 b)  Bei halb­ oder vierteljährlicher oder monatlicher Teilzahlung ist ein Zuschlag von 3, 5 oder 8 % des Versicherungs­
beitrags zu entrichten. Die monatliche Zahlungsweise ist nur bei Vereinbarung des Lastschrifteinzugs verfahrens 
möglich.

A 15.4 Versicherungsteuer

  In den vom Versicherungsnehmer zu zahlenden Beiträgen ist die Versicherungsteuer enthalten. Der Prozentsatz 
der Versicherungsteuer richtet sich nach dem Versicherungsteuergesetz in der jeweils geltenden Fassung. Er wird 
berechnet von dem vom Versicherungsnehmer zu zahlenden Beitrag zuzüglich der Nebenkosten im Sinne von § 3 
Abs. 1 Versicherungsteuergesetz

A 15.5 Beitragsänderung

 a)  Der Versicherer ist berechtigt, die vertraglich vereinbarten Beiträge für Versicherungsverträge mit gleichen Tarif­
merkmalen und gleichem Deckungsumfang anzupassen, wenn die Schadenaufwendungen und Kosten eines Ge­
schäftsjahres die Beitragseinnahmen ohne Versicherungsteuer, jeweils bezogen auf diese Verträge, überschreiten. 
Die anerkannten Grundsätze der Versicherungsmathematik und der Versicherungstechnik sind anzuwenden.

 b)  Die Anpassung darf 10 Prozent des vertraglichen Beitrages nicht überschreiten. Der geänderte Beitrag darf den im 
Zeitpunkt der Änderung geltenden Tarifbeitrag für neu abgeschlossene Versicherungsverträge mit gleichen Tarif­
merkmalen und gleichem Deckungsumfang nicht übersteigen.

 c)  Die Anpassung tritt jeweils für Verträge mit Beginn des nächsten Versicherungsjahres in Kraft. Der Versicherer teilt 
dem Versicherungsnehmer die Anpassung der Beiträge spätestens einen Monat vor Fälligkeit des Beitrages schrift­
lich mit. In der Mitteilung sind der alte und neue Beitrag gegenüberzustellen und der Versicherungsnehmer über 
dessen Kündigungsrecht nach Abschnitt A 15 Nr. 5 d) zu belehren.
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dessen Kündigungsrecht nach Abschnitt A 15 Nr. 5 d) zu belehren.
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 d)  Erhöht der Versicherer die Beiträge, kann der Versicherungsnehmer innerhalb eines Monats nach Zugang der Mit­
teilung mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Beitragserhöhung, den 
Versicherungsvertrag kündigen.

A 15.6 Individuelle Risikomerkmale

 a)  Die VHV Versicherungen können Versicherungsnehmer zum Zwecke der risikogerechteren Tarifierung nach 
gleichartigen Merkmalen zu Gruppen von Risiken zusammenfassen, um ein ausgewogenes Verhältnis von Beitrag 
und Leistung zu erlangen. Zu Beginn jeder neuen Versicherungsperiode können für jede der nach gleichartigen 
Merkmalen gebildeten Gruppen gegenüber dem allgemeinen Tarifbeitrag Nachlässe eingeräumt oder Zuschläge 
erhoben werden, wenn eine nach den Grundsätzen der Versicherungsmathematik auf der Grundlage vorhandener 
VHV­Daten mittels spezieller EDV­technische Verfahren durchgeführte Bewertung dies rechtfertigt. Die Nachlässe 
oder Zuschläge gelten nur für die jeweils neue Versicherungsperiode zur versicherten Sache.

 b)  Risikogerechte Merkmale im Sinne von Nr. 1 sind zum Beispiel: rechtzeitige Zahlung der Versicherungsbeiträge, 
Dauer und Umfang der bisherigen Vertragsbeziehungen sowie Merkmale zur versicherten Person oder zur ver­
sicherten Sache.

A 16 Was gilt bei einem Wohnungswechsel?

A 16.1 Umzug in eine neue Wohnung

 Wechselt der Versicherungsnehmer die Wohnung, geht der Versicherungsschutz auf die neue Wohnung über. Wäh­
rend des Wohnungswechsels besteht in beiden Wohnungen Versicherungsschutz. Der Versicherungsschutz in der 
bisherigen Wohnung erlischt spätestens zwei Monate nach Umzugsbeginn. Der Umzug beginnt mit dem Zeitpunkt, in 
dem erstmals versicherte Sachen dauerhaft in die neue Wohnung gebracht werden.

A 16.2 Mehrere Wohnungen

 Bewohnt der Versicherungsnehmer neben der neuen weiterhin seine bisherige Wohnung (Doppelwohnsitz), geht der 
Versicherungsschutz nicht über. Für eine Übergangszeit von zwei Monaten besteht Versicherungsschutz in beiden 
Wohnungen.

A 16.3 Umzug ins Ausland

 Liegt die neue Wohnung nicht innerhalb der Bundesrepublik Deutschland, geht der Versicherungsschutz nicht auf die 
neue Wohnung über. Der Versicherungsschutz in der bisherigen Wohnung erlischt spätestens zwei Monate nach Um­
zugsbeginn.

A 16.4 Anzeige der neuen Wohnung

A 16.4.1 Ein Wohnungswechsel muss dem Versicherer spätestens bei Umzugsbeginn angezeigt werden. Dabei ist die neue 
Wohnfläche in Quadratmetern anzugeben.

A 16.4.2 Waren für die bisherige Wohnung besondere Sicherungen vereinbart, ist dem Versicherer mitzuteilen, ob auch in der 
neuen Wohnung entsprechende Sicherungen vorhanden sind. Die Anzeige muss in Textform (Beispiel: E­Mail, Telefax 
oder Brief) erfolgen.

A 16.4.3 Verändert sich nach dem Wohnungswechsel die Wohnfläche oder der Wert des Hausrats, kann das zu Unterversiche­
rung führen, wenn der Versicherungsschutz nicht angepasst wird.

A 16.5 Festlegung des neuen Beitrags, Kündigungsrecht

A 16.5.1 Mit Umzugsbeginn gelten die Tarifbestimmungen des Versicherers, die am Ort der neuen Wohnung gültig sind.

A 16.5.2 Wenn sich der Beitrag aufgrund veränderter Beitragssätze erhöht, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag kün­
digen. Dies gilt auch, wenn die Selbstbeteiligung erhöht wird.

 Kündigt der Versicherungsnehmer, muss er das in Textform (Beispiel: E­Mail, Telefax oder Brief) tun. Dafür hat er 
einen Monat nach Zugang der Mitteilung über die Erhöhung Zeit. Maßgeblich für die Wahrung der Frist ist der Zugang 
beim Versicherer. Die Kündigung wird einen Monat, nachdem sie dem Versicherer zugegangen ist, wirksam.

A 16.5.3 Dem Versicherer steht im Fall einer Kündigung der Beitrag nur in bisheriger Höhe und zeitanteilig bis zur Wirksamkeit 
der Kündigung zu.
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A 16.6 Aufgabe einer gemeinsamen Ehewohnung

 Im Fall einer Trennung von Ehegatten gilt Folgendes:

A 16.6.1 Zieht der Versicherungsnehmer aus der gemeinsamen Ehewohnung aus und bleibt der Ehegatte dort zurück, gelten 
als Versicherungsort beide Wohnungen: Die bisherige Ehewohnung und die neue Wohnung des Versicherungsneh­
mers. Dies gilt so lange, bis der Versicherungsvertrag geändert wird, längstens bis zum Ablauf von drei Monaten nach 
der auf den Auszug folgenden Beitragsfälligkeit. Danach besteht Versicherungsschutz nur noch in der neuen Woh­
nung des Versicherungsnehmers.

A 16.6.2 Wenn beide Ehegatten Versicherungsnehmer sind und einer von ihnen aus der Ehewohnung auszieht, sind Ver­
sicherungsort ebenfalls beide Wohnungen: Die bisherige Ehewohnung und die neue Wohnung des ausziehenden 
Ehe gatten. Dies gilt so lange, bis der Versicherungsvertrag geändert wird, längstens bis zum Ablauf von drei Monaten 
nach der auf den Auszug folgenden Beitragsfälligkeit. Danach erlischt der Versicherungsschutz für die neue Woh­
nung.

A 16.6.3 Wenn beide Ehegatten Versicherungsnehmer sind und beide in neue Wohnungen ziehen, gilt A 16.6.2 entsprechend. 
Nach Ablauf der Frist von drei Monaten nach der auf den Auszug folgenden Beitragsfälligkeit erlischt der Versiche­
rungsschutz für beide neuen Wohnungen.

A 16.7 Lebensgemeinschaften, Lebenspartnerschaften

 A 16.6 gilt auch für eheähnliche Lebensgemeinschaften und Lebenspartnerschaften, sofern beide Partner am Versiche­
rungsort gemeldet sind.

A 17 Wie wird die Entschädigung ermittelt? Was gilt bei einer Unterversicherung?

A 17.1 Der Versicherer ersetzt

A 17.1.1 bei zerstörten oder abhandengekommenen Sachen den Versicherungswert nach A 14.1 zum Zeitpunkt des Versiche­
rungsfalls. Der erzielbare Verkaufspreis von Resten wird bei der Entschädigungsberechnung angerechnet.

A 17.1.2 bei beschädigten Sachen die erforderlichen Reparaturkosten zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls. Der Versicherer 
ersetzt außerdem eine Wertminderung, die durch die Reparatur nicht ausgeglichen wird. Ersetzt wird aber höchstens 
der Versicherungswert nach A 14.1 zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls. Der erzielbare Verkaufspreis von Resten 
wird bei der Entschädigungsberechnung angerechnet.

A 17.1.3 bei beschädigten Sachen, deren Gebrauchsfähigkeit nicht beeinträchtigt ist (Schönheitsschaden), einen Betrag der 
dem Minderwert entspricht. Das setzt voraus, dass dem Versicherungsnehmer eine Nutzung dieser Sache ohne 
 Reparatur zumutbar ist.

A 17.2 Mehrwertsteuer

 Die Mehrwertsteuer wird nur ersetzt, wenn und soweit sie tatsächlich angefallen ist.

A 17.3 Gesamtentschädigung, Kosten auf Weisung des Versicherers

 Die Gesamtentschädigung für versicherte Sachen einschließlich versicherter Kosten ist je Versicherungsfall auf die 
zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls geltende Versicherungssumme einschließlich Vorsorgebetrag nach A 14.2.4 
 begrenzt.

 Schadenabwendungs­ und Schadenminderungskosten, die auf Weisung des Versicherers entstanden sind, werden 
unbegrenzt ersetzt.

 Wird die vereinbarte Versicherungssumme einschließlich Vorsorgebetrag für die Entschädigung versicherter Sachen 
bereits vollständig ausgeschöpft, gilt Folgendes:

 Versicherte Kosten nach A 13 werden darüber hinaus bis zu zehn Prozent der Versicherungssumme nach A 14.2.1 bis 
A 14.2.2 ersetzt.

A 17.4 Feststellung und Berechnung einer Unterversicherung

 Ist die Versicherungssumme zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls niedriger als der Versicherungswert nach A 14.1, 
besteht eine Unterversicherung. In diesem Fall kann die Entschädigung nach A 17.1 in dem Verhältnis von Versiche­
rungssumme zum Versicherungswert gekürzt werden. Es gilt folgende Berechnungsformel: Entschädigung = Scha­
denbetrag multipliziert mit der Versicherungssumme dividiert durch den Versicherungswert.
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A 16.6 Aufgabe einer gemeinsamen Ehewohnung

 Im Fall einer Trennung von Ehegatten gilt Folgendes:

A 16.6.1 Zieht der Versicherungsnehmer aus der gemeinsamen Ehewohnung aus und bleibt der Ehegatte dort zurück, gelten 
als Versicherungsort beide Wohnungen: Die bisherige Ehewohnung und die neue Wohnung des Versicherungsneh­
mers. Dies gilt so lange, bis der Versicherungsvertrag geändert wird, längstens bis zum Ablauf von drei Monaten nach 
der auf den Auszug folgenden Beitragsfälligkeit. Danach besteht Versicherungsschutz nur noch in der neuen Woh­
nung des Versicherungsnehmers.

A 16.6.2 Wenn beide Ehegatten Versicherungsnehmer sind und einer von ihnen aus der Ehewohnung auszieht, sind Ver­
sicherungsort ebenfalls beide Wohnungen: Die bisherige Ehewohnung und die neue Wohnung des ausziehenden 
Ehe gatten. Dies gilt so lange, bis der Versicherungsvertrag geändert wird, längstens bis zum Ablauf von drei Monaten 
nach der auf den Auszug folgenden Beitragsfälligkeit. Danach erlischt der Versicherungsschutz für die neue Woh­
nung.

A 16.6.3 Wenn beide Ehegatten Versicherungsnehmer sind und beide in neue Wohnungen ziehen, gilt A 16.6.2 entsprechend. 
Nach Ablauf der Frist von drei Monaten nach der auf den Auszug folgenden Beitragsfälligkeit erlischt der Versiche­
rungsschutz für beide neuen Wohnungen.

A 16.7 Lebensgemeinschaften, Lebenspartnerschaften

 A 16.6 gilt auch für eheähnliche Lebensgemeinschaften und Lebenspartnerschaften, sofern beide Partner am Versiche­
rungsort gemeldet sind.

A 17 Wie wird die Entschädigung ermittelt? Was gilt bei einer Unterversicherung?

A 17.1 Der Versicherer ersetzt

A 17.1.1 bei zerstörten oder abhandengekommenen Sachen den Versicherungswert nach A 14.1 zum Zeitpunkt des Versiche­
rungsfalls. Der erzielbare Verkaufspreis von Resten wird bei der Entschädigungsberechnung angerechnet.

A 17.1.2 bei beschädigten Sachen die erforderlichen Reparaturkosten zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls. Der Versicherer 
ersetzt außerdem eine Wertminderung, die durch die Reparatur nicht ausgeglichen wird. Ersetzt wird aber höchstens 
der Versicherungswert nach A 14.1 zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls. Der erzielbare Verkaufspreis von Resten 
wird bei der Entschädigungsberechnung angerechnet.

A 17.1.3 bei beschädigten Sachen, deren Gebrauchsfähigkeit nicht beeinträchtigt ist (Schönheitsschaden), einen Betrag der 
dem Minderwert entspricht. Das setzt voraus, dass dem Versicherungsnehmer eine Nutzung dieser Sache ohne 
 Reparatur zumutbar ist.

A 17.2 Mehrwertsteuer

 Die Mehrwertsteuer wird nur ersetzt, wenn und soweit sie tatsächlich angefallen ist.

A 17.3 Gesamtentschädigung, Kosten auf Weisung des Versicherers

 Die Gesamtentschädigung für versicherte Sachen einschließlich versicherter Kosten ist je Versicherungsfall auf die 
zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls geltende Versicherungssumme einschließlich Vorsorgebetrag nach A 14.2.4 
 begrenzt.

 Schadenabwendungs­ und Schadenminderungskosten, die auf Weisung des Versicherers entstanden sind, werden 
unbegrenzt ersetzt.

 Wird die vereinbarte Versicherungssumme einschließlich Vorsorgebetrag für die Entschädigung versicherter Sachen 
bereits vollständig ausgeschöpft, gilt Folgendes:

 Versicherte Kosten nach A 13 werden darüber hinaus bis zu zehn Prozent der Versicherungssumme nach A 14.2.1 bis 
A 14.2.2 ersetzt.

A 17.4 Feststellung und Berechnung einer Unterversicherung

 Ist die Versicherungssumme zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls niedriger als der Versicherungswert nach A 14.1, 
besteht eine Unterversicherung. In diesem Fall kann die Entschädigung nach A 17.1 in dem Verhältnis von Versiche­
rungssumme zum Versicherungswert gekürzt werden. Es gilt folgende Berechnungsformel: Entschädigung = Scha­
denbetrag multipliziert mit der Versicherungssumme dividiert durch den Versicherungswert.
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 Die Erstattung von versicherten Kosten nach A 13 wird nach der gleichen Berechnungsformel in dem Verhältnis von 
Versicherungssumme zum Versicherungswert gekürzt. Das schließt auch Schadenabwendungs­, Schadenminde­
rungs­ und Schadenermittlungskosten ein.

A 17.5 Kosten

 Versicherte Kosten nach A 13 werden ersetzt, wenn sie nachweislich tatsächlich angefallen sind. Dabei werden die 
jeweils vereinbarten Entschädigungsgrenzen berücksichtigt.

A 18 Was sind Wertsachen? Was sind Wertschutzschränke? Welche Entschädigungsgrenzen gelten für 
 Wert sachen?

A 18.1 Wertsachen

A 18.1.1 Versicherte Wertsachen nach A 8.2 sind:

A 18.1.1.2 Bargeld sowie auf Karten oder sonstige Datenträger geladene Geldbeträge;

A 18.1.1.3 Urkunden einschließlich Sparbücher und sonstige Wertpapiere;

A 18.1.1.4 Schmucksachen, Edelsteine, Perlen, Briefmarken, Münzen, Medaillen sowie alle Sachen aus Gold oder Platin;

A 18.1.1.5 Pelze, handgeknüpfte Teppiche, Gobelins und Kunstgegenstände sowie nicht in A 18.1.1.4 genannte Sachen aus 
 Silber;

A 18.1.1.6 Antiquitäten, die über 100 Jahre alt sind, mit Ausnahme von Möbelstücken.

A 18.2 Wertschutzschränke

A 18.2.1 Wertschutzschränke sind Sicherheitsbehältnisse, die durch die VdS Schadenverhütung GmbH oder durch eine 
 gleichermaßen qualifizierte Prüfstelle anerkannt sind.

A 18.2.2 Zusätzlich gilt:

 Freistehende Wertschutzschränke müssen ein Mindestgewicht von 200 kg aufweisen.

 Bei geringerem Gewicht müssen sie nach den Herstellervorschriften fachmännisch verankert oder in der Wand oder 
im Fußboden bündig eingelassen sein.

A 18.3 Entschädigungsgrenzen

A 18.3.1 Wertsachen werden je Versicherungsfall maximal bis zum vereinbarten Prozentsatz der Versicherungssumme ent­
schädigt.

A 18.3.2 Für Wertsachen außerhalb eines verschlossenen Wertschutzschranks nach A 18.2 gelten folgende Entschädigungs­
grenzen je Versicherungsfall, höchstens jedoch der jeweils vereinbarte Betrag:

A 18.3.2.1 3.000 EUR insgesamt für Bargeld und auf Karten oder sonstige Datenträger geladene Geldbeträge mit Ausnahme von 
Münzen, deren Versicherungswert den Nennbetrag übersteigt;

A 18.3.2.2 15.000 EUR insgesamt für Urkunden einschließlich Sparbücher und sonstige Wertpapiere;

A 18.3.2.3 25.000 EUR insgesamt für Schmucksachen, Edelsteine, Perlen, Briefmarken, Münzen, Medaillen sowie alle Sachen 
aus Gold oder Platin.

A 19 Welche Regeln gelten für das Sachverständigenverfahren?

A 19.1 Feststellung der Schadenhöhe

 Der Versicherungsnehmer kann nach Eintritt des Versicherungsfalls verlangen, dass die Höhe des Schadens in einem 
Sachverständigenverfahren festgestellt wird.

 Ein solches Sachverständigenverfahren können der Versicherer und der Versicherungsnehmer auch gemeinsam 
 vereinbaren.
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A 19.2 Weitere Feststellungen

 Der Versicherungsnehmer und der Versicherer können vereinbaren, das Sachverständigenverfahren auf weitere Fest­
stellungen zum Versicherungsfall auszudehnen.

A 19.3 Verfahren vor der Feststellung

 Für das Sachverständigenverfahren gilt:

A 19.3.1 Jede Partei hat in Textform (Beispiel: E­Mail, Telefax oder Brief) einen Sachverständigen zu benennen. Eine Partei, 
die ihren Sachverständigen benannt hat, kann die andere Partei in Textform (Beispiel: E­Mail, Telefax oder Brief) auf­
fordern, den zweiten Sachverständigen zu benennen. Dabei muss sie den von ihr benannten Sachverständigen ange­
ben. Der zweite Sachverständige muss innerhalb von zwei Wochen nach Zugang der Aufforderung benannt werden. 
Wenn das nicht geschieht, kann die auffordernde Partei den Sachverständigen durch das für den Schadenort zustän­
dige Amtsgericht ernennen lassen. In seiner Aufforderung muss der Versicherer den Versicherungsnehmer auf diese 
Folge hinweisen.

A 19.3.2 Der Versicherer darf folgende Personen nicht als Sachverständigen benennen:

A 19.3.2.1 Mitbewerber des Versicherungsnehmers,

A 19.3.2.2 Personen, die mit dem Versicherungsnehmer in dauernder Geschäftsverbindung stehen,

A 19.3.2.3 Personen, die bei Mitbewerbern oder Geschäftspartnern des Versicherungsnehmers angestellt sind oder mit ihnen in 
einem ähnlichen Verhältnis stehen.

A 19.3.3 Beide Sachverständige benennen in Textform (Beispiel: E­Mail, Telefax oder Brief) vor Beginn ihrer Feststellungen 
einen dritten Sachverständigen als Obmann. Die Regelung nach A 19.3.2 gilt auch für seine Benennung. Wenn sich 
die Sachverständigen nicht einigen, wird der Obmann durch das für den Schadenort zuständige Amtsgericht ernannt. 
Dies geschieht auf Antrag einer der beiden Parteien.

A 19.4 Feststellung

 Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthalten:

A 19.4.1 ein Verzeichnis der abhanden gekommenen, der zerstörten und der beschädigten versicherten Sachen mit den dazu­
gehörigen Versicherungswerten zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls,

A 19.4.2 die Wiederherstellungs­ und Wiederbeschaffungskosten,

A 19.4.3 die Restwerte der vom Schaden betroffenen Sachen,

A 19.4.4 die versicherten Kosten.

 Wenn kein Unterversicherungsverzicht gegeben ist, muss zudem der Versicherungswert der nicht vom Schaden 
 betroffenen versicherten Sachen zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls enthalten sein.

A 19.5 Verfahren nach der Feststellung

 Jeder Sachverständige übermittelt seine Feststellungen beiden Parteien gleichzeitig. Weichen die Feststellungen der 
Sachverständigen voneinander ab, übergibt der Versicherer sie unverzüglich dem Obmann. Dieser entscheidet über 
die darin streitig gebliebenen Punkte. Die Feststellungen der Sachverständigen bilden dabei die Grenzen für den Ent­
scheidungsspielraum des Obmanns. Seine Entscheidung übermittelt der Obmann beiden Parteien gleichzeitig.

 Die Feststellungen der Sachverständigen beziehungsweise des Obmanns sind für die Vertragsparteien verbindlich. 
Sie sind unverbindlich, wenn nachgewiesen wird, dass sie offenbar von der wirklichen Sachlage erheblich abweichen.

 Aufgrund von verbindlichen Feststellungen berechnet der Versicherer die Entschädigung. Wenn die Feststellungen 
unverbindlich sind, trifft das Gericht eine verbindliche Feststellung. Dies gilt auch, wenn die Sachverständigen die 
Feststellung nicht treffen können oder wollen oder sie verzögern.

A 19.6 Kosten

 Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt jede Partei die Kosten ihres Sachverständigen. Die Kosten des 
 Obmanns tragen beide Parteien je zur Hälfte.
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A 19.2 Weitere Feststellungen

 Der Versicherungsnehmer und der Versicherer können vereinbaren, das Sachverständigenverfahren auf weitere Fest­
stellungen zum Versicherungsfall auszudehnen.

A 19.3 Verfahren vor der Feststellung

 Für das Sachverständigenverfahren gilt:

A 19.3.1 Jede Partei hat in Textform (Beispiel: E­Mail, Telefax oder Brief) einen Sachverständigen zu benennen. Eine Partei, 
die ihren Sachverständigen benannt hat, kann die andere Partei in Textform (Beispiel: E­Mail, Telefax oder Brief) auf­
fordern, den zweiten Sachverständigen zu benennen. Dabei muss sie den von ihr benannten Sachverständigen ange­
ben. Der zweite Sachverständige muss innerhalb von zwei Wochen nach Zugang der Aufforderung benannt werden. 
Wenn das nicht geschieht, kann die auffordernde Partei den Sachverständigen durch das für den Schadenort zustän­
dige Amtsgericht ernennen lassen. In seiner Aufforderung muss der Versicherer den Versicherungsnehmer auf diese 
Folge hinweisen.

A 19.3.2 Der Versicherer darf folgende Personen nicht als Sachverständigen benennen:

A 19.3.2.1 Mitbewerber des Versicherungsnehmers,

A 19.3.2.2 Personen, die mit dem Versicherungsnehmer in dauernder Geschäftsverbindung stehen,

A 19.3.2.3 Personen, die bei Mitbewerbern oder Geschäftspartnern des Versicherungsnehmers angestellt sind oder mit ihnen in 
einem ähnlichen Verhältnis stehen.

A 19.3.3 Beide Sachverständige benennen in Textform (Beispiel: E­Mail, Telefax oder Brief) vor Beginn ihrer Feststellungen 
einen dritten Sachverständigen als Obmann. Die Regelung nach A 19.3.2 gilt auch für seine Benennung. Wenn sich 
die Sachverständigen nicht einigen, wird der Obmann durch das für den Schadenort zuständige Amtsgericht ernannt. 
Dies geschieht auf Antrag einer der beiden Parteien.

A 19.4 Feststellung

 Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthalten:

A 19.4.1 ein Verzeichnis der abhanden gekommenen, der zerstörten und der beschädigten versicherten Sachen mit den dazu­
gehörigen Versicherungswerten zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls,

A 19.4.2 die Wiederherstellungs­ und Wiederbeschaffungskosten,

A 19.4.3 die Restwerte der vom Schaden betroffenen Sachen,

A 19.4.4 die versicherten Kosten.

 Wenn kein Unterversicherungsverzicht gegeben ist, muss zudem der Versicherungswert der nicht vom Schaden 
 betroffenen versicherten Sachen zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls enthalten sein.

A 19.5 Verfahren nach der Feststellung

 Jeder Sachverständige übermittelt seine Feststellungen beiden Parteien gleichzeitig. Weichen die Feststellungen der 
Sachverständigen voneinander ab, übergibt der Versicherer sie unverzüglich dem Obmann. Dieser entscheidet über 
die darin streitig gebliebenen Punkte. Die Feststellungen der Sachverständigen bilden dabei die Grenzen für den Ent­
scheidungsspielraum des Obmanns. Seine Entscheidung übermittelt der Obmann beiden Parteien gleichzeitig.

 Die Feststellungen der Sachverständigen beziehungsweise des Obmanns sind für die Vertragsparteien verbindlich. 
Sie sind unverbindlich, wenn nachgewiesen wird, dass sie offenbar von der wirklichen Sachlage erheblich abweichen.

 Aufgrund von verbindlichen Feststellungen berechnet der Versicherer die Entschädigung. Wenn die Feststellungen 
unverbindlich sind, trifft das Gericht eine verbindliche Feststellung. Dies gilt auch, wenn die Sachverständigen die 
Feststellung nicht treffen können oder wollen oder sie verzögern.

A 19.6 Kosten

 Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt jede Partei die Kosten ihres Sachverständigen. Die Kosten des 
 Obmanns tragen beide Parteien je zur Hälfte.
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A 19.7 Obliegenheiten

 Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegenheiten des Versicherungsnehmers nicht berührt.

A 20 Wann wird die Entschädigung gezahlt und wie wird sie verzinst?

A 20.1 Fälligkeit der Entschädigung

 Die Entschädigung wird fällig, wenn der Versicherer den Anspruch dem Grund und der Höhe nach abschließend fest­
gestellt hat.

 Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Meldung des Schadens den Betrag als Abschlagszahlung bean­
spruchen, der voraussichtlich mindestens zu zahlen ist.

A 20.2 Verzinsung

 Für die Verzinsung gelten folgende Regelungen, soweit nicht aus einem anderen Rechtsgrund eine weitergehende 
Zinspflicht besteht:

A 20.2.1 Entschädigung

 Sie ist ab dem Tag der Schadenmeldung zu verzinsen. Dies gilt nicht, soweit die Entschädigung innerhalb eines 
 Monats geleistet wurde.

A 20.2.2 Zinssatz

 Der Zinssatz liegt 1 Prozentpunkt unter dem jeweiligen Basiszinssatz des Bürgerlichen Gesetzbuchs (§ 247 BGB), 
mindestens aber bei 4 Prozent und höchstens bei 6 Prozent Zinsen pro Jahr.

 Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung fällig.

A 20.3 Hemmung

 Bei der Berechnung der Fristen nach A 20.1 und A 20.2.1 gilt: Nicht zu berücksichtigen ist der Zeitraum, für den wegen 
Verschuldens des Versicherungsnehmers die Entschädigung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann.

A 20.4 Aufschiebung der Zahlung

 Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange

A 20.4.1 Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungsnehmers bestehen;

A 20.4.2 ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen den Versicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten aus 
Anlass dieses Versicherungsfalls noch läuft.

A 21 Welche vertraglich vereinbarten Sicherheitsvorschriften (zusätzliche Obliegenheiten) hat der Versicherungs-
nehmer vor dem Versicherungsfall zu erfüllen?

A 21.1 Sicherheitsvorschriften in der kalten Jahreszeit

 Als vertraglich vereinbarte, zusätzliche Obliegenheiten gelten folgende Sicherheitsvorschriften:

 Der Versicherungsnehmer hat in der kalten Jahreszeit die Wohnung nach A 10 zu beheizen und dies genügend häufig 
zu kontrollieren.

 Alternativ sind dort alle wasserführenden Anlagen und Einrichtungen abzusperren, zu entleeren und entleert zu halten.

A 21.2 Folgen einer Obliegenheitsverletzung

 Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in A 21.1 genannten Obliegenheiten, gilt unter den Voraussetzungen nach 
Teil B 3.3.1.2 und B 3.3.3 Folgendes: Der Versicherer ist berechtigt zu kündigen. Außerdem kann er ganz oder teil­
weise leistungsfrei sein.
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A 22 Welche besondere Obliegenheit hat der Versicherungsnehmer nach dem Versicherungsfall zu erfüllen?

A 22.1 Besondere Obliegenheit bei Verlust von Wertpapieren und Urkunden

 Der Versicherungsnehmer hat bei zerstörten oder abhanden gekommenen Wertpapieren und sonstigen Urkunden 
 etwaige Rechte zu wahren.

 Zum Beispiel muss er für aufgebotsfähige Wertpapiere und Urkunden unverzüglich das Aufgebotsverfahren einleiten. 
Ebenso muss er Sparbücher sowie andere sperrfähige Urkunden unverzüglich sperren lassen.

A 22.2 Folgen der Obliegenheitsverletzung

 Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, gilt unter den Voraussetzungen nach Teil B 3.3.3 Folgendes: 
Der Versicherer kann ganz oder teilweise leistungsfrei sein.

A 23 Welche besonderen Umstände erhöhen die Gefahr?

A 23.1 Anzeigepflichtige Gefahrerhöhung

 Eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung nach Teil B 3.2 kann insbesondere in den folgenden Fällen vorliegen:

A 23.1.1 Es ändert sich ein Umstand, nach dem der Versicherer vor Vertragsschluss gefragt hat.

A 23.1.2 Anlässlich eines Wohnungswechsels nach A 16 ändert sich ein Umstand, nach dem im Antrag gefragt worden ist.

A 23.1.3 Die ansonsten ständig bewohnte Wohnung bleibt länger als die vereinbarte Frist hinaus unbewohnt.

 Sie ist zudem auch nicht beaufsichtigt oder in geeigneter Weise gesichert.

 Beaufsichtigt ist eine Wohnung dann, wenn sich während der Nacht eine dazu berechtigte volljährige Person darin 
 aufhält.

A 23.1.4 Vereinbarte Sicherungen wurden beseitigt, vermindert oder sind in nicht gebrauchsfähigem Zustand. Das gilt auch bei 
einem Wohnungswechsel.

A 23.2 Folgen einer Gefahrerhöhung

 Die Folgen einer Gefahrerhöhung sind in Teil B 3.2.3 bis B 3.2.5 geregelt.

A 24 Was gilt für wiederherbeigeschaffte Sachen?

A 24.1 Anzeigepflicht

 Erlangt der Versicherer oder der Versicherungsnehmer Kenntnis über den Verbleib abhandengekommener Sachen, 
hat er dies dem Vertragspartner unverzüglich anzuzeigen. Die Anzeige muss in Textform (Beispiel: E­Mail, Telefax 
oder Brief) erfolgen.

A 24.2 Entschädigung

 Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhandengekommenen Sache wiedererhalten, so gilt für die Entschä­
digung dieser Sache:

A 24.2.1 Vor Zahlung der abschließenden Entschädigung

 Der Versicherungsnehmer behält den Anspruch auf die Entschädigung. Das setzt voraus, dass er dem Versicherer die 
Sache innerhalb von zwei Wochen zur Verfügung stellt.

 Andernfalls ist eine zwischenzeitlich geleistete Entschädigung für diese Sache zurückzuzahlen. Das gilt auch für eine 
anteilig geleistete Entschädigung.

A 24.2.2 Nach Zahlung der abschließenden Entschädigung

 Der Versicherungsnehmer kann innerhalb von zwei Wochen nach Empfang einer Aufforderung des Versicherers wäh­
len, die Entschädigung zurückzuzahlen und die Sache zu behalten. Andernfalls gelten folgende Regelungen:

A 24.2.2.1 Bei Entschädigung der Sache in voller Höhe des Versicherungswerts kann er dem Versicherer die Sache zur Verfü­
gung stellen. Dieses Wahlrecht muss er innerhalb von zwei Wochen nach Empfang der Aufforderung des Versicherers 
ausüben. Tut der Versicherungsnehmer das nicht, geht das Wahlrecht auf den Versicherer über.
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A 22 Welche besondere Obliegenheit hat der Versicherungsnehmer nach dem Versicherungsfall zu erfüllen?

A 22.1 Besondere Obliegenheit bei Verlust von Wertpapieren und Urkunden

 Der Versicherungsnehmer hat bei zerstörten oder abhanden gekommenen Wertpapieren und sonstigen Urkunden 
 etwaige Rechte zu wahren.

 Zum Beispiel muss er für aufgebotsfähige Wertpapiere und Urkunden unverzüglich das Aufgebotsverfahren einleiten. 
Ebenso muss er Sparbücher sowie andere sperrfähige Urkunden unverzüglich sperren lassen.

A 22.2 Folgen der Obliegenheitsverletzung

 Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, gilt unter den Voraussetzungen nach Teil B 3.3.3 Folgendes: 
Der Versicherer kann ganz oder teilweise leistungsfrei sein.

A 23 Welche besonderen Umstände erhöhen die Gefahr?

A 23.1 Anzeigepflichtige Gefahrerhöhung

 Eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung nach Teil B 3.2 kann insbesondere in den folgenden Fällen vorliegen:

A 23.1.1 Es ändert sich ein Umstand, nach dem der Versicherer vor Vertragsschluss gefragt hat.

A 23.1.2 Anlässlich eines Wohnungswechsels nach A 16 ändert sich ein Umstand, nach dem im Antrag gefragt worden ist.

A 23.1.3 Die ansonsten ständig bewohnte Wohnung bleibt länger als die vereinbarte Frist hinaus unbewohnt.

 Sie ist zudem auch nicht beaufsichtigt oder in geeigneter Weise gesichert.

 Beaufsichtigt ist eine Wohnung dann, wenn sich während der Nacht eine dazu berechtigte volljährige Person darin 
 aufhält.

A 23.1.4 Vereinbarte Sicherungen wurden beseitigt, vermindert oder sind in nicht gebrauchsfähigem Zustand. Das gilt auch bei 
einem Wohnungswechsel.

A 23.2 Folgen einer Gefahrerhöhung

 Die Folgen einer Gefahrerhöhung sind in Teil B 3.2.3 bis B 3.2.5 geregelt.

A 24 Was gilt für wiederherbeigeschaffte Sachen?

A 24.1 Anzeigepflicht

 Erlangt der Versicherer oder der Versicherungsnehmer Kenntnis über den Verbleib abhandengekommener Sachen, 
hat er dies dem Vertragspartner unverzüglich anzuzeigen. Die Anzeige muss in Textform (Beispiel: E­Mail, Telefax 
oder Brief) erfolgen.

A 24.2 Entschädigung

 Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhandengekommenen Sache wiedererhalten, so gilt für die Entschä­
digung dieser Sache:

A 24.2.1 Vor Zahlung der abschließenden Entschädigung

 Der Versicherungsnehmer behält den Anspruch auf die Entschädigung. Das setzt voraus, dass er dem Versicherer die 
Sache innerhalb von zwei Wochen zur Verfügung stellt.

 Andernfalls ist eine zwischenzeitlich geleistete Entschädigung für diese Sache zurückzuzahlen. Das gilt auch für eine 
anteilig geleistete Entschädigung.

A 24.2.2 Nach Zahlung der abschließenden Entschädigung

 Der Versicherungsnehmer kann innerhalb von zwei Wochen nach Empfang einer Aufforderung des Versicherers wäh­
len, die Entschädigung zurückzuzahlen und die Sache zu behalten. Andernfalls gelten folgende Regelungen:

A 24.2.2.1 Bei Entschädigung der Sache in voller Höhe des Versicherungswerts kann er dem Versicherer die Sache zur Verfü­
gung stellen. Dieses Wahlrecht muss er innerhalb von zwei Wochen nach Empfang der Aufforderung des Versicherers 
ausüben. Tut der Versicherungsnehmer das nicht, geht das Wahlrecht auf den Versicherer über.
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A 24.2.2.2 Bei Entschädigung der Sache in bedingungsgemäß anteiliger Höhe des Versicherungswerts muss er sie im Einver­
nehmen mit dem Versicherer öffentlich meistbietend verkaufen lassen.

 Der Versicherer erhält von dem Erlös abzüglich der Verkaufskosten höchstens den Anteil, den er bereits für die Sache 
entschädigt hat.

A 24.3 Beschädigte Sachen

 Behält der Versicherungsnehmer wiederherbeigeschaffte Sachen und sind diese beschädigt worden, kann er auch die 
bedingungsgemäße Entschädigung in Höhe der Reparaturkosten verlangen oder behalten.

A 24.4 Mögliche Rückerlangung

 Ist es dem Versicherungsnehmer möglich, den Besitz einer abhandengekommenen Sache zurück zu erlangen, ohne 
dass er davon Gebrauch macht, gilt die Sache als zurückerhalten.

A 24.5 Übertragung der Rechte

 Muss der Versicherungsnehmer dem Versicherer zurückerlangte Sachen zur Verfügung stellen, gilt:

 Er hat dem Versicherer den Besitz, das Eigentum und alle sonstigen Rechte zu übertragen, die ihm an diesen Sachen 
zustehen.

A 24.6 Rückabwicklung bei kraftlos erklärten Wertpapieren

 Ist ein Wertpapier in einem Aufgebotsverfahren für kraftlos erklärt worden, hat der Versicherungsnehmer die gleichen 
Rechte und Pflichten wie bei Zurückerlangung des Wertpapiers. Er kann die Entschädigung jedoch behalten, soweit 
ihm bei der Rückabwicklung durch Verzögerung fälliger Leistungen aus den Wertpapieren ein Zinsverlust entstanden 
ist.
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Teil B

Abschnitt B1 Beginn des Versicherungsschutzes, Beitragszahlung

B 1.1 Beginn des Versicherungsschutzes

 Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt. Dies gilt vorbehaltlich der 
Regelungen über die Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung des Erst­ oder Einmalbeitrags.

B 1.2 Beitragszahlung, Versicherungsperiode

B 1.2.1 Beitragszahlung

 Je nach Vereinbarung werden die Beiträge entweder durch laufende Zahlungen monatlich, vierteljährlich, halbjährlich, 
jährlich oder als Einmalbeitrag im Voraus gezahlt.

B 1.2.2 Versicherungsperiode

 Die Versicherungsperiode beträgt ein Jahr. Das gilt auch, wenn die vereinbarte Vertragsdauer länger als ein Jahr ist. 
Ist die vereinbarte Vertragsdauer kürzer als ein Jahr, so entspricht die Versicherungsperiode der Vertragsdauer.

B 1.3 Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags, Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung

B 1.3.1 Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags

 Der erste oder einmalige Beitrag ist unverzüglich nach dem Zeitpunkt des vereinbarten und im Versicherungsschein 
angegebenen Versicherungsbeginns zu zahlen. Dies gilt unabhängig von dem Bestehen eines Widerrufrechts.

 Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns vor Vertragsschluss, ist der erste oder einmalige Beitrag 
unverzüglich nach Vertragsschluss zu zahlen.

 Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach dem in Absatz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der 
Versicherungsschutz erst, nachdem die Zahlung veranlasst ist.

 Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versicherungsnehmers oder getroffenen Vereinbarungen ab, ist der 
erste oder einmalige Beitrag frühestens einen Monat nach Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen.

B 1.3.2 Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug

 Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht rechtzeitig nach B1.3.1 gezahlt, so kann der Versicherer vom Vertrag zu­
rücktreten, solange die Zahlung nicht veranlasst ist.

 Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

B 1.3.3 Leistungsfreiheit des Versicherers

 Wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig nach B1.3.1 zahlt, so ist der 
Versicherer für einen vor Zahlung des Beitrags eingetretenen Versicherungsfall nicht zur Leistung verpflichtet. 
 Voraussetzung ist, dass er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform (Beispiel: E­Mail, Tele­
fax oder Brief) oder durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung 
des Beitrags aufmerksam gemacht hat.

 Die Leistungsfreiheit tritt nur ein, wenn der Versicherungsnehmer die Nichtzahlung zu vertreten hat.

B 1.4 Folgebeitrag

B 1.4.1 Fälligkeit

 Ein Folgebeitrag wird entsprechend der vereinbarten Zahlungsweise jeweils zu Monats­, Vierteljahres­, Halbjahres­ 
oder Jahresbeginn oder zu einem anderen vereinbarten Zeitpunkt fällig.

 Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zur Fälligkeit veranlasst wird.

B 1.4.2 Verzug und Schadensersatz

 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug. Dies gilt nur, 
wenn er die verspätete Zahlung zu vertreten hat.
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Teil B

Abschnitt B1 Beginn des Versicherungsschutzes, Beitragszahlung

B 1.1 Beginn des Versicherungsschutzes

 Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt. Dies gilt vorbehaltlich der 
Regelungen über die Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung des Erst­ oder Einmalbeitrags.

B 1.2 Beitragszahlung, Versicherungsperiode

B 1.2.1 Beitragszahlung

 Je nach Vereinbarung werden die Beiträge entweder durch laufende Zahlungen monatlich, vierteljährlich, halbjährlich, 
jährlich oder als Einmalbeitrag im Voraus gezahlt.

B 1.2.2 Versicherungsperiode

 Die Versicherungsperiode beträgt ein Jahr. Das gilt auch, wenn die vereinbarte Vertragsdauer länger als ein Jahr ist. 
Ist die vereinbarte Vertragsdauer kürzer als ein Jahr, so entspricht die Versicherungsperiode der Vertragsdauer.

B 1.3 Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags, Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung

B 1.3.1 Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags

 Der erste oder einmalige Beitrag ist unverzüglich nach dem Zeitpunkt des vereinbarten und im Versicherungsschein 
angegebenen Versicherungsbeginns zu zahlen. Dies gilt unabhängig von dem Bestehen eines Widerrufrechts.

 Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns vor Vertragsschluss, ist der erste oder einmalige Beitrag 
unverzüglich nach Vertragsschluss zu zahlen.

 Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach dem in Absatz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der 
Versicherungsschutz erst, nachdem die Zahlung veranlasst ist.

 Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versicherungsnehmers oder getroffenen Vereinbarungen ab, ist der 
erste oder einmalige Beitrag frühestens einen Monat nach Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen.

B 1.3.2 Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug

 Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht rechtzeitig nach B1.3.1 gezahlt, so kann der Versicherer vom Vertrag zu­
rücktreten, solange die Zahlung nicht veranlasst ist.

 Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

B 1.3.3 Leistungsfreiheit des Versicherers

 Wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig nach B1.3.1 zahlt, so ist der 
Versicherer für einen vor Zahlung des Beitrags eingetretenen Versicherungsfall nicht zur Leistung verpflichtet. 
 Voraussetzung ist, dass er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform (Beispiel: E­Mail, Tele­
fax oder Brief) oder durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung 
des Beitrags aufmerksam gemacht hat.

 Die Leistungsfreiheit tritt nur ein, wenn der Versicherungsnehmer die Nichtzahlung zu vertreten hat.

B 1.4 Folgebeitrag

B 1.4.1 Fälligkeit

 Ein Folgebeitrag wird entsprechend der vereinbarten Zahlungsweise jeweils zu Monats­, Vierteljahres­, Halbjahres­ 
oder Jahresbeginn oder zu einem anderen vereinbarten Zeitpunkt fällig.

 Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zur Fälligkeit veranlasst wird.

B 1.4.2 Verzug und Schadensersatz

 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug. Dies gilt nur, 
wenn er die verspätete Zahlung zu vertreten hat.

 23

 Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung eines Folgebeitrags in Verzug, ist der Versicherer berechtigt, Ersatz des 
ihm durch den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen.

B 1.4.3 Mahnung

 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versicherer den Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in 
Textform (Beispiel: E­Mail, Telefax oder Brief) zur Zahlung auffordern und eine Zahlungsfrist bestimmen (Mahnung). 
Die Zahlungsfrist muss mindestens zwei Wochen ab Zugang der Zahlungsaufforderung betragen.

 Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der Versicherer je Vertrag die rückständigen Beträge des Beitrags sowie der 
 Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und auf die Rechtsfolgen (Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht) hinweist.

B 1.4.4 Leistungsfreiheit nach Mahnung

 Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist ein Versicherungsfall ein und ist der Versicherungs­
nehmer bei Eintritt des Versicherungsfalles mit der Zahlung des Beitrags oder der Zinsen oder Kosten in Verzug, so 
ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei.

B 1.4.5 Kündigung nach Mahnung

 Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung der geschuldeten Beträge in Verzug, kann der Versicherer nach Ablauf 
der in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist mit sofortiger Wirkung 
kündigen.

 Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zahlungsfrist verbunden werden. Mit Fristablauf wird die Kündigung 
wirksam, wenn der Versicherungsnehmer zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist. Hierauf ist der Versiche­
rungsnehmer bei der Kündigung ausdrücklich hinzuweisen.

B 1.4.6 Zahlung des Beitrages nach Kündigung

 Die Kündigung wird unwirksam, wenn die Zahlung innerhalb eines Monats nach der Kündigung veranlasst wird. Wenn 
die Kündigung mit der Zahlungsfrist verbunden worden ist, wird sie unwirksam, wenn die Zahlung innerhalb eines 
 Monats nach Fristablauf veranlasst wird.

 Die Leistungsfreiheit des Versicherers nach B1.4.4 bleibt bis zur Zahlung bestehen.

B 1.5 Lastschriftverfahren

B 1.5.1 Pflichten des Versicherungsnehmers

 Ist zur Einziehung des Beitrags das Lastschriftverfahren vereinbart worden, hat der Versicherungsnehmer zum Zeit­
punkt der Fälligkeit des Beitrags für eine ausreichende Deckung des Kontos zu sorgen.

 Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, 
ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in Textform (Beispiel: E­Mail, Telefax 
oder Brief) abgegebenen Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt.

B 1.5.2 Fehlgeschlagener Lastschrifteinzug

 Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass ein oder mehrere Beiträge, trotz wiederholtem Einziehungs­
versuch, nicht eingezogen werden können, ist der Versicherer berechtigt, das SEPA­Lastschriftmandat in Textform 
(Beispiel: E­Mail, Telefax oder Brief) zu kündigen.

 Der Versicherer hat in der Kündigung darauf hinzuweisen, dass der Versicherungsnehmer verpflichtet ist, den aus­
stehenden Beitrag und zukünftige Beiträge selbst zu übermitteln.

 Von Kreditinstituten erhobene Bearbeitungsgebühren für fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug können dem Versiche­
rungsnehmer in Rechnung gestellt werden.

B 1.6 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

B 1.6.1 Allgemeiner Grundsatz

 Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrags steht dem Versicherer nur derjenige Teil des Beitrags zu, der dem Zeitraum 
entspricht, in dem der Versicherungsschutz bestanden hat.
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B 1.6.2 Beitrag oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt, Anfechtung und fehlendem versicherten Interesse

B 1.6.2.1 Widerruft der Versicherungsnehmer seine Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen, hat der Versicherer nur den auf 
die Zeit nach Zugang der Widerrufserklärung entfallenden Teil der Beiträge zu erstatten. Voraussetzung ist, dass der 
Versicherer in der Widerrufsbelehrung auf das Widerrufsrecht, die Rechtsfolgen des Widerrufs und den zu zahlen­
den Betrag hingewiesen und der Versicherungsnehmer zugestimmt hat, dass der Versicherungsschutz vor Ende der 
 Widerrufsfrist beginnt.

 Ist die Widerrufsbelehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der Versicherer zusätzlich den für das erste Versicherungs­
jahr gezahlten Beitrag zu erstatten. Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer Leistungen aus dem Versiche­
rungsvertrag in Anspruch genommen hat.

B 1.6.2.2 Tritt der Versicherer wegen Verletzung einer vorvertraglichen Anzeigepflicht vom Versicherungsvertrag zurück, so 
steht ihm der Beitrag bis zum Zugang der Rücktrittserklärung zu.

 Wird der Versicherungsvertrag durch Rücktritt des Versicherers beendet, weil der einmalige oder der erste Beitrag 
nicht rechtzeitig gezahlt worden ist, so steht dem Versicherer eine angemessene Geschäftsgebühr zu.

B 1.6.2.3 Wird der Versicherungsvertrag durch Anfechtung des Versicherers wegen arglistiger Täuschung beendet, so steht 
dem Versicherer der Beitrag bis zum Zugang der Anfechtungserklärung zu.

B 1.6.2.4 Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung vollständig und dauerhaft weg, steht dem Ver­
sicherer der Beitrag zu, den er hätte beanspruchen können, wenn die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt bean­
tragt worden wäre, zu dem der Versicherer vom Wegfall des Interesses Kenntnis erlangt hat.

B 1.6.2.5 Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung des Beitrags verpflichtet, wenn das versicherte Interesse bei Beginn 
der Versicherung nicht besteht, oder wenn das Interesse bei einer Versicherung, die für ein künftiges Unternehmen 
oder für ein anderes künftiges Interesse genommen ist, nicht entsteht. Der Versicherer kann jedoch eine angemesse­
ne Geschäftsgebühr verlangen.

 Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes Interesse in der Absicht versichert, sich dadurch einen rechts­
widrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht in diesem Fall der Beitrag bis 
zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt.

Abschnitt B 2 Dauer und Ende des Vertrags, Kündigung

B 2.1 Dauer und Ende des Vertrags

B 2.1.1 Vertragsdauer

 Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angegebenen Zeitraum abgeschlossen.

B 2.1.2 Stillschweigende Verlängerung

 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr. Er verlängert sich 
nicht, wenn einer der Vertragsparteien spätestens drei Monate vor dem Ablauf der jeweiligen Vertragslaufzeit eine 
Kündigung zugegangen ist.

B 2.1.3 Vertragsdauer von weniger als einem Jahr

 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag zum vereinbarten Zeitpunkt, ohne dass es 
einer Kündigung bedarf.

B 2.1.4 Kündigung bei mehrjährigen Verträgen

 Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der Versicherungsnehmer den Vertrag zum Ablauf des dritten 
Jahres oder jedes darauf folgenden Jahres kündigen; die Kündigung muss dem Versicherer spätestens drei Monate 
vor dem Ablauf des jeweiligen Jahres zugegangen sein.

B 2.1.5 Wegfall des versicherten Interesses

 Fällt ein versichertes Interesse nach dem Beginn der Versicherung vollständig und dauerhaft weg, endet der Vertrag 
bezüglich dieses Interesses zu dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer vom Wegfall des Interesses Kenntnis erlangt.

 Als Wegfall des versicherten Interesses gilt die vollständige und dauerhafte Auflösung des versicherten Hausrates, 
Beispiele:
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B 1.6.2 Beitrag oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt, Anfechtung und fehlendem versicherten Interesse

B 1.6.2.1 Widerruft der Versicherungsnehmer seine Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen, hat der Versicherer nur den auf 
die Zeit nach Zugang der Widerrufserklärung entfallenden Teil der Beiträge zu erstatten. Voraussetzung ist, dass der 
Versicherer in der Widerrufsbelehrung auf das Widerrufsrecht, die Rechtsfolgen des Widerrufs und den zu zahlen­
den Betrag hingewiesen und der Versicherungsnehmer zugestimmt hat, dass der Versicherungsschutz vor Ende der 
 Widerrufsfrist beginnt.

 Ist die Widerrufsbelehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der Versicherer zusätzlich den für das erste Versicherungs­
jahr gezahlten Beitrag zu erstatten. Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer Leistungen aus dem Versiche­
rungsvertrag in Anspruch genommen hat.

B 1.6.2.2 Tritt der Versicherer wegen Verletzung einer vorvertraglichen Anzeigepflicht vom Versicherungsvertrag zurück, so 
steht ihm der Beitrag bis zum Zugang der Rücktrittserklärung zu.

 Wird der Versicherungsvertrag durch Rücktritt des Versicherers beendet, weil der einmalige oder der erste Beitrag 
nicht rechtzeitig gezahlt worden ist, so steht dem Versicherer eine angemessene Geschäftsgebühr zu.

B 1.6.2.3 Wird der Versicherungsvertrag durch Anfechtung des Versicherers wegen arglistiger Täuschung beendet, so steht 
dem Versicherer der Beitrag bis zum Zugang der Anfechtungserklärung zu.

B 1.6.2.4 Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung vollständig und dauerhaft weg, steht dem Ver­
sicherer der Beitrag zu, den er hätte beanspruchen können, wenn die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt bean­
tragt worden wäre, zu dem der Versicherer vom Wegfall des Interesses Kenntnis erlangt hat.

B 1.6.2.5 Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung des Beitrags verpflichtet, wenn das versicherte Interesse bei Beginn 
der Versicherung nicht besteht, oder wenn das Interesse bei einer Versicherung, die für ein künftiges Unternehmen 
oder für ein anderes künftiges Interesse genommen ist, nicht entsteht. Der Versicherer kann jedoch eine angemesse­
ne Geschäftsgebühr verlangen.

 Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes Interesse in der Absicht versichert, sich dadurch einen rechts­
widrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht in diesem Fall der Beitrag bis 
zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt.

Abschnitt B 2 Dauer und Ende des Vertrags, Kündigung

B 2.1 Dauer und Ende des Vertrags

B 2.1.1 Vertragsdauer

 Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angegebenen Zeitraum abgeschlossen.

B 2.1.2 Stillschweigende Verlängerung

 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr. Er verlängert sich 
nicht, wenn einer der Vertragsparteien spätestens drei Monate vor dem Ablauf der jeweiligen Vertragslaufzeit eine 
Kündigung zugegangen ist.

B 2.1.3 Vertragsdauer von weniger als einem Jahr

 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag zum vereinbarten Zeitpunkt, ohne dass es 
einer Kündigung bedarf.

B 2.1.4 Kündigung bei mehrjährigen Verträgen

 Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der Versicherungsnehmer den Vertrag zum Ablauf des dritten 
Jahres oder jedes darauf folgenden Jahres kündigen; die Kündigung muss dem Versicherer spätestens drei Monate 
vor dem Ablauf des jeweiligen Jahres zugegangen sein.

B 2.1.5 Wegfall des versicherten Interesses

 Fällt ein versichertes Interesse nach dem Beginn der Versicherung vollständig und dauerhaft weg, endet der Vertrag 
bezüglich dieses Interesses zu dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer vom Wegfall des Interesses Kenntnis erlangt.

 Als Wegfall des versicherten Interesses gilt die vollständige und dauerhafte Auflösung des versicherten Hausrates, 
Beispiele:
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 a) nach Aufnahme des Versicherungsnehmers in eine stationäre Pflegeeinrichtung,

 b) nach Aufgabe einer Zweit­ oder Ferienwohnung. 

 Wohnungswechsel gilt nicht als Wegfall des versicherten Interesses.

 Das Versicherungsverhältnis endet bei Tod des Versicherungsnehmers zum Zeitpunkt der Kenntniserlangung des 
Versicherers über die vollständige und dauerhafte Haushaltsauflösung, spätestens jedoch zwei Monate nach dem Tod 
des Versicherungsnehmers, wenn nicht bis zu diesem Zeitpunkt ein Erbe die Wohnung in derselben Weise nutzt wie 
der verstorbene Versicherungsnehmer.

B 2.2 Kündigung nach Versicherungsfall

B 2.2.1 Kündigungsrecht

 Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann jede der Vertragsparteien den Versicherungsvertrag kündigen. Die 
Kündigung ist in Textform (Beispiel: E­Mail, Telefax oder Brief) zu erklären. Die Kündigung ist nur bis zum Ablauf eines 
 Monats seit dem Abschluss der Verhandlungen über die Entschädigung zulässig.

B 2.2.2 Kündigung durch Versicherungsnehmer

 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung mit ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versiche­
rungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum 
Ende der laufenden Versicherungsperiode, wirksam wird.

B 2.2.3 Kündigung durch Versicherer

 Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.

Abschnitt B 3 Anzeigepflicht, Gefahrerhöhung, andere Obliegenheiten

B 3.1 Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder seines Vertreters bis zum Vertragsschluss

B 3.1.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahrerhebliche Umstände

 Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahr­
umstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer in Textform (Beispiel: E­Mail, Telefax oder Brief) gefragt hat und 
die für den Entschluss des Versicherers erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen. Diese 
Anzeigepflicht gilt auch dann, wenn der Versicherer dem Versicherungsnehmer nach seiner Vertragserklärung, aber 
vor der Vertragsannahme Fragen im Sinn von Satz 1 in Textform stellt.

 Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers geschlossen, so sind bei der Anwendung von Ab ­
satz 1 und B 3.1.2 sowohl die Kenntnis und die Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis und die Arglist des Versi­
cherungsnehmers zu berücksichtigen.

 Der Versicherungsnehmer kann sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt 
 worden ist, nur berufen, wenn weder dem Vertreter noch dem Versicherungsnehmer Vorsatz oder grobe Fahrlässig­
keit zur Last fällt.

B 3.1.2 Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht

B 3.1.2.1 Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes

 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach B 3.1.1 Absatz 1, kann der Versicherer vom Vertrag 
 zurücktreten. Im Fall des Rücktritts besteht auch für die Vergangenheit kein Versicherungsschutz.

 Der Versicherer hat jedoch kein Rücktrittsrecht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die unrichtigen 
oder unvollständigen Angaben weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gemacht hat.

 Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstän­
de zu gleichen oder anderen Bedingungen geschlossen hätte.

 Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls zurück, darf er den Versicherungsschutz nicht versagen, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der unvollständig oder unrichtig angezeigte Umstand weder für den 
Eintritt des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistung ursächlich war. Auch in diesem 
Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt hat.
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B 3.1.2.2 Kündigung

 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach B 3.1.1 Absatz 1 leicht fahrlässig oder schuldlos, kann 
der Versicherer den Vertrag kündigen. Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer 
nach weist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände zu gleichen oder an­
deren Bedingungen geschlossen hätte.

B 3.1.2.3 Vertragsänderung

 Hat der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach B 3.1.1 Absatz 1 nicht vorsätzlich verletzt und hätte der Ver­
sicherer bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände den Vertrag auch zu anderen Bedingungen geschlos­
sen, so werden die anderen Bedingungen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend Vertragsbestandteil. Bei einer 
vom Versicherungsnehmer unverschuldeten Pflichtverletzung werden die anderen Bedingungen ab der laufenden 
Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.

 Erhöht sich durch eine Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 10 Prozent oder schließt der Versicherer die 
 Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb 
eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In dieser Mitteilung 
hat der Versicherer den Versicherungsnehmer auf dessen Kündigungsrecht hinzuweisen.

B 3.1.3 Frist und Form für die Ausübung der Rechte des Versicherers

 Die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung muss der Versicherer innerhalb eines Monats 
schriftlich geltend machen. Dabei hat er die Umstände anzugeben, auf die er seine Erklärung stützt. Zur Begründung 
kann er nachträglich weitere Umstände innerhalb eines Monats nach deren Kenntniserlangung angeben. Die Monats­
frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer von der Verletzung der Anzeigepflicht und der Umstände 
Kenntnis erlangt, die das von ihm jeweils geltend gemachte Recht begründen.

B 3.1.4 Hinweispflicht des Versicherers

 Die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung stehen dem Versicherer nur zu, wenn er den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform (Beispiel: E­Mail, Telefax oder Brief) auf die Folgen der 
 Verletzung der Anzeigepflicht hingewiesen hat.

B 3.1.5 Ausschluss von Rechten des Versicherers

 Der Versicherer kann sich auf seine Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nicht berufen, 
wenn er den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte.

B 3.1.6 Anfechtung

 Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung anzufechten, bleibt bestehen.

B 3.1.7 Erlöschen der Rechte des Versicherers

 Die Rechte des Versicherers zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertragsänderung erlöschen mit Ablauf von fünf 
Jahren nach Vertragsschluss. Diese Rechte erlöschen nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist ein­
getreten sind. Die Frist beträgt zehn Jahre, wenn der Versicherungsnehmer oder sein Vertreter die Anzeigepflicht vor­
sätzlich oder arglistig verletzt hat.

B 3.2 Gefahrerhöhung

B 3.2.1 Begriff der Gefahrerhöhung

B 3.2.1.1 Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der Vertragserklärung des Versicherungsnehmers die tatsächlich 
vorhandenen Umstände so verändert werden, dass der Eintritt des Versicherungsfalles oder eine Vergrößerung des 
Schadens oder die ungerechtfertigte Inanspruchnahme des Versicherers wahrscheinlicher wird.

B 3.2.1.2 Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere – aber nicht nur – vorliegen, wenn sich ein gefahrerheblicher Umstand 
 ändert, nach dem der Versicherer vor Vertragsschluss gefragt hat.

B 3.2.1.3  Eine Gefahrerhöhung nach B 3.2.1.1 liegt nicht vor, wenn sich die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach den 
Umständen als mitversichert gelten soll.

B 3.2.2 Pflichten des Versicherungsnehmers

B 3.2.2.1 Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versicherungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des Versicherers 
keine Gefahrerhöhung vornehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten.
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B 3.2.2.2 Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne vorherige Zustimmung des Versicherers eine Gefahr­
erhöhung vorgenommen oder gestattet hat, so muss er diese dem Versicherer unverzüglich anzeigen.

B 3.2.2.3 Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Vertragserklärung unabhängig von seinem Willen eintritt, muss der 
Versicherungsnehmer dem Versicherer unverzüglich anzeigen, nachdem er von ihr Kenntnis erlangt hat.

B 3.2.3 Kündigung oder Vertragsänderung durch den Versicherer

B 3.2.3.1 Kündigungsrecht

 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach B 3.2.2.1, kann der Versicherer den Vertrag fristlos kün­
digen, wenn der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat. Das Nichtvor­
liegen von Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen.

 Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, kann der Versicherer unter Einhaltung einer Frist von einem Monat 
kündigen.

 Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den Fällen nach B 3.2.2.2 und B 3.2.2.3 bekannt, kann er den Vertrag 
unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.

B 3.2.3.2 Vertragsänderung

 Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeitpunkt der Gefahrerhöhung einen seinen Geschäftsgrundsätzen 
entsprechenden erhöhten Beitrag verlangen oder die Absicherung der erhöhten Gefahr ausschließen.

 Erhöht sich der Beitrag als Folge der Gefahrerhöhung um mehr als 10 Prozent oder schließt der Versicherer die 
 Absicherung der erhöhten Gefahr aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach 
Zugang der

 Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In der Mitteilung hat der Versicherer den Versiche­
rungsnehmer auf dieses Kündigungsrecht hinzuweisen.

B 3.2.4 Erlöschen der Rechte des Versicherers

 Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Vertragsanpassung nach B 3.2.3 erlöschen, wenn diese nicht inner­
halb eines Monats ab Kenntnis des Versicherers von der Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder wenn der Zustand 
wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung bestanden hat.

B 3.2.5 Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung

B 3.2.5.1 Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall ein, so ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn 
der Versicherungsnehmer seine Pflichten nach B3.2.2.1 vorsätzlich verletzt hat. Verletzt der Versicherungsnehmer 
diese Pflichten grob fahrlässig, so ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der 
Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat 
der Versicherungsnehmer zu beweisen.

B 3.2.5.2 Nach einer Gefahrerhöhung nach B 3.2.2.2 und B 3.2.2.3 ist der Versicherer für einen Versicherungsfall, der später 
als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugegangen sein müssen, 
leistungsfrei, wenn der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht vorsätzlich verletzt hat. Hat der Versicherungs­
nehmer seine Pflicht grob fahrlässig verletzt, so gilt B 3.2.5.1 Satz 2 und 3 entsprechend. Die Leistungspflicht des 
Versicherers bleibt bestehen, wenn ihm die Gefahrerhöhung zu dem Zeitpunkt, zu dem ihm die Anzeige hätte zuge­
gangen sein müssen, bekannt war.

B 3.2.5.3 Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen,

 a)   soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt des Ver­
sicherungsfalles oder den Umfang der Leistungspflicht war oder

 b)   wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die Frist für die Kündigung des Versicherers abgelaufen und 
eine Kündigung nicht erfolgt war oder

 c)   wenn der Versicherer statt der Kündigung ab dem Zeitpunkt der Gefahrerhöhung einen seinen Geschäftsgrund­
sätzen entsprechend erhöhten Beitrag verlangt.
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B 3.3 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

B 3.3.1 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles

B 3.3.1.1 Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der Versicherungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllen 
hat, sind:

 a)  die Einhaltung aller gesetzlichen, behördlichen sowie vertraglich vereinbarten Sicherheitsvorschriften;

 b)   die Einhaltung aller sonstigen vertraglich vereinbarten Obliegenheiten.

B 3.3.1.2 Rechtsfolgen

 Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder grob fahrlässig eine Obliegenheit, die er vor Eintritt des Versiche­
rungsfalles gegenüber dem Versicherer zu erfüllen hat, so kann der Versicherer innerhalb eines Monats, nachdem er 
von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, den Vertrag fristlos kündigen.

 Der Versicherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Obliegenheit weder 
vorsätzlich noch grob fahrlässig verletzt hat.

B 3.3.2 Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versicherungsfalles

 Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt des Versicherungsfalles folgende Obliegenheiten zu erfüllen:

B 3.3.2.1 Er hat nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Schadens zu sorgen. Dabei hat der Versicherungs­
nehmer Weisungen des Versicherers, soweit für ihn zumutbar, zu befolgen sowie Weisungen – auch mündlich oder 
telefonisch – einzuholen, wenn die Umstände dies gestatten. Erteilen mehrere an dem Versicherungsvertrag beteiligte 
Versicherer unterschiedliche Weisungen, hat der Versicherungsnehmer nach pflichtgemäßem Ermessen zu handeln.

B 3.3.2.2 zusätzlich zu B 3.3.2.1 gilt:

 Der Versicherungsnehmer hat

 a)   dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er von ihm Kenntnis erlangt hat, unverzüglich – auch mündlich oder 
telefonisch – anzuzeigen;

 b)   Schäden durch strafbare Handlungen gegen das Eigentum unverzüglich der Polizei anzuzeigen;

 c)   dem Versicherer und der Polizei unverzüglich ein Verzeichnis der abhanden gekommenen Sachen einzureichen;

 d)   das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, bis die Schadenstelle oder die beschädigten Sachen durch den 
Versicherer freigegeben worden sind. Sind Veränderungen unumgänglich, sind das Schadenbild nachvollziehbar zu 
dokumentieren (Beispiel: durch Fotos) und die beschädigten Sachen bis zu einer Besichtigung durch den Versiche­
rer aufzubewahren;

 e)   soweit möglich dem Versicherer unverzüglich jede Auskunft in Textform (Beispiel: E­Mail, Telefax oder Brief) 
zu erteilen, die zur Feststellung des Versicherungsfalles oder des Umfanges der Leistungspflicht des Versiche­
rers  erforderlich ist sowie jede Untersuchung über Ursache und Höhe des Schadens und über den Umfang der 
 Entschädigungspflicht zu gestatten;

 f)   vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen, deren Beschaffung ihm billigerweise zugemutet werden kann.

 g)   Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Versicherers einem anderen als dem Versicherungsnehmer zu, 
so hat dieser die Obliegenheiten nach B 3.3.2.1 und B 3.3.2.2 ebenfalls zu erfüllen – soweit ihm dies nach den tat­
sächlichen und rechtlichen Umständen möglich ist.

B 3.3.3 Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung

B 3.3.3.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit nach B 3.3.1 oder B 3.3.2 vorsätzlich, so ist der Versicherer von 
der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, 
seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers ent­
spricht.

B 3.3.3.2 Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt des Versicherungsfalles bestehende Auskunfts­ oder Aufklärungs­
obliegenheit, ist der Versicherer nur dann vollständig oder teilweise leistungsfrei, wenn er den Versicherungsnehmer 
durch gesonderte Mitteilung in Textform (Beispiel: E­Mail, Telefax oder Brief) auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.
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der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, 
seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers ent­
spricht.

B 3.3.3.2 Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt des Versicherungsfalles bestehende Auskunfts­ oder Aufklärungs­
obliegenheit, ist der Versicherer nur dann vollständig oder teilweise leistungsfrei, wenn er den Versicherungsnehmer 
durch gesonderte Mitteilung in Textform (Beispiel: E­Mail, Telefax oder Brief) auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.
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B 3.3.3.3  Der Versicherer bleibt zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Obliegenheit 
nicht grob fahrlässig verletzt hat. Dies gilt auch, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der 
Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den 
Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die 
Obliegenheit arglistig verletzt hat.

Abschnitt B 4 Weitere Regelungen

B 4.1 Mehrere Versicherer, Mehrfachversicherung

B 4.1.1 Anzeigepflicht

 Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem Versicherer die 
andere Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In der Mitteilung sind der andere Versicherer und die Versicherungs­
summe anzugeben.

B 4.1.2 Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht

 Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht nach B 4.1.1.1 vorsätzlich oder grob fahrlässig, ist der Ver­
sicherer unter den in B 3.3 beschriebenen Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise 
leistungsfrei. Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn der Versicherer vor Eintritt des Versicherungsfalles Kenntnis von der 
anderen Versicherung erlangt hat.

B 4.1.3 Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversicherung

 a)  Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr versichert und übersteigen die Versicherungs­
summen zusammen den Versicherungswert oder übersteigt aus anderen Gründen die Summe der Entschädigun­
gen, die von jedem Versicherer ohne Bestehen der anderen Versicherung zu zahlen wären, den Gesamtschaden, 
liegt eine Mehrfachversicherung vor.

 b)  Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuldner verpflichtet, dass jeder für den Betrag aufzukommen hat, 
dessen Zahlung ihm nach seinem Vertrage obliegt; der Versicherungsnehmer kann aber im Ganzen nicht mehr als 
den Betrag des ihm entstandenen Schadens verlangen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn die Verträge bei demselben 
Versicherer bestehen.

   Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versicherte aus anderen Versicherungsverträgen Entschädigung für 
denselben Schaden, so ermäßigt sich der Anspruch aus dem vorliegenden Vertrag in der Weise, dass die Entschä­
digung aus allen Verträgen insgesamt nicht höher ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versicherungssummen, aus 
denen die Beiträge errechnet wurde, nur in diesem Vertrag in Deckung gegeben worden wäre. Bei Vereinbarung 
von Entschädigungsgrenzen ermäßigt sich der Anspruch in der Weise, dass aus allen Verträgen insgesamt keine 
höhere Entschädigung zu leisten ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versicherungssummen in diesem Vertrag in 
Deckung gegeben worden wäre.

 c)  Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung in der Absicht geschlossen, sich dadurch einen rechts­
widrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist jeder in dieser Absicht geschlossene Vertrag nichtig.

   Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden Um­
ständen Kenntnis erlangt.

B 4.1.4 Beseitigung der Mehrfachversicherung

 a)   Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den die Mehrfachversicherung entstanden ist, ohne Kenntnis von 
dem Entstehen der Mehrfachversicherung geschlossen, kann er verlangen, dass der später geschlossene Vertrag 
aufgehoben oder die Versicherungssumme unter verhältnismäßiger Minderung des Beitrags auf den Teilbetrag her­
abgesetzt wird, der durch die frühere Versicherung nicht gedeckt ist.

   Die Aufhebung des Vertrages oder die Herabsetzung der Versicherungssumme und Anpassung des Beitrags 
 werden zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung dem Versicherer zugeht.

 b)   Die Regelungen nach a) sind auch anzuwenden, wenn die Mehrfachversicherung dadurch entstanden ist, dass nach 
Abschluss der mehreren Versicherungsverträge der Versicherungswert gesunken ist. Sind in diesem Fall die meh­
reren Versicherungsverträge gleichzeitig oder im Einvernehmen der Versicherer geschlossen worden, kann der Ver­
sicherungsnehmer nur die verhältnismäßige Herabsetzung der Versicherungssummen und der Beiträge verlangen.
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B 4.2 Erklärungen und Anzeigen, Anschriftenänderung

B 4.2.1 Form, zuständige Stelle

 Die für den Versicherer bestimmten Erklärungen und Anzeigen, die den Versicherungsvertrag betreffen und die unmit­
telbar gegenüber dem Versicherer erfolgen, sind in Textform (Beispiel: E­Mail, Telefax oder Brief) abzugeben. Dies gilt 
nicht, soweit gesetzlich Schriftform oder in diesem Vertrag etwas anderes bestimmt ist.

 Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im Versicherungsschein oder 
in dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete Stelle gerichtet werden. Die gesetzlichen Regelungen über den Zu­
gang von Erklärungen und Anzeigen bleiben bestehen.

B 4.2.2 Nichtanzeige einer Anschriften- oder Namensänderung

 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Wil­
lenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen 
Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes 
als zugegangen. Dies gilt entsprechend für den Fall einer dem Versicherer nicht angezeigten Namensänderung des 
Versicherungsnehmers.

B 4.2.3 Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen Niederlassung

 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter der Anschrift seines Gewerbebetriebs abgeschlossen, finden 
bei einer Verlegung der gewerblichen Niederlassung die Bestimmungen nach B4.2.2 entsprechend Anwendung.

B 4.3 Vollmacht des Versicherungsvertreters

B 4.3.1 Erklärungen des Versicherungsnehmers

 Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherungsnehmer abgegebene Erklärungen entgegen­
zunehmen betreffend

 a)   den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versicherungsvertrages;

 b)   ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließlich dessen Beendigung;

 c)   Anzeige­ und Informationspflichten vor Abschluss des Vertrages und während des Versicherungsverhältnisses.

B 4.3.2 Erklärungen des Versicherers

 Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherer ausgefertigte Versicherungsscheine oder deren 
Nachträge dem Versicherungsnehmer zu übermitteln.

B 4.3.3 Zahlungen an den Versicherungsvertreter

 Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, Zahlungen anzunehmen, die der Versicherungsnehmer im Zusam­
menhang mit der Vermittlung oder dem Abschluss eines Versicherungsvertrags an ihn leistet. Eine Beschränkung 
dieser Vollmacht muss der Versicherungsnehmer nur gegen sich gelten lassen, wenn er die Beschränkung bei der 
Vornahme der Zahlung kannte oder in Folge grober Fahrlässigkeit nicht kannte.

B 4.4 Verjährung

 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des 
Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist und der Gläubiger von den Anspruch begründenden Umständen und der 
Person des Schuldners Kenntnis erlangt. Die grob fahrlässige Unkenntnis steht der Kenntnis gleich.

 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer angemeldet worden, zählt bei der Fristberech­
nung der Zeitraum zwischen Anmeldung und Zugang der in Textform (Beispiel: E­Mail, Telefax oder Brief) mitgeteilten 
Entscheidung des Versicherers beim Anspruchsteller nicht mit.

 Im Übrigen richtet sich die Verjährung nach den allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs.

B 4.5 Örtlich zuständiges Gericht

B 4.5.1 Klagen gegen den Versicherer

 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach 
dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung.
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B 4.2 Erklärungen und Anzeigen, Anschriftenänderung

B 4.2.1 Form, zuständige Stelle

 Die für den Versicherer bestimmten Erklärungen und Anzeigen, die den Versicherungsvertrag betreffen und die unmit­
telbar gegenüber dem Versicherer erfolgen, sind in Textform (Beispiel: E­Mail, Telefax oder Brief) abzugeben. Dies gilt 
nicht, soweit gesetzlich Schriftform oder in diesem Vertrag etwas anderes bestimmt ist.

 Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im Versicherungsschein oder 
in dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete Stelle gerichtet werden. Die gesetzlichen Regelungen über den Zu­
gang von Erklärungen und Anzeigen bleiben bestehen.

B 4.2.2 Nichtanzeige einer Anschriften- oder Namensänderung

 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Wil­
lenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen 
Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes 
als zugegangen. Dies gilt entsprechend für den Fall einer dem Versicherer nicht angezeigten Namensänderung des 
Versicherungsnehmers.

B 4.2.3 Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen Niederlassung

 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter der Anschrift seines Gewerbebetriebs abgeschlossen, finden 
bei einer Verlegung der gewerblichen Niederlassung die Bestimmungen nach B4.2.2 entsprechend Anwendung.

B 4.3 Vollmacht des Versicherungsvertreters

B 4.3.1 Erklärungen des Versicherungsnehmers

 Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherungsnehmer abgegebene Erklärungen entgegen­
zunehmen betreffend

 a)   den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versicherungsvertrages;

 b)   ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließlich dessen Beendigung;

 c)   Anzeige­ und Informationspflichten vor Abschluss des Vertrages und während des Versicherungsverhältnisses.

B 4.3.2 Erklärungen des Versicherers

 Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherer ausgefertigte Versicherungsscheine oder deren 
Nachträge dem Versicherungsnehmer zu übermitteln.

B 4.3.3 Zahlungen an den Versicherungsvertreter

 Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, Zahlungen anzunehmen, die der Versicherungsnehmer im Zusam­
menhang mit der Vermittlung oder dem Abschluss eines Versicherungsvertrags an ihn leistet. Eine Beschränkung 
dieser Vollmacht muss der Versicherungsnehmer nur gegen sich gelten lassen, wenn er die Beschränkung bei der 
Vornahme der Zahlung kannte oder in Folge grober Fahrlässigkeit nicht kannte.

B 4.4 Verjährung

 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des 
Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist und der Gläubiger von den Anspruch begründenden Umständen und der 
Person des Schuldners Kenntnis erlangt. Die grob fahrlässige Unkenntnis steht der Kenntnis gleich.

 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer angemeldet worden, zählt bei der Fristberech­
nung der Zeitraum zwischen Anmeldung und Zugang der in Textform (Beispiel: E­Mail, Telefax oder Brief) mitgeteilten 
Entscheidung des Versicherers beim Anspruchsteller nicht mit.

 Im Übrigen richtet sich die Verjährung nach den allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs.

B 4.5 Örtlich zuständiges Gericht

B 4.5.1 Klagen gegen den Versicherer

 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach 
dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung.
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 Ferner ist auch das Gericht zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen 
Sitz, den Sitz seiner Niederlassung oder seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat.

 Verlegt jedoch der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss seinen Sitz, den Sitz seiner Niederlassung, seinen 
Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt ins Ausland, sind die Gerichte des 
Staates zuständig, in dem der Versicherer seinen Sitz hat.

B 4.5.2 Klagen gegen Versicherungsnehmer

 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer bestimmt sich die gerichtliche Zustän­
digkeit nach dem Sitz, dem Sitz der Niederlassung oder dem Wohnsitz des Versicherungsnehmers; fehlt ein solcher, 
nach seinem gewöhnlichen Aufenthalt.

 Ist der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die 
 gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer nach dem Sitz 
des Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung.

B 4.6 Anzuwendendes Recht

 Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

B 4.7 Embargobestimmung

 Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmungen – Versicherungsschutz nur, soweit und solange dem 
keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren Wirtschafts­, Handels­ oder Finanzsanktionen bzw. Embargos 
der Europäischen Union oder der Bundesrepublik Deutschland entgegenstehen.

 Dies gilt auch für Wirtschafts­, Handels­ oder Finanzsanktionen bzw. Embargos der Vereinigten Staaten von 
 Amerika, soweit dem nicht Rechtsvorschriften der Europäischen Union oder der Bundesrepublik Deutschland ent­
gegenstehen.

B 4.8 Überversicherung

 Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des versicherten Interesses erheblich, so kann sowohl der Versicherer 
als auch der Versicherungsnehmer verlangen, dass zur Beseitigung der Überversicherung die Versicherungssumme 
mit sofortiger Wirkung herabgesetzt wird. Ab Zugang des Herabsetzungsverlangens, ist für die Höhe des Beitrags der 
Betrag maßgebend, den der Versicherer berechnet haben würde, wenn der Vertrag von vornherein mit dem neuen 
Inhalt geschlossen worden wäre.

 Hat der Versicherungsnehmer die Überversicherung in der Absicht geschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen 
Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, 
zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt.

B 4.9 Versicherung für fremde Rechnung

B 4.9.1 Rechte aus dem Vertrag

 Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag im eigenen Namen für das Interesse eines Dritten (Ver­
sicherten) schließen. Die Ausübung der Rechte aus diesem Vertrag steht nur dem Versicherungsnehmer und nicht 
auch dem Versicherten zu. Das gilt auch, wenn der Versicherte den Versicherungsschein besitzt.

B 4.9.2 Zahlung der Entschädigung

 Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an den Versicherungsnehmer den Nachweis verlangen, dass 
der Versicherte seine Zustimmung dazu erteilt hat. Der Versicherte kann die Zahlung der Entschädigung nur mit 
 Zustimmung des Versicherungsnehmers verlangen.

B 4.9.3 Kenntnis und Verhalten

B 4.9.3.1 Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versicherungsnehmers von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei der Ver­
sicherung für fremde Rechnung auch die Kenntnis und das Verhalten des Versicherten zu berücksichtigen.

 Soweit der Vertrag Interessen des Versicherungsnehmers und des Versicherten umfasst, muss sich der Versiche­
rungsnehmer für sein Interesse das Verhalten und die Kenntnis des Versicherten nur zurechnen lassen, wenn der 
Versicherte Repräsentant des Versicherungsnehmers ist.
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B 4.9.3.2 Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, wenn der Vertrag ohne sein Wissen abgeschlossen worden ist 
oder ihm eine rechtzeitige Benachrichtigung des Versicherungsnehmers nicht möglich oder nicht zumutbar war.

B 4.9.3.3 Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dagegen an, wenn der Versicherungsnehmer den Vertrag ohne Auftrag 
des Versicherten geschlossen und den Versicherer nicht darüber informiert hat.

B 4.10 Aufwendungsersatz

B 4.10.1 Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des Schadens

B 4.10.1.1 Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfalles den 
Umständen nach zur Abwendung und Minderung des Schadens für geboten halten durfte oder die er auf Weisung des 
Versicherers macht.

B 4.10.1.2 Macht der Versicherungsnehmer Aufwendungen, um einen unmittelbar bevorstehenden Versicherungsfall abzuwen­
den oder in seinen Auswirkungen zu mindern, geltend, so leistet der Versicherer Aufwendungsersatz nur, wenn diese 
Aufwendungen bei einer nachträglichen objektiven Betrachtung der Umstände verhältnismäßig und erfolgreich waren 
oder die Aufwendungen auf Weisung des Versicherers erfolgten.

B 4.10.1.3 Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er auch den Aufwendungsersatz nach B 4.10.1.1 und 
B 4.10.1.2 entsprechend kürzen; dies gilt jedoch nicht, soweit Aufwendungen auf Weisung des Versicherers entstan­
den sind.

B 4.10.1.4 Der Ersatz dieser Aufwendungen und die sonstige Entschädigung betragen zusammen höchstens die Versicherungs­
summe je vereinbarter Position; dies gilt jedoch nicht, soweit Aufwendungen auf Weisung des Versicherers entstan­
den sind.

B 4.10.1.5 Der Versicherer hat den für die Aufwendungen gemäß B 4.10.1.1 erforderlichen Betrag auf Verlangen des Versiche­
rungsnehmers vorzuschießen.

B 4.10.1.6 Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen der Feuerwehr oder anderer Institutionen, wenn diese Leistungen 
im öffentlichen Interesse kostenfrei zu erbringen sind.

B 4.10.2 Kosten der Ermittlung und Feststellung des Schadens

B 4.10.2. Der Versicherer ersetzt bis zur vereinbarten Höhe die Kosten für die Ermittlung und Feststellung eines von ihm zu 
 ersetzenden Schadens, sofern diese den Umständen nach geboten waren.

 Zieht der Versicherungsnehmer einen Sachverständigen oder Beistand hinzu, so werden diese Kosten nur ersetzt, 
soweit er zur Zuziehung vertraglich verpflichtet ist oder vom Versicherer aufgefordert wurde.

B 4.10.2.2 Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er auch den Kostenersatz nach B 4.10.2.1 ent­
sprechend kürzen.

B 4.11 Übergang von Ersatzansprüchen

B 4.11.1 Übergang von Ersatzansprüchen

 Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen einen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den Versiche­
rer über, soweit der Versicherer den Schaden ersetzt.

 Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers geltend gemacht werden.

 Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers gegen eine Person, mit der er bei Eintritt des Schadens 
in häuslicher Gemeinschaft lebt, kann der Übergang nicht geltend gemacht werden, es sei denn, diese Person hat 
den Schaden vorsätzlich verursacht.

B 4.11.2 Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen

 Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder ein zur Sicherung dieses Anspruchs dienendes Recht 
unter Beachtung der geltenden Form­ und Fristvorschriften zu wahren, und nach Übergang des Ersatzanspruchs auf 
den Versicherer bei dessen Durchsetzung durch den Versicherer soweit erforderlich mitzuwirken.

 Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit vorsätzlich, ist der Versicherer zur Leistung insoweit nicht 
verpflichtet, als er infolge dessen keinen Ersatz von dem Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob fahrlässigen Ver­
letzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben 
Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.
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B 4.11 Übergang von Ersatzansprüchen

B 4.11.1 Übergang von Ersatzansprüchen

 Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen einen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den Versiche­
rer über, soweit der Versicherer den Schaden ersetzt.

 Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers geltend gemacht werden.

 Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers gegen eine Person, mit der er bei Eintritt des Schadens 
in häuslicher Gemeinschaft lebt, kann der Übergang nicht geltend gemacht werden, es sei denn, diese Person hat 
den Schaden vorsätzlich verursacht.

B 4.11.2 Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen

 Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder ein zur Sicherung dieses Anspruchs dienendes Recht 
unter Beachtung der geltenden Form­ und Fristvorschriften zu wahren, und nach Übergang des Ersatzanspruchs auf 
den Versicherer bei dessen Durchsetzung durch den Versicherer soweit erforderlich mitzuwirken.

 Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit vorsätzlich, ist der Versicherer zur Leistung insoweit nicht 
verpflichtet, als er infolge dessen keinen Ersatz von dem Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob fahrlässigen Ver­
letzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben 
Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.

 33

B 4.12 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen

B 4.12.1 Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbeiführung des Versicherungsfalles

B 4.12.1.1 Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall vorsätzlich herbei, so ist der Versicherer von der Entschädi­
gungspflicht frei.

 Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechtskräftiges Strafurteil wegen Vorsatzes in der Person des Versiche­
rungsnehmers festgestellt, so gilt die vorsätzliche Herbeiführung des Schadens als bewiesen.

B 4.12.1.2 Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob fahrlässig herbei, so ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung 
in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen.

B 4.12.2 Arglistige Täuschung nach Eintritt des Versicherungsfalles

 Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, wenn der Versicherungsnehmer den Versicherer arglistig über 
Tatsachen, die für den Grund oder die Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, täuscht oder zu täuschen ver­
sucht.

 Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch rechtskräftiges Strafurteil gegen den Versicherungsnehmer 
wegen Betruges oder Betrugsversuches festgestellt, so gelten die Voraussetzungen des Satzes 1 als bewiesen.

B 4.13 Repräsentanten

 Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und das Verhalten seiner Repräsentanten zurechnen lassen.
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Erweiterungen zu den VHB 2018:
Besondere Bedingungen für die Hausratversicherung KLASSIK-GARANT 
(BBH KLASSIK-GARANT) – Versicherungssumme – Dezember 2018

VHV Allgemeine Versicherung AG

Diese Besonderen Bedingungen mit ergänzendem Versicherungsschutz gelten für Ihren Vertrag zusätzlich zu den Allgemeinen 
Hausrat-Versicherungsbedingungen (VHB).

Präambel

GDV-Mindeststandards und Mindestanforderungen des Arbeitskreises „Beratungsprozesse“ 
Wir garantieren Ihnen, dass unsere Leistungsinhalte Sie in keinem Punkt schlechter stellen als die vom Gesamtverband der 
 Deutschen Versicherungswirtschaft (GdV) empfohlenen Leistungsinhalte (GdV-Empfehlung auf Basis VHB 2016). Darüber hinaus 
garantieren wir Ihnen, dass unsere Leistungsinhalte die Mindeststandards der Empfehlung des Arbeitskreises „Beratungspro-
zesse“ mit Stand vom 08.08.2018 voll erfüllen.

Leistungs-Update-Garantie für künftige Leistungsverbesserungen 
Werden dem von Ihnen gewählten VHV-Produkt (Beispiel: KLASSIK-GARANT) zukünftig Hausrat-Versicherungsbedingungen zu-
grunde gelegt, die ausschließlich zu ihrem Vorteil von den diesem Versicherungsvertrag zugrunde liegenden Bedingungen ab-
weichen, so gelten die verbesserten Inhalte der neuen Bedingungen auch für diesen Vertrag. Voraussetzung für die Bedingungs-
verbesserung ist, dass die verbesserten Bedingungen ohne Mehrbeitrag bei künftigen Versicherungsverträgen des gleichen Pro-
dukts mitversichert sind. Die Verbesserung wird mit Einführung neuer Bedingungen auch für diesen Vertrag sofort wirksam.

Versicherte Gefahren
K   1 Schäden an Lebensmitteln durch Stromausfall
K   2 Innere Unruhen, Streik, Aussperrung
K   3 Beschädigung von Hausrat nach einem Unfall mit einem Transportmittel

Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Luftfahrzeuge
K   4 Fahrzeuganprall
K   5 Rauch-/Rußschäden
K   6 Seng-/Schmorschäden
K   7 Nutzwärmeschäden
K   8 Verpuffung, Überschalldruckwellen
K   9  Feuerschäden an Wäsche, Bekleidung, Gartenmöbeln, Gartengeräten, Gartenskulpturen, Kinderspielgeräten, 

 Kindersportgeräten (ohne Fahrräder) sowie Wäschespinnen, Gartenroboter und Grills

Einbruchdiebstahl
K 10 Diebstahl aus KFZ
K 11 Diebstahl von Kinderwagen, Krankenfahrstühlen, Gehhilfen und Stützapparaten
K 12 Diebstahl von Hausratgegenständen, Bargeld und Wertsachen während eines Krankenhaus- oder Kuraufenthaltes
K 13  Diebstahl von Wäsche, Bekleidung, Gartenmöbeln, Gartengeräten, Gartenskulpturen, Kinderspielgeräten, Kindersport-

geräten (ohne Fahrräder) sowie Wäschespinnen Gartenroboter und Grills
K 14 Diebstahl innerhalb des Versicherungsortes (Trickdiebstahl)
K 15 Einbruchdiebstahl aus Schiffskabinen/Schlafwagenabteilen
K 16 Diebstahl von Waschmaschinen und Wäschetrocknern aus Gemeinschaftsräumen
K 17 Vandalismus nach Einschleichen oder Raub
K 18 Räuberische Erpressung (Herausgabe von versicherten Sachen an einem anderen Ort)

Leitungswasser
K 19 Regenfallrohre innerhalb des Gebäudes
K 20 Sonstige Bruchschäden an Installationen

Sturm, Hagel
K 21 Sturm- und Hagelschäden an Hausrat auf Balkonen, Loggien und Terrassen
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Versicherte und nicht versicherte Sachen, Versicherungsort
K 22 Arbeitsgeräte
K 23 Technische und optische Sicherungsanlagen
K 24 Gewerblich genutzte Räume
K 25 Hausratgegenstände in Garagen am Wohnort
K 26 Versicherungsschutz für den Inhalt von Kundenschließfächern bei Geldinstituten
K 27 Sachen in vermieteten Einliegerwohnungen

Außenversicherung
K 28 Entschädigungsgrenze für die Außenversicherung

Versicherte Kosten
K 29 Wasser- und Gasverlust
K 30 Hotelkosten
K 31 Lagerkosten
K 32 Rückreisekosten aus dem Urlaub
K 33 Umzugskosten
K 34 Telefonkosten nach einem Einbruchdiebstahl
K 35 Kosten Sachverständigenverfahren
K 36 Datenrettungskosten
K 37 Mehrkosten durch Technologiefortschritt

Entschädigungsgrenze für Wertsachen, Wertschutzschränke
K 38 Erhöhte Entschädigungsgrenze für Wertsachen

Besondere gefahrerhöhende Umstände
K 39 Keine Anzeigepflicht beim Aufstellen eines Gerüstes
K 40 Unbewohntsein der Wohnung

Sonstige weitere Vereinbarungen
K 41 Mitversicherung der groben Fahrlässigkeit
K 42 Rauchwarnmelderpflicht
K 43 Erhöhung Vorsorgebetrag
K 44 Unklare Zuständigkeit bei Versichererwechsel

Sicherheitsvorschriften
K 45 Sicherheitsvorschriften
K 46 Beitragsbefreiung bei Arbeitslosigkeit
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Erweiterung des Versicherungsschutzes zu den VHB 2018

Versicherte Gefahren

K 1 Schäden an Lebensmitteln durch Stromausfall

1. In Erweiterung zu A 3.3 VHB sind Schäden an Lebensmitteln in Kühl- und Gefriereinrichtungen versichert, die durch den 
Ausfall der Kühl- und Gefriereinrichtung infolge eines Stromausfalls entstanden sind.

2. Der Versicherungsschutz erstreckt sich, ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen, nicht auf Schäden, die durch

 a) gewöhnliche Abnutzung oder Verschleiß der Kühl- und Gefriereinrichtung

 oder

 b) angekündigte Stromabschaltungen entstanden sind.

3. A 12 VHB – Außenversicherung – findet keine Anwendung.

K 2 Innere Unruhen, Streik, Aussperrung 

1.  Abweichend von A 2.2 VHB sind Schäden durch Innere Unruhen, Streik oder Aussperrung mitversichert. 

 a)  Innere Unruhen liegen vor, wenn zahlenmäßig nicht unerhebliche Teile der Bevölkerung in einer die öffentliche Ruhe und 
Ordnung störenden Weise in Bewegung geraten und Gewalttätigkeiten gegen Personen oder Sachen verüben.

 b)  Als Streik gilt die gemeinsam planmäßig durchgeführte, auf ein bestimmtes Ziel gerichtete Arbeitseinstellung einer ver-
hältnismäßig großen Zahl von Arbeitnehmern. 

 c)  Aussperrung ist die auf ein bestimmtes Ziel gerichtete planmäßige Ausschließung einer verhältnismäßig großen Zahl 
von Arbeitnehmern.

2.  Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, die unmittelbar durch Gewalthandlungen im Zusammenhang 
mit Inneren Unruhen, Streik oder Aussperrung zerstört oder beschädigt werden. Eingeschlossen sind un mittelbare Schäden 
durch Wegnahme bei Plünderungen in unmittelbarem Zusammenhang mit Inneren Unruhen, Streik oder Aussperrungen.

3.  Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Schäden, die der Versicherungsnehmer oder andere in den versicherten Räumen 
berechtigt anwesende Personen verursachen.

4.  Abgrenzung zur Staatshaftung

 a)   Ein Anspruch auf Entschädigung besteht nicht, soweit die Voraussetzungen für einen unmittelbaren oder subsidiären 
Schadenersatzanspruch aufgrund öffentlich-rechtlichen Entschädigungsrechts gegeben sind.

 b)  Ein Anspruch auf Entschädigung im Fall von a) erstreckt sich nur auf den Teil des Schadens, der die Höchstgrenzen 
 aufgrund öffentlich-rechtlichen Entschädigungsrechts überschreitet.

K 3 Beschädigung von Hausrat nach einem Unfall mit einem Transportmittel

1. In Erweiterung zu A 3.6 VHB sind versicherte Sachen gegen Zerstörung oder Beschädigung oder Abhandenkommen ver-
sichert, infolge des Unfalls eines eigenen oder gemieteten Personenkraftwagens (PKW) oder öffentlicher Verkehrsmittel 
(Bus, Bahn, Taxi, Schiff, Seilbahn, Skilift), mit welchem die versicherten Sachen befördert werden.

2. Je Versicherungsfall werden maximal 250 EUR entschädigt.

K 4 Fahrzeuganprall

 In Erweiterung zu A 3.6 VHB leistet der Versicherer Entschädigung für versicherte Sachen, die durch Anprall eines 
 Schienen-, Straßen- oder Wasserfahrzeuges sowie ihrer Teile oder Ladung zerstört oder beschädigt werden oder infolge 
eines solchen Ereignisses abhandenkommen.

 Für den Anprall von Straßen- und Wasserfahrzeugen besteht Versicherungsschutz nur, wenn diese nicht vom Versiche-
rungsnehmer betrieben und gehalten werden. 
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In Erweiterung A 3 VHB 2018 
Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Luftfahrzeuge

K 5 Rauch-/Rußschäden

1. In Erweiterung zu A 3 VHB leistet der Versicherer Entschädigung für versicherte Sachen, die durch Rauch zerstört oder 
 beschädigt werden.

 Als Rauchschaden gilt jede unmittelbare Zerstörung oder Beschädigung der versicherten Sachen durch Rauch, der plötzlich 
bestimmungswidrig aus den auf dem Versicherungsgrundstück befindlichen Feuerungs-, Heizungs-, Koch- oder Trocken-
anlagen austritt.

2. Rußschäden sind Rauchschäden gleichgestellt.

K 6 Seng-/Schmorschäden

1. Abweichend von A 3.7.2 VHB leistet der Versicherer Entschädigung für Sengschäden, die nicht durch einen Brand entstan-
den sind.

 Sengschäden sind Schäden die dadurch entstehen, dass versicherte Sachen einer Feuer- oder einer Hitzequelle aus-
gesetzt waren, ohne dass es an der beschädigten Stelle tatsächlich gebrannt hat. Nicht versichert sind Schäden die an 
elektrischen Einrichtungen/-Geräten durch die Wirkung des elektrischen Stromes entstehen.

2. Schmorschäden sind Sengschäden gleichgestellt.

K 7 Nutzwärmeschäden

 Mitversichert sind Brandschäden an versicherten Sachen, in denen oder durch die Nutzfeuer oder Wärme erzeugt, vermit-
telt oder weitergeleitet wird. 

K 8 Verpuffung, Überschalldruckwellen

1. In Erweiterung zu A 3.4 VHB leistet der Versicherer Entschädigung für versicherte Sachen, die durch

 a) Verpuffung 

 b) Überschalldruckwellen

 zerstört oder beschädigt werden oder abhandenkommen.

2. Verpuffung 

 Verpuffung ist eine selbstständige Flammenausbreitung in explosionsfähiger Atmosphäre oder in einem Explosivstoff mit 
Geschwindigkeiten unterhalb der Schallgeschwindigkeit.

3. Überschalldruckwellen

 Ein Schaden durch eine Überschalldruckwelle liegt vor, wenn sie durch ein Luftfahrzeug ausgelöst wurde, das die Schall-
grenze durchflogen hat, und diese Druckwelle unmittelbar einwirkt auf versicherte Sachen oder auf Gebäude, in denen sich 
versicherte Sachen befinden.

K 9 Feuerschäden an Wäsche, Bekleidung, Gartenmöbeln, Gartengeräten, Gartenskulpturen, Kinderspielgeräten, 
 Kindersportgeräten (ohne Fahrräder) sowie Wäschespinnen, Gartenroboter und Grills

1. Für Schäden durch Feuer an Wäsche, Bekleidung, Gartenmöbeln, Gartengeräten, Gartenskulpturen, Kinderspielgeräten, 
Kindersportgeräten (ohne Fahrräder) sowie Wäschespinnen, Gartenroboter und Grills, die sich auf dem Versicherungs-
grundstück befinden, besteht Versicherungsschutz.

2. Je Versicherungsfall werden maximal 5 % der Versicherungssumme entschädigt.
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In Erweiterung zu A 4 VHB 2018 
Einbruchdiebstahl, Vandalismus, Raub

K 10 Diebstahl aus KFZ

1. In Erweiterung zu A 4.1 VHB leistet der Versicherer Entschädigung für versicherte Sachen, wenn diese innerhalb der 
 Bundesrepublik Deutschland durch Aufbrechen verschlossener Kraftfahrzeuge, Aufbrechen des verschlossenen Koffer-
raums sowie Aufbrechen einer auf dem Kraftfahrzeug fest montierten und verschlossenen Dachbox nicht aber Kraftfahr-
zeuganhänger, entwendet, zerstört oder beschädigt werden.

2. Dem Aufbrechen steht die Verwendung falscher Schlüssel oder anderer zum ordnungsgemäßen Öffnen der Türen des 
Fahrzeuges nicht bestimmter Werkzeuge gleich. 

3. Je Versicherungsfall werden maximal 2 % der Versicherungssumme, mindestens 1.000 EUR entschädigt, wenn der 
 Schaden 

 a) tagsüber zwischen 6.00 und 22.00 Uhr oder

 b) während einer Fahrunterbrechung von nicht länger als zwei Stunden eingetreten ist.

4. Wird der Diebstahl zur Nachtzeit (zwischen 22.00 Uhr und 6.00 Uhr) verübt und ist die Voraussetzung gemäß Nr. 3 nicht 
 erfüllt, wird je Versicherungsfall maximal 600 EUR entschädigt.

5. Keine Entschädigung wird geleistet für Wertsachen gemäß A 18.1 VHB, elektronische Geräte sowie Fotoapparate und 
deren Zubehör.

K 11 Diebstahl von Kinderwagen, Krankenfahrstühlen, Gehhilfen und Stützapparaten

1. Für Schäden durch Diebstahl von Kinderwagen, Krankenfahrstühle, Gehhilfen und Stützapparaten besteht Versicherungs-
schutz. 

2. Sind die in Nr. 1 genannten Sachen nicht in Gebrauch und besteht für den Versicherungsnehmer die Möglichkeit, bei Nicht-
gebrauch einen gemeinschaftlichen Abstellraum zum Unterstellen zu nutzen, besteht Versicherungsschutz nur, wenn der 
Versicherungsnehmer diese Einstellungsmöglichkeit genutzt hat und die Sachen dort entwendet wurden.

3. Lose mit den in Nr. 1 genannten verbundene oder regelmäßig deren Gebrauch dienende Sachen werden nur ersetzt, wenn 
sie zusammen mit den genannten Sachen entwendet werden.

4. Der Versicherungsnehmer muss den Diebstahl unverzüglich der zuständigen Polizeidienststelle anzeigen. Verletzt der 
 Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, kann der Versicherer gemäß B 3.3.3 VHB leistungsfrei sein.

K 12 Diebstahl von Hausratgegenständen, Bargeld und Wertsachen während eines Krankenhaus- oder  
Kuraufenthaltes

1. Für Schäden durch Diebstahl von versicherten Sachen besteht Versicherungsschutz während einer stationären Heil-
maßnahme.

2. Wertsachen im Sinne von A 18.1. VHB sind bis zu einem Betrag in Höhe von 600 EUR mitversichert, wenn sie sich in einem 
verschlossenen Behältnis (Schrank/Nachttisch) der stationären Einrichtung befinden.

3. Der Versicherungsnehmer muss den Diebstahl unverzüglich der zuständigen Polizeidienststelle anzeigen. Verletzt der Ver-
sicherungsnehmer diese Obliegenheit, kann der Versicherer gemäß B 3.3.3 VHB leistungsfrei sein.

K 13 Diebstahl von Wäsche, Bekleidung, Gartenmöbeln, Gartengeräten, Gartenskulpturen, Kinderspielgeräten, Kinder-
sportgeräten (ohne Fahrräder) sowie Wäschespinnen Gartenroboter und Grills

1. Für Schäden durch Diebstahl von 

 a)  Wäsche und Bekleidung, die sich zum Waschen, Trocknen, Bleichen oder Lüften auf dem Versicherungsgrundstück 
 befinden

 b)  Gartenmöbel, Gartengeräte, Wäschespinnen, Gartenroboter, Grills, fest verankerte Gartenskulpturen, Kinderspielgeräte 
und Kindersportgeräte (ohne Fahrräder), die sich auf dem Versicherungsgrundstück befinden

 besteht Versicherungsschutz.

2. Je Versicherungsfall werden maximal 5 % der Versicherungssumme entschädigt.
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3. Der Versicherungsnehmer muss den Diebstahl unverzüglich der zuständigen Polizeidienststelle anzeigen. Verletzt der Ver-
sicherungsnehmer diese Obliegenheit, kann der Versicherer gemäß B 3.3.3 VHB leistungsfrei sein.

K 14 Diebstahl innerhalb des Versicherungsortes (Trickdiebstahl)

1. In Erweiterung zu A 4.1 VHB sind Schäden durch Diebstahl versichert, wenn der Täter sich durch Täuschung des Versiche-
rungsnehmers oder dessen Ehe- bzw. Lebenspartners Zutritt zum Versicherungsort verschafft und dort versicherte Sachen 
entwendet.

2. Für Wertsachen gemäß A 18.1.1.2 bis A 18.1.1.4 werden je Versicherungsfall maximal 1.000 EUR entschädigt. 

 Der Versicherungsnehmer hat den Diebstahl unverzüglich der zuständigen Polizeidienststelle anzuzeigen. Verletzt der Ver-
sicherungsnehmer diese Obliegenheit, kann der Versicherer gemäß B 3.3.3 VHB leistungsfrei sein.

K 15  Einbruchdiebstahl aus Schiffskabinen/Schlafwagenabteilen

1. In Erweiterung zu A 4.1 VHB ist Einbruchdiebstahl in Schiffskabinen und in Schlafwagenabteilen von Bahnen mitver sichert.

2. Für Wertsachen, Bargeld, Kreditkarten, Handys, Computer, Kameras werden je Versicherungsfall maximal 1.000 EUR ent-
schädigt.

K 16  Diebstahl von Waschmaschinen und Wäschetrocknern aus Gemeinschaftsräumen

1. In Erweiterung zu A 10.3. besteht Versicherungsschutz für Waschmaschinen und Wäschetrockner, die durch Diebstahl aus 
einem gemeinschaftlich genutztem Waschkeller entwendet werden.

2. Der Versicherungsnehmer hat den Diebstahl unverzüglich der zuständigen Polizeidienststelle anzuzeigen. Verletzt der Ver-
sicherungsnehmer diese Obliegenheit, kann der Versicherer gemäß B 3.3.3 VHB leistungsfrei sein.

K 17  Vandalismus nach Einschleichen oder Raub

 In Erweiterung zu A 4.2 VHB liegt Vandalismus auch dann vor, wenn der Täter durch Einschleichen gemäß A 4.1.3 oder 
Raub gemäß A 4.3 VHB in den Versicherungsort eindringt und versicherte Sachen vorsätzlich zerstört oder  beschädigt.

K 18  Räuberische Erpressung (Herausgabe von versicherten Sachen an einem anderen Ort)

 In Erweiterung zu A 4.4.2 und A 12.4 VHB besteht bei einem versicherten Raub gemäß A 4.3 VHB Versicherungsschutz, 
wenn die Heranschaffung der Sachen an den Ort der Wegnahme oder Herausgabe erpresst wird.

In Erweiterung zu A 5 VHB 2018 
Leitungswasser

K 19  Regenfallrohre innerhalb des Gebäudes

 In Erweiterung zu A 5.2 VHB gilt als Leitungswasser auch Wasser, das aus Regenfallrohren innerhalb des Gebäudes 
 bestimmungswidrig ausgetreten ist.

K 20  Sonstige Bruchschäden an Installationen

 In Erweiterung zu A 5.3.2 VHB sind sonstige Bruchschäden, an Badeeinrichtungen, Waschbecken, Toiletten, Armaturen 
(Beispiele: Wasser- und Absperrhähne, Ventile, Geruchsverschlüsse, Wassermesser) sowie deren Anschlussschläuche 
 versichert. 

In Erweiterung zu A 6.3 VHB 2018 
Sturm, Hagel

K 21  Sturm- und Hagelschäden an Hausrat auf Balkonen, Loggien und Terrassen

1. In Erweiterung zu A 6.3 VHB besteht Versicherungsschutz für versicherte Sachen, die sich außerhalb von Gebäuden auf 
Balkonen, Loggien und auf an das Gebäude unmittelbar anschließende Terrassen befinden.

2. Je Versicherungsfall werden maximal 1.000 EUR entschädigt.



50  7

In Erweiterung zu A 8 und A 10 VHB 2018
Versicherte und nicht versicherte Sachen, Versicherungsort

K 22  Arbeitsgeräte

1. In Erweiterung zu A 10.1 VHB sind Arbeitsgeräte am Arbeitsplatz im Rahmen der versicherten Gefahren mitversichert.

2. Je Versicherungsfall werden maximal 2.000 EUR entschädigt.

K 23  Technische und optische Sicherungsanlagen

 In Erweiterung von A 8.3 VHB gehören zum Hausrat technische und optische Anlagen, die zur Sicherung der ver sicherten 
Sachen dienen und die sich auf dem Grundstück befinden, auf dem die versicherte Wohnung liegt. Dies gilt jedoch nur, 
wenn keine Entschädigung über eine Gebäudeversicherung erlangt werden kann.

K 24  Gewerblich genutzte Räume

1. In Erweiterung zu A 10.1 Absatz 3 VHB gehören zur Wohnung Räume, die ausschließlich beruflich oder gewerblich genutzt 
werden, auch wenn diese nicht ausschließlich über die Wohnung zu betreten sind.

 Dieses gilt nicht für gewerblich genutzte Räume, die über keinen direkten Zugang zur versicherten Wohnung verfügen. 
Diese sind kein Versicherungsort gemäß A 10.1 VHB.

2. Je Versicherungsfall werden für versicherte Sachen in diesen Räumen maximal 10.000 EUR entschädigt.

K 25  Hausratgegenstände in Garagen am Wohnort

 In Erweiterung zu A 10.4 VHB gehören zur Wohnung privat genutzte Garagen am Wohnort des Versicherungsnehmers. 

K 26  Versicherungsschutz für den Inhalt von Kundenschließfächern bei Geldinstituten

 In Erweiterung zu A 12.1 ist der Inhalt von Kundenschließfächern in Tresorräumen von Geldinstituten bis zu 30 % der Ver-
sicherungssumme für den Hausrat mitversichert, wenn hierfür aus keinem anderen Vertrag eine Ersatzleistung verlangt 
werden kann.

K 27  Sachen in vermieteten Einliegerwohnungen

 In Erweiterung zu A 10.1 gehört die Einliegerwohnung eines Einfamilienhauses zur Wohnung, wenn der Versicherungsneh-
mer das Einfamilienhaus selbst bewohnt. Für fremdes Eigentum gemäß A 8.4 in der Einliegerwohnung besteht kein Ver-
sicherungsschutz. 

 Eine Entschädigung über diesen Vertrag wird nur geleistet, sofern die Entschädigungsleistung nicht über einen bestehen-
den Hausratversicherungsvertrag des Bewohners der Einliegerwohnung verlangt werden kann. A 9.1.5 VHB bleibt hiervon 
unberührt.

In Erweiterung zu A 12.1 VHB 
Außenversicherung

K 28  Entschädigungsgrenze für die Außenversicherung 

1. Die Entschädigungsgrenze gemäß A 12.6 VHB beträgt 25 % der Versicherungssumme.

2. Die Entschädigungsgrenzen für Wertsachen gemäß A 18.3.2.1 bis A 18.3.2.3 VHB gelten unverändert.

In Erweiterung zu A 13 VHB 2018 
Versicherte Kosten

K 29  Kosten Wasser- und Gasverlust

1. In Erweiterung zu A 13.1 VHB ersetzt der Versicherer die Kosten des Mehrverbrauchs 

 a) von Frischwasser (auch Abwasser), der infolge eines Versicherungsfalles nach A 5.2 VHB oder 

 b)  von Gas, der infolge eines Versicherungsfalles nach A 1 VHB entsteht und den das Energieversorgungsunternehmen in 
Rechnung stellt.
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2. Je Versicherungsfall werden maximal 1.000 EUR entschädigt.

K 30  Hotelkosten

1. In Erweiterung zu A 13.2.3 VHB werden die Kosten für Hotel- oder ähnliche Unterbringung längstens für die Dauer von 
200 Tagen ersetzt.

2. Pro Tag werden maximal 2 Promille der Versicherungssumme entschädigt.

K 31  Lagerkosten

 In Erweiterung zu A 13.2.4 VHB werden die Kosten für die Lagerung längstens für die Dauer von 200 Tagen ersetzt.

K 32  Rückreisekosten aus Urlaub/Dienstreise

1. Versichert sind die Mehrkosten für die vorzeitige Rückreise aus Urlaub/Dienstreise (Fahrtmehrkosten), wenn der Versiche-
rungsnehmer wegen eines erheblichen Versicherungsfalles am Versicherungsort gemäß A 10.1 VHB seine Reise ab-
brechen muss. 

2. Erheblich ist ein Versicherungsfall, wenn der Schaden voraussichtlich 5.000 EUR übersteigt und die Anwesenheit des Ver-
sicherungsnehmers am Schadenort notwendig ist.

3. Als Urlaub/Dienstreise gilt jede Abwesenheit des Versicherungsnehmers vom Versicherungsort von mindestens 4 Tagen bis 
zu maximal 6 Wochen.

4. Fahrtmehrkosten werden für ein angemessenes Reisemittel ersetzt, das dem benutzten Reisemittel und der Dringlichkeit 
der Rückreise zum Schadenort entspricht.

5. Mehrkosten für die vorzeitige Rückreise werden je Versicherungsfall bis maximal 5.000 EUR entschädigt.

K 33  Umzugskosten

1. Muss der Versicherungsnehmer wegen eines Versicherungsfalles durch den die versicherte Wohnung auf Dauer unbe-
wohnbar geworden ist, umziehen, so erstattet der Versicherer die anfallenden Umzugskosten.

2. Je Versicherungsfall werden maximal 5 % der Versicherungssumme entschädigt.

K 34  Telefonkosten nach einem Einbruchdiebstahl

1. Nutzt der Dieb nach einem Einbruchdiebstahl gemäß A 4.1 VHB in die versicherte Wohnung gemäß A 10 VHB das Telefon, 
ersetzt der Versicherer die dadurch entstandenen Telefonkosten bis maximal 250 EUR. 

2. Der Versicherungsnehmer hat dem Versicherer auf Verlangen einen Einzelgesprächsnachweis des Telekommunikations-
unternehmens einzureichen.

K 35  Kosten Sachverständigenverfahren

1. In Erweiterung zu A 19.6 VHB übernimmt der Versicherer die auf den Versicherungsnehmer entfallenden Kosten des Sach-
verständigenverfahrens zu 80 %, wenn der versicherte Schaden größer als 10.000 EUR ist. 

2. Je Versicherungsfall werden maximal 6.000 EUR entschädigt.

K 36  Datenrettungskosten

1. In Erweiterung zu A 9.1.7 VHB sind die infolge eines Versicherungsfalles am Versicherungsort tatsächlich entstandenen, 
notwendigen Kosten für die technische Wiederherstellung – und nicht der Wiederbeschaffung – von elektronisch gespei-
cherten, ausschließlich für die private Nutzung bestimmten Daten (maschinenlesbare Informationen) und Programme versi-
chert.

 Voraussetzung ist, dass die Daten und Programme durch einen Versicherungsfall an dem Datenträger, auf dem sie gespei-
chert waren, verloren gegangen, beschädigt oder nicht mehr verfügbar sind.

 Ersetzt werden auch die Kosten einer versuchten technischen Wiederherstellung.

2. Ausschlüsse

 Nicht ersetzt werden Kosten für
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 a)  Daten und Programme, zu deren Nutzung der Versicherungsnehmer nicht berechtigt ist  
(Beispiel: so genannte Raubkopien)

 b)  Programme und Daten, die der Versicherungsnehmer auf einem Rücksicherungs- oder Installationsmedium  vorhält.

 c) Lizenzen.

3. Entschädigungsgrenze

 Je Versicherungsfall werden Datenrettungskosten bis zu einem Betrag von maximal 500 EUR entschädigt. Bei einer Ver-
sicherungssumme ab 50.000 EUR werden je Versicherungsfall Datenrettungskosten bis maximal 1 % der Versicherungs-
summe entschädigt.

K 37  Mehrkosten durch Technologiefortschritt 

 Der Versicherer ersetzt die infolge eines Versicherungsfalles tatsächlich entstandenen Mehrkosten für die Wiederbeschaf-
fung oder Wiederherstellung versicherter Sachen, wenn deren Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung in derselben Art 
und Güte infolge Technologiefortschritts nicht möglich oder unwirtschaftlich ist. Maßgebend ist der Betrag, der für ein Er-
satzgut aufzuwenden ist, dass der vom Schaden betroffenen Sache in Art und Güte möglichst nahe kommt.

In Erweiterung zu A 18 VHB 2018
Entschädigungsgrenze für Wertsachen, Wertschutzschränke

K 38  Erhöhte Entschädigungsgrenze für Wertsachen     

1. In Erweiterung zu A 18.3.1 VHB beträgt die Entschädigungsgrenze für Wertsachen 30 % der vereinbarten Versicherungs-
summe.

2. Die Entschädigungsgrenzen gemäß A 18.3.2.1 bis 18.3.2.3 VHB gelten unverändert. 

In Erweiterung zu A 23 VHB 2018 in Verbindung mit B 3.2 VHB 2018
Besondere gefahrerhöhende Umstände

K 39  Keine Anzeigepflicht beim Aufstellen eines Gerüstes

 In Ergänzung zu A 23.1 VHB ist die Aufstellung eines Gerüstes am Versicherungsort keine anzeigepflichtige Gefahr-
erhöhung.

 Während der Gefahrerhöhung durch die Aufstellung eines Gerüstes sind bei Abwesenheit alle Fenster und Fenstertüren 
verschlossen zu halten und Sicherungseinrichtungen zu betätigen. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, 
kann der Versicherer gemäß B 3.3.3 VHB leistungsfrei sein.

K 40  Unbewohntsein der Wohnung

 In Erweiterung zu A 23.1.3 VHB liegt eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung nicht vor, wenn die ansonsten ständig 
 bewohnte Wohnung bis zu 120 Tage unbewohnt bleibt und auch nicht beaufsichtigt ist.

Sonstige weitere Vereinbarungen

K 41  Mitversicherung der groben Fahrlässigkeit

1. Abweichend von B 4.12.1.2 VHB wird auf den Einwand der groben Fahrlässigkeit und auf eine Leistungskürzung verzichtet.

2. Nr. 1 gilt nicht bei Verletzungen von Sicherheitsvorschriften und anderen Obliegenheitsverletzungen. Hier gelten die Bestim-
mungen nach A 21 und A 23 VHB in Verbindung mit B 3.2 und B 3.3 VHB.

K 42 Rauchwarnmelderpflicht

 Bei einem Verstoß gegen eine landesrechtliche Rauchwarnmelderpflicht (Installation, Wartung und Betrieb) beruft sich der 
Versicherer nicht auf eine Obliegenheitsverletzung gemäß B 3.3.1.2 VHB.
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K 43  Erhöhung Vorsorgebetrag

 Die Versicherungssumme erhöht sich gemäß A 14.2.2 VHB um einen Vorsorgebetrag von 15 %.

K 44  Unklare Zuständigkeit bei Versicherungswechsel 

 Ist zum Zeitpunkt der Schadenmeldung unklar, ob ein Sachschaden während der Gültigkeit dieser Versicherung eingetreten 
ist oder in die Zuständigkeit der bis zu diesem Zeitpunkt bestehenden Vorversicherung fällt, wird der Versicherer die Scha-
denbearbeitung nicht wegen des fehlenden Nachweises seiner Zuständigkeit ablehnen.

 Kann sich der Versicherer mit dem Vorversicherer nicht einigen, welche Gesellschaft für den Schaden zuständig ist, tritt der 
Versicherer im Rahmen des mit ihm vereinbarten Versicherungsschutzes in Vorleistung, sofern und soweit die Leistung 
auch im Falle einer unverändert fortgeführten Vorversicherung erbracht worden wäre. Dies setzt voraus, dass der Versiche-
rungsnehmer den Versicherer soweit wie möglich bei der Klärung des Sachverhaltes unterstützt und der Versicherungs-
nehmer seine diesbezüglichen Ansprüche gegen den Vorversicherer an den Versicherer abtritt. Sollte sich im Rahmen der 
Geltendmachung der an den Versicherer abgetretenen Ansprüche herausstellen, dass der Schaden tatsächlich nicht in die 
Zuständigkeit des Versicherers fiel und der Vorversicherer ebenfalls nicht oder nur eingeschränkt zur Leistung verpflichtet 
war, kann der Versicherer vom Versicherungsnehmer die zu viel erbrachten Leistungen zurückverlangen. Bleibt hingegen 
unklar, welche Gesellschaft für den Schaden zuständig ist, erbringt der Versicherer auch eine sich gegenüber der Vorver-
sicherung ergebende Mehrleistung, sofern festgestellt werden kann, dass es zum Zeitpunkt des Abschlusses bei dem Ver-
sicherer noch keine Anzeichen für einen bereits eingetretenen Schaden gab.

Sicherheitsvorschriften

K 45 Sicherheitsvorschriften (zusätzliche Obliegenheiten)

1. Für die Zeit, in der sich niemand in der Wohnung aufhält, müssen alle Schließvorrichtungen und vereinbarten Sicherungen 
betätigt werden. Vereinbarte Einbruchmeldeanlagen sind einzuschalten. Dies gilt nicht, wenn die Wohnung nur für sehr 
kurze Zeit verlassen wird (Beispiel: Gang zum häuslichen Briefkasten oder zur Mülltonne).

2. Alle Schließvorrichtungen, vereinbarten Sicherungen und Einbruchmeldeanlagen müssen in gebrauchsfähigem Zustand 
 erhalten werden. Störungen, Mängel und Schäden sind unverzüglich zu beseitigen.

3. Verletzt der Versicherungsnehmer eine dieser Obliegenheiten, kann der Versicherer nach B 3.3.1.2 und B 3.3.3 VHB zur 
Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei sein. 

K 46  Beitragsbefreiung bei Arbeitslosigkeit

 Wenn Sie während der Versicherungsdauer unverschuldet arbeitslos werden und

	 •		mindestens 12 Monate vollbeschäftigt gewesen sind
	 •		die Arbeitslosigkeit mindestens 1 Monat andauert,
	 •		Sie keiner bezahlten Beschäftigung mehr nachgehen,
	 •		bei der Agentur für Arbeit („Arbeitsamt“) als arbeitslos gemeldet sind,
	 •		der Beitrag zu diesem Vertrag gezahlt ist,

 wird dieser Vertrag für die Dauer der Arbeitslosigkeit, längstens für 12 Monate, beitragsfrei gestellt.

 Sollten Sie erneut eine Beschäftigung aufnehmen, entfällt die Beitragsfreistellung mit Beginn des Monats, in dem die 
 Beschäftigung erneut aufgenommen wurde.

 Selbstständige gelten als arbeitslos, wenn sie ihre selbstständige Tätigkeit

 •	außer	durch	Arbeitsunfähigkeit
 •	unfreiwillig	und	nicht	nur	vorübergehend	eingestellt	haben	(Beispiel: durch Insolvenz).

 Die Beendigung der Arbeitslosigkeit ist uns unverzüglich anzuzeigen.
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Erweiterungen zu den VHB 2018 und zu den BBH KLASSIK-GARANT:
Zusatzbedingungen für den Baustein EXKLUSIV zur Hausratversicherung 
(Baustein EXKLUSIV) – Versicherungssumme – 2018

VHV Allgemeine Versicherung AG

Diese Zusatzbedingungen mit ergänzendem Versicherungsschutz gelten für Ihren Vertrag – nur sofern mit uns ausdrücklich 
vereinbart – zusätzlich zu den Allgemeinen Hausrat-Versicherungsbedingungen (VHB) sowie zu den Besonderen Bedingungen 
KLASSIK-GARANT (BBH KLASSIK-GARANT).

Einbruchdiebstahl
E 1   Diebstahl aus KFZ
E 2   Diebstahl aus Wassersportfahrzeugen
E 3   Diebstahl außerhalb des Versicherungsortes (Trick- und Taschendiebstahl)

Sturm, Hagel
E 4   Sturm- und Hagelschäden an Hausrat auf dem Versicherungsgrundstück

Versicherte und nicht versicherte Sachen, Versicherungsort
E 5   Gewerblich genutzte Räume
E 6   Handelsware und Musterkollektionen
E 7   KFZ-Zubehör

Außenversicherung
E 8   Erhöhte Entschädigungsgrenze für die Außenversicherung
E 9   Erweiterter Versicherungsschutz in der Außenversicherung
E 10 Erweiterter Versicherungsschutz in der Außenversicherung für Sportausrüstungen
E 11 Beruflich bedingter Zweitwohnsitz
E 12 Versicherungsschutz für den Inhalt von Kundenschließfächern bei Geldinstituten 

Versicherte Kosten
E 13 Hotelkosten
E 14 Erstattung persönlicher Auslagen
E 15 Telefonkosten nach einem Einbruchdiebstahl

Entschädigungsgrenze für Wertsachen, Wertschutzschränke
E 16 Erhöhte Entschädigungsgrenze für Wertsachen

Sonstige weitere Vereinbarungen
E 17 Mitversicherung der groben Fahrlässigkeit
E 18 Erhöhung Vorsorgebetrag
E 19 Auszug von Kindern aus der gemeinsamen Wohnung und Gründung eines eigenen Haushaltes
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In Erweiterung zu A 4.1 VHB 2018 
Einbruchdiebstahl

E 1 Diebstahl aus KFZ

1. In Erweiterung zu K 10 Nr. 1 BBH Klassik Garant-Versicherungssumme leistet der Versicherer Entschädigung für versicher-
te Sachen, wenn diese innerhalb der Staaten Belgien, Niederlande, Luxemburg, Österreich, Schweiz, Liechtenstein durch 
Aufbrechen verschlossener Kraftfahrzeuge, nicht aber Kraftfahrzeuganhänger, entwendet, zerstört oder beschädigt werden.

2. In Erweiterung zu K 10 Nr. 5 BBH Klassik Garant-Versicherungssumme besteht Versicherungsschutz für Foto-, Film-, 
Audio-, Videogeräte, Auto- und Mobiltelefone, EDV-Geräte, Spielekonsolen und mobile Navigationsgeräte einschließlich 
 Zubehör, wenn diese Sachen im nicht einsehbaren Kofferraum, in einem verschlossenen Handschuhfach oder in einer auf 
dem Kraftfahrzeug fest montierten und verschlossenen Dachbox untergebracht sind und der Diebstahl tagsüber zwischen 
6.00 Uhr und 22.00 Uhr begangen worden ist.

3. Je Versicherungsfall werden maximal 3 % der Versicherungssumme, mindestens 1.000 EUR entschädigt.

4. Ansonsten gelten die Regelungen gemäß K 10 BBH Klassik-Garant unverändert.

E 2 Diebstahl aus Wassersportfahrzeugen

1. Versicherungsschutz besteht für versicherte Sachen gemäß A 8 VHB weltweit, im Innenraum (Beispiele: Kajüte, Backskiste) 
eines Wassersportfahrzeugs, der durch mindestens ein Sicherheitsschloss verschlossen sein muss.

2. Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist, dass der Innenraum fest umschlossen ist. Eine Abdeckung mit Planen, Per-
senningen oder Ähnliches reicht nicht. Der Versicherer leistet Entschädigung für die Zerstörung, die Beschädigung oder das 
Abhandenkommen durch Diebstahl, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass

 a) der Diebstahl tagsüber zwischen 6.00 Uhr und 22.00 Uhr begangen worden ist oder

 b)  das Wassersportfahrzeug nach beendetem Gebrauch an einem für die Öffentlichkeit nicht zugänglichen Liegeplatz fest-
gemacht war.

3. Je Versicherungsfall werden maximal 2 Prozent der Versicherungssumme entschädigt.

4. Nicht versichert ist fremdes Eigentum gemäß A 8.4 sowie Bargeld und Wertsachen gemäß A 18.1.

E 3 Diebstahl außerhalb des Versicherungsortes (Trick- und Taschendiebstahl)

1. In Erweiterung von A 4 VHB gilt außerhalb des Versicherungsortes der einfache Diebstahl von Hand-, Schulter- und ähn-
lichen Taschen sowie Brieftaschen und Geldbörsen, die unmittelbar am Körper getragen werden einschließlich des Inhalts 
dieser Taschen mitversichert.

2. Der Versicherungsnehmer hat den Diebstahl unverzüglich der zuständigen Polizeidienststelle anzuzeigen und dem Ver-
sicherer einen Nachweis dafür zu erbringen, dass Tasche und Inhalt nicht innerhalb von drei Wochen seit Anzeige des 
Diebstahls wieder herbeigeschafft wurden.

3. Je Versicherungsfall werden maximal 1.000 EUR entschädigt.

4. Es gilt eine Selbstbeteiligung je Schadenfall von 250 EUR vereinbart.

In Erweiterung zu A 6.1 und A 6.2 VHB 2018 sowie der BBH KLASSIK-GARANT
Sturm, Hagel

E 4 Sturm- und Hagelschäden an Hausrat auf dem Versicherungsgrundstück

1.  In Erweiterung zu K 21 der BBH Klassik-GARANT besteht Versicherungsschutz für versicherte Sachen außerhalb von 
 Gebäuden auf dem Versicherungsgrundstück.

2. Je Versicherungsfall werden maximal 3.500 EUR entschädigt.
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In Erweiterung zu A 10 VHB 2018 sowie der BBH KLASSIK-GARANT
Versicherte und nicht versicherte Sachen, Versicherungsort

E 5 Gewerblich genutzte Räume

 Abweichend von K 24 Nr. 2 der BBH KLASSIK-GARANT besteht Versicherungsschutz in diesen Räumen bis zur Höhe der 
Versicherungssumme.

E 6 Handelsware und Musterkollektionen

1. Abweichend von A 8.3.7 VHB gehören zum Hausrat Handelsware und Musterkollektionen, die ausschließlich dem Beruf 
oder dem Gewerbe des Versicherungsnehmers oder einer mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden Person dienen.

E 7 KFZ-Zubehör

1. Abweichend von A 9.1.3 VHB gelten nicht am Fahrzeug montierte Winter-/Sommerreifen sowie Fahrzeugschlüssel, Felgen, 
Dachboxen und Kindersitze als Hausrat gemäß A 8 VHB.

2. Je Versicherungsfall werden maximal 500 EUR entschädigt, wenn keine Leistung aus anderen Versicherungsverträgen 
(Beispiel: Kfz-Versicherung) erlangt werden kann.

In Erweiterung zu A 12 VHB 2018 sowie der BBH KLASSIK-GARANT
Außenversicherung

E 8 Erhöhte Entschädigungsgrenze für die Außenversicherung

1. In Erweiterung zu K 28 Nr. 1 der BBH KLASSIK-GARANT ist die Entschädigungsgrenze auf 51 % der Versicherungssumme 
erhöht.

2. Die Entschädigungsgrenzen für Wertsachen gemäß A 18.3.2.1 bis A 18.3.2.3 VHB gelten unverändert

E 9 Erweiterter Versicherungsschutz in der Außenversicherung

 In Erweiterung zu A 12.1.2 Satz 2 VHB beträgt der Zeitraum 12 Monate.

E 10 Erweiterter Versicherungsschutz in der Außenversicherung für Sportausrüstungen

 Für Hausrat nach A 8 VHB, der der Ausübung einer Sportart dient, besteht im Rahmen der Außenversicherung wie folgt 
Versicherungsschutz: 

1. Abweichend von A 12.1.2 VHB gilt: Versicherte Sachen (siehe A 8 VHB), die im Eigentum des Versicherungsnehmers oder 
einer mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden Person stehen oder die deren Gebrauch dienen, sind weltweit ver-
sichert, auch wenn sie sich nicht nur vorübergehend außerhalb der Wohnung befinden.

2. Je Versicherungsfall werden maximal 2.500 EUR entschädigt.

3. Ausgenommen vom Versicherungsschutz sind Fahrräder, Kraftfahrzeuge aller Art und Anhänger gemäß A 9.1.3 VHB sowie 
Luft- und Wasserfahrzeuge im Sinne von A 9.1.4 VHB.

E 11  Beruflich bedingter Zweitwohnsitz

1. Für Hausrat nach A 8 VHB, der sich in einer aus beruflicher Veranlassung vom Versicherungsnehmer oder von mit ihm in 
häuslicher Lebensgemeinschaft oder Lebenspartnerschaft lebenden Partnern genutzten Wohnung befindet und innerhalb 
der Bundesrepublik Deutschland gelegen ist, besteht Versicherungsschutz. Der Versicherungsschutz entfällt, sobald 
 erkennbar der Lebensmittelpunkt in diese Wohnung verlagert wird.

2. Wertsachen gemäß A 18.1 VHB sind bis zu einer Entschädigungsgrenze von insgesamt 2.500 EUR versichert.

3. Je Versicherungsfall werden maximal 15.000 EUR entschädigt.

E 12 Versicherungsschutz für den Inhalt von Kundenschließfächern bei Geldinstituten

 In Erweiterung zu K 26 der BBH KLASSIK-GARANT beträgt die Entschädigungsgrenze 40 % der Versicherungssumme.
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In Erweiterung zu A 13.1 VHB 2018 
Versicherte Kosten

E 13  Hotelkosten

 In Erweiterung von K 30 Nr. 2 BBH KLASSIK-GARANT werden pro Tag maximal 4 Promille der Versicherungssumme ent-
schädigt.

E 14 Erstattung persönlicher Auslagen

 Beträgt die Entschädigungsleistung für den Versicherungsfall mehr als 500 EUR, werden für persönliche Auslagen pauschal 
10 % der Entschädigungsleistung erstattet, maximal 500 EUR je Versicherungsfall

E 15 Telefonkosten nach einem Einbruchdiebstahl

 In Erweiterung zu K 34 der BBH Klassik-GARANT beträgt die Entschädigungsgrenze 1.000 EUR.

In Erweiterung zu A 18.1 VHB 2018
Entschädigungsgrenze für Wertsachen, Wertschutzschränke

E 16 Erhöhte Entschädigungsgrenze für Wertsachen

1. Abweichend von K 38 BBH KLASSIK-GARANT beträgt die Entschädigungsgrenze für Wertsachen 40% der vereinbarten 
Versicherungssumme.

2. Die Entschädigungsgrenzen gemäß A 18.3.2.1 bis A 18.3.2.3 VHB gelten unverändert.

Sonstige weitere Vereinbarungen

E 17 Mitversicherung der groben Fahrlässigkeit

1. In Erweiterung von B 3.3.3.1 VHB und K 41 BBH KLASSIK-GARANT wird auf den Einwand der groben Fahrlässigkeit auch 
dann verzichtet, wenn Sicherheitsvorschriften oder sonstige Obliegenheiten verletzt wurden.

2. Je Versicherungsfall werden bei grob fahrlässigen Verstößen gegen Sicherheitsvorschriften oder sonstigen Obliegenheiten 
maximal 5.000 EUR entschädigt. Übersteigt der Schaden diesen Betrag, wird der darüber hinausgehende Teil des Scha-
dens entsprechend den Bestimmungen von B 3.3.3.1 VHB ersetzt.

E 18 Erhöhung Vorsorgebetrag

 Abweichend von K 43 BBH KLASSIK-GARANT erhöht sich die Versicherungssumme um einen Vorsorgebetrag von 30 %.

E 19 Auszug von Kindern aus der gemeinsamen Wohnung und Gründung eines eigenen Haushaltes

1. Gründen mit dem Versicherungsnehmer in häuslicher Gemeinschaft lebende Kinder erstmalig einen eigenen Haushalt in-
nerhalb der Bundesrepublik Deutschland, besteht auch für den neuen Haushalt Versicherungsschutz. Dies gilt jedoch nur, 
sofern nicht aus einem anderen Versicherungsvertrag Ersatz verlangt werden kann.

2. Dieser Vorsorgeschutz ist auf eine Entschädigungssumme von maximal 30.000 EUR begrenzt.

3. Dieser Vorsorgeschutz erlischt drei Monate nach Ablauf des Versicherungsjahres, in dem die Haushaltsgründung erfolgte.

4. Die Entschädigungsgrenzen gemäß A 18.3.2.1 bis A 18.3.2.3 VHB gelten unverändert.
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Baustein BEST-LEISTUNGS-GARANTIE

VHV Allgemeine Versicherung AG

Folgende Vertragsinhalte gelten für Ihren Vertrag, sofern Sie die BEST-LEISTUNGS-GARANTIE ausdrücklich mit uns 
verein bart haben:

L1 BEST-LEISTUNGS-GARANTIE

1. Bietet zum Zeitpunkt des Schadeneintritts ein Versicherer einen leistungsstärkeren Tarif an, wird die VHV im Schadenfall

 – den Versicherungsschutz im Rahmen der versicherten Gefahren und Schäden (Abschnitt A 1 VHB 2018) erweitern,
 – Entschädigungsgrenzen entsprechend erhöhen,
 –  Selbstbeteiligungen reduzieren bzw. streichen, es sei denn, es handelt sich um eine individuell oder durch die Wahl eines 

entsprechenden Tarifs vereinbarte Selbstbeteiligung.

 Der Versicherer mit dem leistungsstärkeren Tarif muss in Deutschland zum Betrieb zugelassen sein und der Tarif muss als 
für jedermann zugängliche Hausratversicherung angeboten werden.

2. Die BEST-LEISTUNGS-GARANTIE gilt für Einschlüsse bzw. Leistungserweiterungen eines anderen Versicherers

 – für die von diesem kein Zusatzbeitrag erhoben wird und
 – die in Höhe oder Umfang nicht bei der VHV versicherbar sind (auch nicht gegen Zusatzbeitrag).

3. Die BEST-LEISTUNGS-GARANTIE gilt nicht

 – für Einschlüsse und/oder Leistungserweiterungen auf All-Risk-Basis.
 –  für Einschlüsse weiterer Elementargefahren und/oder diesbezüglicher Leistungserweiterungen. Weitere Elementar-

gefahren sind: Überschwemmung, Rückstau, Erdbeben, Schneedruck, Lawinen und Vulkanausbruch.
 –  wenn der Versicherungsnehmer oder eine Person, dessen Verhalten sich dieser zurechnen lassen muss (vgl. Abschnitt 

B 4.13 VHB 2018) den Schaden vorsätzlich verursacht.

4  Der Versicherungsnehmer muss die weitergehenden Leistungen eines anderen Versicherers im Schadenszeitpunkt nach-
weisen. Als Nachweis dienen die Versicherungsbedingungen, Besonderen Bedingungen und Risikobeschreibungen des 
 anderen Versicherers, auf dessen Tarif sich der Versicherungsnehmer beruft.

5. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf die vereinbarte Versicherungssumme begrenzt. Die Regelungen zur Ent-
schädigungsberechnung und Unterversicherung (Abschnitt A 17 VHB 2018) bleiben unberührt.

6. Für die BEST-LEISTUNGS-GARANTIE gilt die Beitragsanpassungsmöglichkeit gemäß Abschnitt A 15.5 VHB 2018.

L2 Unbenannte Gefahren

1. Versicherungsfall

 Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, die unvorhergesehen zerstört oder beschädigt werden oder 
im unmittelbaren Zusammenhang damit abhandenkommen. Unvorhergesehen sind Schäden, die der Versicherungsnehmer 
oder sein Repräsentant nicht rechtzeitig vorhergesehen haben. Hätten sie den Schaden jedoch vorhersehen können, haben 
dies aufgrund grober Fahrlässigkeit aber nicht getan, ist der Versicherer dazu berechtigt, seine Leistung in einem der 
Schwere des Verschuldens entsprechenden Verhältnisses zu kürzen.

2. Nicht versicherte Schäden

 Nicht versichert sind im Rahmen der Versicherung gegen unbenannte Gefahren ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen 
Schäden

 a)  die nach den zugrunde liegenden VHB 2018 versichert oder versicherbar sind, einschließlich den dort benannten 
 Ausschlüssen;

 b) an und durch Haustiere; Folgeschäden sind jedoch versichert;
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 c)  durch Abnutzung, Verschleiß, Alterung, Rost, Schimmel, Fäulnis, Insekten, Schädlinge oder durch die natürliche oder 
mangelhafte Beschaffenheit versicherter Sachen;

 d)  durch Mängel, die bei Abschluss der Versicherung bereits vorhanden waren und dem Versicherungsnehmer oder 
 dessen Repräsentanten bekannt waren oder bekannt sein mussten;

 e) durch fehlerhafte Konstruktion, Planung oder Instandhaltung versicherter Sachen;

 f) durch Baumaßnahmen (auch Renovierung oder Restaurierung) auf dem Versicherungsgrundstück;

 g)  durch Bedienungsfehler, Bearbeitung, Gebrauch, Reinigung, Reparatur oder Wartung, bestimmungswidrigen Gebrauch 
oder übermäßige Beanspruchung;

 h) durch die allmähliche Einwirkung (Beispiel: von Chemikalien, Feuchtigkeit, Staub, Strahlen oder Temperaturen);

 i)  die nicht die Gebrauchs- oder Funktionsfähigkeit der versicherten Sache beeinträchtigen (Beispiel: Kratzer, Schrammen, 
Lack- oder ähnliche Schönheitsschäden);

 j)  Durch einfachen Diebstahl, Verlieren, Stehen- oder Liegenlassen, Unterschlagung oder Veruntreuung versicherter 
 Sachen;

3. Nicht versicherte Sachen

 Im Rahmen der unbenannten Gefahren gelten – abweichend von den VHB 2018 – folgende Gegenstände nicht zu den 
versicher ten Sachen:

 a) Sachen aus Glas, Keramik, Porzellan sowie Brillen und Kontaktlinsen;

 b) mobile elektronische Geräte (Beispiel: Mobiltelefone, Tablets, Spielkonsolen oder Laptops);

 c) Sportgeräte, Fahrräder und Fahrradanhänger außerhalb des Versicherungsortes.

4. Selbstbeteiligung

 Der Versicherungsnehmer hat je Versicherungsfall eine Selbstbeteiligung von 250 EUR zu tragen, ausgenommen es gilt 
eine generelle Selbstbeteiligung für den Gesamtvertrag vereinbart. In diesem Fall gilt ausschließlich die höhere Selbst-
beteiligung.

L3 Online- und Digitalschutz (Cyberklausel)

1. Vermögensschäden durch Onlinebanking- und Onlinezahlungs-Betrug

1.1 Leistungen

 Versichert sind Vermögensschäden, sofern unberechtigte Dritte

1.1.1 sich im Internet Zugangs- und Identifikationsdaten zum ausschließlich privat genutzten Bankkonto

 a)  des Versicherungsnehmers oder

 b)  der mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden Personen verschafft haben 

 und mit diesen Daten unberechtigter Weise Überweisungen vom Bankkonto vornehmen.

1.1.2 Daten von privat genutzten Kredit- oder Bankkarten sowie virtuellen Konten mit Zahlungsfunktion (Beispiel: PayPal)

 a)  des Versicherungsnehmers oder

 b)  der mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden Personen

 zur Bezahlung im Internet verwenden.

1.1.3 Versicherungsschutz besteht auch, wenn mit Hilfe gefälschter Webseiten und E-Mails Zugangsdaten sowie dazugehörige 
PIN/TANs und/oder Passwörter vom Bankkonto, von Kredit- oder Bankkarten oder virtuellen Konten des Versicherungs-
nehmers oder von mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden Personen erlangt werden (Phishing).

1.1.4 Mehrere Vermögensschäden stellen einen Versicherungsfall dar, wenn die schadenursächlichen Handlungen miteinander 
im rechtlichen, wirtschaftlichen oder zeitlichen Zusammenhang stehen.
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1.1.5 Versicherungsschutz besteht für Konto- und Kartenverbindungen zu Geldinstituten, die ihren Sitz oder eine Niederlassung 
innerhalb der Europäischen Union unterhalten.

1.2 Obliegenheiten während der Vertragslaufzeit

1.2.1 Auf allen Geräten, die zum Onlinehandel und -banking genutzt werden, muss eine aktuelle Sicherheitssoftware (Viren-
scanner, Firewall und Antiphishing-Technologie) installiert sein, die jeweils auf dem neuesten Stand gehalten und aktuali-
siert wird. Automatische Updates müssen in den Einstellungen dieser Sicherheitssoftware aktiviert sein.

1.2.2 Zugangskennungen, Passwörter oder ähnliche vertrauliche Informationen dürfen nicht an Dritte weitergegeben werden.

1.3 Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalls

1.3.1 Bei dem Verdacht, dass ein unberechtigter Dritter Kenntnis über Zugangsdaten, PIN und/oder TANs erlangt hat, ist der 
 Zugang zum Onlinebanking des Kreditinstitutes unverzüglich sperren zu lassen.

1.3.2 Nach Bekanntwerden eines Schadens hat der Versicherungsnehmer

 a)  den Schaden unverzüglich seiner Bank zu melden und diese zur Begleichung des Schadens aufzufordern. Sollte die 
kontoführende Bank den Schaden nicht oder nicht vollständig übernehmen, muss der Versicherungsnehmer dem 
 Versicherer eine schriftliche Bestätigung der Bank zukommen lassen.

 b) den Vermögensschaden bei zuständigen Polizeidienststelle anzuzeigen.

 c) nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Schadens zu sorgen.

 Verletzt der Versicherungsnehmer eine der Obliegenheiten nach  1.3.1 oder 1 3.2, ist der Versicherer unter den in Abschnitt 
B 3.3.3 VHB 2018 beschriebenen Voraussetzungen ganz oder teilweise leistungsfrei.

1.3.4 Ausschlüsse

 Nicht versichert sind Schäden, soweit

 a) eine Entschädigung aus einem anderem Versicherungsvertrag erlangt werden kann

 b)  das kontoführende Kreditinstitut bzw. der eingebundene Dienstleister/Anbieter des Kontos (Beispiel: Online-Bezahl- 
systeme) zum Ersatz verpflichtet sind

 c)  diese durch vorsätzliche Handlungen durch den Versicherungsnehmer oder einer mit ihm in häuslicher Gemeinschaft 
 lebenden Personen herbeigeführt wurden

1.3.5 Höchstentschädigung

 Die Entschädigung nach 1.1.1 und 1.1.2 ist je Versicherungsfall auf max. 5.000 EUR begrenzt.

2. Vermögensschäden durch Kredit- und Bankkartenbetrug

2.1 Leistungen

 Versichert sind Vermögensschäden, die dem Versicherungsnehmer oder einer mit dem Versicherungsnehmer in häuslicher 
Gemeinschaft lebenden Person, durch unberechtigte Benutzung ihrer privaten Kredit- und Bankkarten außerhalb des 
 Internets entstehen. Voraussetzung für die Leistung ist, dass die Kredit- und Bankkarten nach einem Versicherungsfall 
 ab  handen  gekommen sind.

2.2 Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalls

 a)  Nach Eintritt eines Versicherungsfalles hat der Versicherungsnehmer den Verlust unverzüglich seiner Bank zu melden 
und die Karten sperren zu lassen.

 b)  Nach Bekanntwerden eines Vermögensschadens muss der Versicherungsnehmer seine Bank zur Begleichung des 
Schadens auffordern. Sollte die kontoführende Bank den Schaden nicht oder nicht vollständig übernehmen, muss der 
Versicherungsnehmer dem Versicherer eine schriftliche Bestätigung der Bank zukommen lassen.

 c)  Verletzt der Versicherungsnehmer eine dieser Obliegenheiten, ist der Versicherer unter den in Abschnitt B 3.3.3 
VHB 2018 beschriebenen Voraussetzungen ganz oder teilweise leistungsfrei.
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2.3 Höchstentschädigung

 Die Entschädigung nach 2.1 ist je Versicherungsfall auf max. 1.000 EUR begrenzt.

3. Vermögensschäden durch Onlinehandel-Betrug

 Versicherungsschutz besteht, wenn der Versicherungsnehmer oder eine mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebende 
 Person Waren zum privaten Gebrauch ausschließlich online über das Internet kauft oder verkauft und die Vertragspartner 
(Käufer oder Verkäufer) ihren Wohn- bzw. Geschäftssitz innerhalb der europäischen Union haben.

3.1 Leistungen

 Versichert sind Vermögensschäden, die dadurch entstehen, dass

3.1.1 der Versicherungsnehmer oder eine mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebende Person eine Sache zum privaten 
 Gebrauch über das Internet erworben und bezahlt hat, und

 a) die Ware nicht (ab Ablauf von 2 Wochen nach dem vereinbarten Liefertermin) oder nur teilweise geliefert wird

 b)  die Ware einen Sachmangel nach § 434 BGB aufweist oder erheblich von der Artikelbeschreibung des Verkäufers 
 abweicht.

 c)  die Rückerstattung des gezahlten Kaufpreises, bei Geltendmachung des rechtlichen Rücktrittrechtes, durch den 
 Verkäufer ohne Rechtsgrund verweigert wird.

3.1.2 der Versicherungsnehmer oder eine mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebende Person eine Sache zum privaten 
 Gebrauch über das Internet veräußert und nach Zahlung an den Käufer übergeben ober übermittelt hat, und

 a)  der Käufer den Versicherungsnehmer oder eine mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebende Person über seine Identität 
täuschte, indem er Zugangsdaten eines Dritten für den Kauf und die Zahlung missbräuchlich genutzt hat. Der Versiche-
rungsfall ist eingetreten, wenn der Kaufpreis an den Dritten, dessen Identität/Zugangsdaten missbraucht wurden, 
 zurückerstattet wurde.

 b)  der Käufer im berechtigten Rückabwicklungsfall die Ware nach Rückerstattung des Kaufpreises nicht innerhalb der 
dafür vorgesehenen Frist zurücksendet.

3.2 Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalls

 a)  Im Fall des Kaufs von Sachen zur privaten Nutzung muss der Versicherungsnehmer oder die mit ihm in häuslicher 
 Gemeinschaft lebende geschädigte Person alle gesetzlich und vertraglich zustehenden Pflichten (z. B. Fristsetzungen) 
und Rechte (z. B. zu Gewährleistung, Widerruf, Rücktritt und Mängelhaftung) ausgeübt haben, ohne dass der Verkäufer 
seinen Verpflichtungen fristgerecht nachgekommen ist.

 b)  Nach Bekanntwerden eines Schadens hat der Versicherungsnehmer oder die mit ihm in häuslicher Gemeinschaft 
 lebende geschädigte Person den Vermögensschäden unverzüglich bei der zuständigen Polizeidienststelle anzuzeigen.

 c)  Verletzt der Versicherungsnehmer eine dieser Obliegenheiten, ist der Versicherer unter den in Abschnitt B 3.3.3 
VHB 2018 beschriebenen Voraussetzungen ganz oder teilweise leistungsfrei.

3.3 Ausschlüsse

 a) Der Versicherungsschutz umfasst nicht den Kauf von Waren mit einem Wert von unter 50 EUR.

 b) Nicht versichert sind Schäden aus dem Kauf oder Verkauf von

 – Dienstleistungen
 – Urheberechten
 – Immobilien und Grundstücken
 – Lebensmitteln und anderen verderblichen Waren
 – Pflanzen und Tieren

3.3.4 Höchstentschädigung

 Die Entschädigung nach 3.1 ist je Versicherungsfall auf max. 1.000 EUR begrenzt.

4. Datenrettungskosten

 Abweichend zu K 36 BBH KLASSIK-GARANT beträgt die Entschädigungsgrenze für Datenrettungskosten 2% der verein-
barten Versicherungssumme.
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Klauselbogen zur Hausratversicherung

VHV Allgemeine Versicherung AG

Folgende Vertragsinhalte gelten für Ihren Vertrag, sofern Sie eine der folgende Klauseln ausdrücklich mit uns vereinbart 
haben:

Kein Abzug wegen Unterversicherung

1. Unterversicherungsverzicht 

 Der Unterversicherungsverzicht bedeutet, dass der Versicherer im Schadenfall auf den Einwand einer Unterversicherung 
verzichtet. 

 Eine Unterversicherung besteht, wenn die vereinbarte Versicherungssumme zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls niedriger 
als der Versicherungswert (siehe Teil A 14.1 VHB 2018) ist. Das kann dazu führen, dass der Versicherer die Entschädigung 
wegen  Unterversicherung nach Teil A 17.4 VHB 2018 kürzt. Mit dem Verzicht erfolgt bei der Entschädigungsberechnung 
nach Teil A 17.3 VHB 2018 kein Abzug, wenn die Entschädigungshöhe die vereinbarte Versicherungssumme inklusive des 
Vorsorgebetrags nicht übersteigt. 

 Der Versicherer verzichtet auf den Einwand einer Unterversicherung nach Teil A 17.4 VHB 2018, wenn folgende Voraus­
setzung vorliegt: 

 Es besteht kein weiterer Hausratversicherungsvertrag ohne Unterversicherungsverzicht für denselben Versicherungsort. 

2. Kündigung des Unterversicherungsverzichts 

 Versicherungsnehmer und Versicherer können den Unterversicherungsverzicht mit einer Frist von drei Monaten zum Ende 
der Versicherungsperiode in Textform (Beispiel: E­Mail, Telefax oder Brief) kündigen. Kündigt der Versicherer, kann der 
 Versicherungsnehmer den Vertrag zum Ende der laufenden Versicherungsperiode kündigen. Dafür hat er nach Zugang der 
Erklärung des Versicherers einen Monat Zeit. 

3. Wohnungswechsel bei vereinbarten Unterversicherungsverzicht

 Wechselt der Versicherungsnehmer die Wohnung, geht ein bisher vereinbarter Unterversicherungsverzicht auf die neue 
Wohnung über. Verändert sich die Versicherungssumme der neuen Wohnung gilt: 

 Der Unterversicherungsverzicht besteht bis zu zwei Monate nach Umzugsbeginn fort. In dieser Zeit muss der Vertrag an die 
tatsächliche Versicherungssumme angepasst werden. Der Unterversicherungsverzicht entfällt nach Ablauf dieser Frist, 
wenn bis dahin keine Anpassung erfolgte. 

4. Auswirkung eines Widerspruchs gegen die Anpassung der Versicherungssumme 

 Durch einen Widerspruch entfällt ein vereinbarter Unterversicherungsverzicht. 

 Dies gilt aber nur, wenn dadurch die Versicherungssumme unterschritten wird, die zum Zeitpunkt der Anpassung vom 
 Ver sicherer für den Unterversicherungsverzicht vorgegeben ist. 

 Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer über den Wegfall des Unterversicherungsverzichts in Textform 
(Beispiel: E­Mail, Telefax oder Brief) zu informieren.

Erhöhung der Entschädigungsgrenze für Wertsachen

In Erweiterung zu A 18.3.1 VHB 2018 ist die Entschädigungsgrenze für Wertsachen auf den vereinbarten Prozentsatz erhöht.

Die Entschädigungsgrenzen gemäß A 18.3.2.1 bis 18.3.2.3 VHB 2018 gelten unverändert.

Selbstbeteiligung

Der bedingungsgemäß als entschädigungspflichtig errechnete Betrag einschließlich Aufwendungsersatz gemäß § 83 VVG wird je 
Versicherungsfall um den vereinbarten Selbstbehalt gekürzt.
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Mitversicherung weiterer Elementargefahren

Die Selbstbeteiligung für die Versicherung weiterer Elementargefahren beträgt je Schadenereignis 10% vom Schaden, mindes­
tens 250 EUR, maximal 5.000 EUR. Die Höchsthaftung des Versicherers beträgt 2.500.000 EUR, maximal die Höhe der Versiche­
rungssumme.

Mitversicherung von Fahrraddiebstahl

1. Für Schäden durch Diebstahl von Fahrrädern und damit verbundenen Teilen (mit Ausnahme von Akkumulatoren von 
 Elektrofahrrädern) besteht Versicherungsschutz. Die Regelungen zur Außenver sicherung nach Teil A 12 VHB 2018 gelten 
 ent sprechend.

 Für Akkumulatoren von Elektrofahrrädern besteht Versicherungsschutz nur, wenn diese separat gegen Diebstahl gesichert 
sind oder zusammen mit dem Fahrrad abhanden kommen.

 Einzuhalten sind folgende Obliegenheiten:

1.1 Der Versicherungsnehmer muss das Fahrrad durch ein verkehrsübliches Schloss gegen Diebstahl sichern, wenn er es nicht 
zur Fortbewegung einsetzt.

1.2 Ist das Fahrrad nicht in Gebrauch, hat der Versicherungsnehmer nach Möglichkeit einen gemeinschaftlichen Fahrradabstell­
raum zu nutzen. Er muss dort das Fahrrad durch ein verkehrsübliches Schloss gegen Diebstahl sichern.

1.3 Der Versicherungsnehmer hat geeignete Unterlagen, die den Erwerb und die Identität (Hersteller, Marke und Rahmennum­
mer) des Fahrrads belegen, zu beschaffen und aufzubewahren. Soweit dies unverhältnismäßig oder für den Versicherungs­
nehmer unzumutbar ist, kann er die Entschädigung nur verlangen, wenn er die Merkmale des Fahrrads anderweitig nach­
weisen kann.

1.4 Der Versicherungsnehmer hat den Diebstahl unverzüglich der Polizei anzuzeigen. Darüber hinaus hat er dem Versicherer 
einen Nachweis darüber zu erbringen, dass das Fahrrad nicht innerhalb von drei Wochen seit der Anzeige des Diebstahls 
wieder herbeigeschafft wurde.

1.5 Rechtsfolgen von Obliegenheitsverletzungen

 Verletzt der Versicherungsnehmer eine dieser Obliegenheiten, kann der Versicherer nach Teil B3.3.1.2 und 
B3.3.3 VHB 2018 zur Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei sein.

2. Mit dem Fahrrad gleichgestellt sind:

 a) Fahrradanhänger

 b) Pedelecs, E­Bikes sowie Elektrofahrräder, sofern hierfür keine Versicherungspflicht besteht

3. Es gelten die vereinbarten Selbstbeteiligungen und Entschädigungsgrenzen.
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Folgende Klauseln werden Vertragsbestandteil, sofern Ihr Haushalt nicht ständig bewohnt ist, bzw. Ihr Hausrat 
 eingelagert ist.

Eingelagerte Hausratgegenstände

Werden Hausratgegenstände außerhalb des Versicherungsorts eingelagert, sind folgende Sachen nicht versichert: 

1. Bargeld sowie auf Karten oder sonstige Datenträger geladene Geldbeträge; 
2. Urkunden einschließlich Sparbücher und sonstige Wertpapiere; 
3. Schmucksachen, Edelsteine und Perlen; 
4. Briefmarken, Münzen und Medaillen; 
5. alle Sachen aus Silber, Gold oder Platin; 
6. Pelze, handgeknüpfte Teppiche und Gobelins; 
7. Kunstgegenstände; 
8. Schusswaffen; 
9. Foto­ und optische Apparate;
10. Antiquitäten, die über 100 Jahre alt sind, mit Ausnahme von Möbelstücken.

Hausrat außerhalb der ständigen Wohnung

Soweit Hausrat auch außerhalb der ständigen Wohnung versichert ist, gilt abweichend von Teil A 8 VHB 2018: 

Nicht versichert sind 

1.  In Zweitwohnungen in ständig bewohnten Gebäuden 
1.1  Bargeld sowie auf Karten oder sonstige Datenträger geladene Geldbeträge; 
1.2  Urkunden einschließlich Sparbücher und sonstige Wertpapiere; 
1.3  Schmucksachen, Edelsteine und Perlen; 
1.4  Briefmarken, Münzen und Medaillen; 
1.5  alle Sachen aus Silber, Gold oder Platin; 
1.6  Pelze, handgeknüpfte Teppiche und Gobelins; 
1.7  Kunstgegenstände.
2.   In nicht ständig bewohnten Gebäude wie z. B. Wochenend­, Ferien­, Land­, Jagd­, Garten­ und Weinberghäusern 

 zusätzlich zu 1.1 bis 1.7: 
2.1  Schusswaffen; 
2.2  Foto­ und optische Apparate; 
2.3  Antiquitäten, die über 100 Jahre alt sind, mit Ausnahme von Möbelstücken., 

Ausschluss Hotelkosten bei nicht ständig bewohnter Wohnung

Abweichend von A 13.1.3 und 13.2.3 VHB 2018 sind Kosten für Hotel­ oder ähnliche Unterbringung nicht versichert.

Ausschluss Hotelkosten bei eingelagertem Hausrat

Abweichend von A 13.1.3 und 13.2.3 VHB 2018 sind Kosten für Hotel­ oder ähnliche Unterbringung nicht versichert.
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Präambel zu den Besonderen Bedingungen für die Glasversicherung (BBGl 2018) 

Eine Glasversicherung schützt Sie vor den Folgen von Bruchschäden an vertraglich vereinbarten Gegenständen aus Glas oder 
Kunststoff. 

Versicherungsnehmer: Das sind Sie als unser Vertragspartner und Käufer des Versicherungsschutzes. 

Versicherungsfall: Der Versicherungsfall ist das Ereignis, für das wir Entschädigung leisten. 

Ausschlüsse: Ein Ausschluss beschreibt eine Gefahr, eine Schadenart oder eine Sache, für die kein Versicherungsschutz 
 besteht. Ausschlüsse dienen der Abgrenzung des Leistungsversprechens und gewährleisten, dass der Versicherungsschutz kal-
kulierbar bleibt. Sie finden sie in den Bedingungen entweder als generelle Ausschlüsse (Beispiel: Krieg) oder in Bestimmungen zu 
einzelnen Schäden sowie bei der Beschreibung der versicherten Sachen. 

Obliegenheiten: Das sind Ihre Verhaltenspflichten vor, während und nach dem Versicherungsfall. Zum Beispiel müssen Sie 
uns einen Versicherungsfall unverzüglich anzeigen, nachdem Sie von diesem Kenntnis erlangt haben. Wenn Sie Obliegenheiten 
 verletzen, gefährden Sie Ihren Versicherungsschutz. 

Inhaltsverzeichnis Teil A 

A 1 Was ist der Versicherungsfall? 
A 2  Welche Schäden und Gefahren sind nicht versichert? 
A 3  Welche generellen Ausschlüsse gibt es? 
A 4  Welche Sachen sind versichert? Was ist zusätzlich versicherbar? Welche Sachen sind nicht versichert? 
A 5  Welche Kosten sind versichert? Welche Kosten können zusätzlich versichert werden? 
A 6  Was ist unter dem Versicherungsort zu verstehen? 
A 7  Was gilt für Selbstbeteiligungen und Entschädigungsgrenzen im Versicherungsvertrag? 
A 8  Was sind die Grundlagen der Anpassung von Versicherungsschutz und Beitrag? 
A 9  In welcher Form erfolgt die Entschädigung? 
A 10  Was ist unter einer Entschädigung als Sachleistung zu verstehen? 
A 11  Was ist unter einer Entschädigung als Geldleistung zu verstehen? 
A 12  Wann wird eine Geldleistung gezahlt und wie wird sie verzinst? 
A 13  Was gilt bei einem Wohnungswechsel? 
A 14  Welche besonderen Umstände erhöhen die Gefahr? 

Teil A 

A 1  Was ist der Versicherungsfall? 

  Der Versicherer entschädigt für versicherte Sachen, die durch Bruch (Zerbrechen) zerstört oder beschädigt werden. 

A 2  Welche Schäden und Gefahren sind nicht versichert? 

A 2.1  Nicht versichert sind folgende Schäden: 

A 2.1.1  Oberflächen oder Kanten werden beschädigt (Beispiel: durch Schrammen, Kratzer, Muschelausbrüche). 

A 2.1.2  Randverbindungen von Mehrscheiben-Isolierverglasungen werden undicht. 

A 2.2   Nicht versichert ist der Bruch durch folgende Gefahren, soweit für diese Gefahren anderweitiger Versicherungsschutz 
besteht: 

A 2.2.1   Brand; Blitzschlag; Überspannung durch Blitz; Explosion; Implosion; Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeugs, seiner 
Teile oder seiner Ladung; 

Präambel zu den Besonderen Bedingungen für die Glasversicherung 
(BBGl 2018) 
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A 2.2.2  Einbruchdiebstahl, Vandalismus nach einem Einbruch sowie Raub oder den Versuch einer solchen Tat; 

A 2.2.3  Leitungswasser; 

A 2.2.4  Sturm, Hagel; 

A 2.2.5   weitere Naturgefahren (Elementargefahren) Überschwemmung, Erdbeben, Erdsenkung, Erdrutsch, Schneedruck, 
 Lawinen oder Vulkanausbruch. 

A 3  Welche generellen Ausschlüsse gibt es? 

A 3.1  Ausschluss Krieg 

   Nicht versichert sind Schäden durch Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, Revolution, Rebellion oder Auf-
stand. Das gilt ohne Berücksichtigung mitwirkender Ursachen. 

A 3.2  Ausschluss Innere Unruhen 

  Nicht versichert sind Schäden durch Innere Unruhen. Das gilt ohne Berücksichtigung mitwirkender Ursachen. 

A 3.3  Ausschluss Kernenergie 

   Nicht versichert sind Schäden durch Kernenergie, nukleare Strahlung oder radioaktive Substanzen. Das gilt ohne 
 Berücksichtigung mitwirkender Ursachen. 

A 4  Welche Sachen sind versichert? Was ist zusätzlich versicherbar? Welche Sachen sind nicht versichert? 

A 4.1   Versicherte Sachen 

  Versichert sind folgende im Versicherungsschein bezeichnete Sachen: 

A 4.1.1  Fertig eingesetzte oder montierte Glasscheiben, 

A 4.1.2  Platten und Spiegel aus Glas, 

A 4.1.3  künstlerisch bearbeitete Glasscheiben, -platten und -spiegel. 

   Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 250 EUR begrenzt. Eine höhere Entschädigungsgrenze kann vereinbart 
werden.

A 4.1.4 Scheiben und Platten aus Kunststoff,

A 4.1.5 Glasbausteine und Profilbaugläser,

A 4.1.6 Platten aus Glaskeramik,

A 4.1.7 Lichtkuppeln aus Glas oder Kunststoff,

A 4.1.8 Scheiben von Sonnenkollektoren einschließlich deren Rahmen,

A 4.1.9  Blei-, Messing- oder Eloxalverglasungen, transparentes Glasmosaik, wenn gleichzeitig ein ersatzpflichtiger Schaden 
durch Zerbrechen an der zugehörigen Scheibe vorliegt und entweder beide Schäden auf derselben Ursache beruhen 
oder der Schaden an der Scheibe den anderen Schaden verursacht hat.

A 4.2   Zusätzlich versicherbar 

  Nur durch zusätzliche Vereinbarung können folgende fertig eingesetzte oder montierte Sachen mitversichert werden: 

A 4.2.1   Scheiben und Platten in ausschließlich gewerblich genutzten Räumen, die im Versicherungsschein ausdrücklich be-
nannt sind,

A 4.2.2 sonstige Sachen, die im Versicherungsschein ausdrücklich benannt sind. 

A 4.3   Nicht versicherte Sachen 

  Nicht versichert sind 

A 4.3.1  optische Gläser, Hohlgläser, Geschirr, Beleuchtungskörper und Handspiegel; 
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A 2.2.2  Einbruchdiebstahl, Vandalismus nach einem Einbruch sowie Raub oder den Versuch einer solchen Tat; 

A 2.2.3  Leitungswasser; 

A 2.2.4  Sturm, Hagel; 

A 2.2.5   weitere Naturgefahren (Elementargefahren) Überschwemmung, Erdbeben, Erdsenkung, Erdrutsch, Schneedruck, 
 Lawinen oder Vulkanausbruch. 

A 3  Welche generellen Ausschlüsse gibt es? 

A 3.1  Ausschluss Krieg 

   Nicht versichert sind Schäden durch Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, Revolution, Rebellion oder Auf-
stand. Das gilt ohne Berücksichtigung mitwirkender Ursachen. 

A 3.2  Ausschluss Innere Unruhen 

  Nicht versichert sind Schäden durch Innere Unruhen. Das gilt ohne Berücksichtigung mitwirkender Ursachen. 

A 3.3  Ausschluss Kernenergie 

   Nicht versichert sind Schäden durch Kernenergie, nukleare Strahlung oder radioaktive Substanzen. Das gilt ohne 
 Berücksichtigung mitwirkender Ursachen. 

A 4  Welche Sachen sind versichert? Was ist zusätzlich versicherbar? Welche Sachen sind nicht versichert? 

A 4.1   Versicherte Sachen 

  Versichert sind folgende im Versicherungsschein bezeichnete Sachen: 

A 4.1.1  Fertig eingesetzte oder montierte Glasscheiben, 

A 4.1.2  Platten und Spiegel aus Glas, 

A 4.1.3  künstlerisch bearbeitete Glasscheiben, -platten und -spiegel. 

   Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 250 EUR begrenzt. Eine höhere Entschädigungsgrenze kann vereinbart 
werden.

A 4.1.4 Scheiben und Platten aus Kunststoff,

A 4.1.5 Glasbausteine und Profilbaugläser,

A 4.1.6 Platten aus Glaskeramik,

A 4.1.7 Lichtkuppeln aus Glas oder Kunststoff,

A 4.1.8 Scheiben von Sonnenkollektoren einschließlich deren Rahmen,

A 4.1.9  Blei-, Messing- oder Eloxalverglasungen, transparentes Glasmosaik, wenn gleichzeitig ein ersatzpflichtiger Schaden 
durch Zerbrechen an der zugehörigen Scheibe vorliegt und entweder beide Schäden auf derselben Ursache beruhen 
oder der Schaden an der Scheibe den anderen Schaden verursacht hat.

A 4.2   Zusätzlich versicherbar 

  Nur durch zusätzliche Vereinbarung können folgende fertig eingesetzte oder montierte Sachen mitversichert werden: 

A 4.2.1   Scheiben und Platten in ausschließlich gewerblich genutzten Räumen, die im Versicherungsschein ausdrücklich be-
nannt sind,

A 4.2.2 sonstige Sachen, die im Versicherungsschein ausdrücklich benannt sind. 

A 4.3   Nicht versicherte Sachen 

  Nicht versichert sind 

A 4.3.1  optische Gläser, Hohlgläser, Geschirr, Beleuchtungskörper und Handspiegel; 
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A 4.3.2  Photovoltaikanlagen; 

A 4.3.3   Scheiben und Platten aus Glas oder Kunststoff, die Bestandteil elektronischer Daten-, Ton-, Bildwiedergabe- und 
 Kommunikationsgeräte sind (Beispiel: Bildschirme von Fernsehgeräten und Monitoren, Displays von Tablets und 
Smartphones); 

A 4.3.4  Sachen, die bereits bei Antragstellung beschädigt sind.

A 4.3.5 Rahmen der Verglasungen 

A 4.3.6  Scheiben und Platten in ausschließlich gewerblich genutzten Räumen. Die Versicherung dieser Scheiben kann im Ver-
sicherungsvertrag vereinbart werden.    

A 5  Welche Kosten sind versichert? Welche Kosten können zusätzlich versichert werden? 

A 5.1   Versicherte Kosten 

  Der Versicherer ersetzt folgende Kosten, die infolge eines Versicherungsfalls erforderlich und tatsächlich angefallen 
sind: 

A 5.1.1  Für das vorläufige Verschließen von Öffnungen (Notverschalungen, Notverglasungen); 

A 5.1.2  um versicherte Sachen zum nächsten Ablagerungsplatz abzutransportieren und sie zu vernichten (Entsorgungs-
kosten);

A 5.1.3  für zusätzliche Leistungen, um die sich das Liefern und Montieren von versicherten Sachen durch deren Lage verteuert 
(Beispiel: Kran- oder Gerüstkosten). Die Entschädigung ist je Versicherungsfall begrenzt auf 250 EUR. Eine Erhöhung 
des Entschädigungsbetrages kann vereinbart werden.

A 5.2   Zusätzlich versicherbar 

   Liegt eine entsprechende zusätzliche Vereinbarung vor, ersetzt der Versicherer folgende Kosten, die infolge eines Ver-
sicherungsfalls erforderlich und tatsächlich angefallen sind: 

A 5.2.1  Um Anstriche, Malereien, Schriften, Verzierungen, Lichtfilterlacke und Folien auf den versicherten Sachen zu erneuern; 

A 5.2.2   um Sachen, die das Einsetzen von Ersatzscheiben behindern (Beispiel: Schutzgitter, Schutzstangen, Markisen usw.) 
zu  beseitigen und wiederanzubringen; 

A 5.2.3  um Schäden an Umrahmungen, Beschlägen, Mauerwerk, Schutz- und Alarmeinrichtungen zu beseitigen. 

A 6  Was ist unter dem Versicherungsort zu verstehen? 

   Versicherungsort sind die im Versicherungsschein unter der dokumentierten Adresse bezeichneten Gebäude oder 
Räume von Gebäuden einschließlich auf dem Grundstück befindlicher Nebengebäude.   

  Soweit Versicherungsschutz für bewegliche Sachen vereinbart ist, besteht dieser nur innerhalb des Versicherungsorts. 

A 7  Was gilt für Selbstbeteiligungen und Entschädigungsgrenzen im Versicherungsvertrag? 

   Eine Selbstbeteiligung ist der Anteil der Entschädigung oder der Betrag, den der Versicherungsnehmer je Versiche-
rungsfall selbst zu tragen hat. Eine Entschädigungsgrenze begrenzt die Entschädigung je Versicherungsfall auf einen 
bestimmten Betrag. 

   Selbstbeteiligungen und Entschädigungsgrenzen können individuell vereinbart werden. Sie können sich je nach ver-
sicherter Gefahr und Versicherungsleistung voneinander unterscheiden. 

A 8  Was sind die Grundlagen der Anpassung von Versicherungsschutz und Beitrag? 

  Es gelten folgende Grundlagen: 

A 8.1   Der Versicherer passt den Versicherungsschutz an die Preisentwicklung für Verglasungsarbeiten an. Der Beitrag ver-
ändert sich entsprechend. 

    Für eine Beitragsanpassung werden die Preisindizes für Verglasungsarbeiten verwendet. Maßgebend sind die für den 
Monat Mai vom Statistischen Bundesamt veröffentlichten Indizes. 
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   Bei Wohnungen, Ein- und Mehrfamiliengebäude gilt der Index für Wohngebäude insgesamt. 

    Für gewerbliche Risiken gilt das Mittel aus den Indizes für Wohngebäude insgesamt, Bürogebäude und gewerbliche 
 Betriebsgebäude. 

    Der Beitrag erhöht oder vermindert sich jeweils zum 1. Januar eines jeden Jahres entsprechend dem Prozentsatz, um 
den sich das jeweilige Mittel der Preisindizes im vergangenen Kalenderjahr gegenüber dem davorliegenden Kalender-
jahr verändert hat. 

   Der Veränderungsprozentsatz wird auf eine Stelle hinter dem Komma gerundet. 

A 8.2   Bei einer Beitragserhöhung nach A 8.1 kann der Versicherungsnehmer durch Erklärung in Textform (Beispiel: E-Mail, 
 Telefax oder Brief) mit Wirkung zum Erhöhungszeitpunkt kündigen. Der Versicherer muss den Versicherungsnehmer 
auf sein Kündigungsrecht hinweisen. Diese Mitteilung muss dem Versicherungsnehmer mindestens einen Monat, 
bevor der neue Beitrag wirksam wird, zugegangen sein. 

   Der Versicherungsnehmer muss innerhalb eines Monats kündigen, nachdem ihm die Mitteilung über die Beitrags-
erhöhung zugegangen ist. Um die Frist zu wahren, genügt es, die Kündigung rechtzeitig abzusenden. Damit wird die 
Erhöhung nicht wirksam. 

A 9  In welcher Form erfolgt die Entschädigung? 

  Die Entschädigung erfolgt als Sachleistung oder als Geldleistung. 

A 10   Was ist unter einer Entschädigung als Sachleistung zu verstehen? 

A 10.1  Sachleistung 

A 10.1.1   Im Versicherungsfall erbringt der Versicherer eine Sachleistung auf seine Veranlassung und Rechnung. Das bedeutet, 
dass er die zerstörten oder beschädigten Sachen entsorgen, in gleicher Art und Güte an den Schadenort liefern und 
 wieder einsetzen lässt. 

A 10.1.2   Von der Sachleistung ausgenommen sind besondere Aufwendungen, die erforderlich sind, um den Schadenort zu er-
reichen (Beispiel: für Gerüste und Kräne). Das Gleiche gilt für besondere Aufwendungen im Zusammenhang mit dem 
Einsetzen einer Scheibe (Beispiel: Anstriche, De- und Remontage von Vergitterungen). 

  Solche Aufwendungen ersetzt der Versicherer nur in begrenztem Umfang (siehe A 5.1.3). 

    Falls diese Kosten erforderlich werden, erteilt der Versicherer auf Wunsch des Versicherungsnehmers in dessen 
Namen den Auftrag hierzu. Der Versicherer erstattet dem Versicherungsnehmer dann die Rechnungskosten bis zur 
vereinbarten Höhe. 

A 10.1.3  Der Versicherer ersetzt und beauftragt nicht: 

A 10.1.3.2  Aufwendungen, um unbeschädigte Sachen an entschädigte Sachen anzugleichen (Beispiel: Farbe und Struktur). 

A 10.1.3.3  Aufwendungen, die durch fertigungsbedingte Abweichungen der Ersatzsache im äußeren Erscheinungsbild entstehen. 

A 10.2  Abweichende Entschädigungsleistung in Geld 

A 10.2.1  Versicherungsnehmer und Versicherer können sich darauf einigen, dass der Versicherer anstelle einer Sachleistung 
eine Geldleistung erbringt. Diese muss dem Leistungsumfang nach A 10.1 entsprechen. 

A 10.2.2  Der Versicherer erbringt eine Geldleistung, soweit eine Sachleistung durch ihn zu den ortsüblichen Wiederherstellungs-
kosten nicht möglich ist. 

A 10.2.3  Wird eine Unterversicherung nach A 10.5 festgestellt, erbringt der Versicherer ausschließlich eine Geldleistung. 

A 10.2.4  Die Mehrwertsteuer wird nur ersetzt, wenn und soweit sie tatsächlich angefallen ist. Sie wird nicht ersetzt, wenn der 
Versicherungsnehmer zum Vorsteuerabzug berechtigt ist. 

A 10.3  Notverglasung/Notverschalung 

  Der Versicherungsnehmer kann das vorläufige Verschließen von Öffnungen (Notverglasungen und Notverschalungen 
nach A 5.1.1) selbst in Auftrag geben. Diese erforderlichen Aufwendungen kann er als versicherte Kosten geltend 
 machen. 
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   Bei Wohnungen, Ein- und Mehrfamiliengebäude gilt der Index für Wohngebäude insgesamt. 

    Für gewerbliche Risiken gilt das Mittel aus den Indizes für Wohngebäude insgesamt, Bürogebäude und gewerbliche 
 Betriebsgebäude. 

    Der Beitrag erhöht oder vermindert sich jeweils zum 1. Januar eines jeden Jahres entsprechend dem Prozentsatz, um 
den sich das jeweilige Mittel der Preisindizes im vergangenen Kalenderjahr gegenüber dem davorliegenden Kalender-
jahr verändert hat. 

   Der Veränderungsprozentsatz wird auf eine Stelle hinter dem Komma gerundet. 

A 8.2   Bei einer Beitragserhöhung nach A 8.1 kann der Versicherungsnehmer durch Erklärung in Textform (Beispiel: E-Mail, 
 Telefax oder Brief) mit Wirkung zum Erhöhungszeitpunkt kündigen. Der Versicherer muss den Versicherungsnehmer 
auf sein Kündigungsrecht hinweisen. Diese Mitteilung muss dem Versicherungsnehmer mindestens einen Monat, 
bevor der neue Beitrag wirksam wird, zugegangen sein. 

   Der Versicherungsnehmer muss innerhalb eines Monats kündigen, nachdem ihm die Mitteilung über die Beitrags-
erhöhung zugegangen ist. Um die Frist zu wahren, genügt es, die Kündigung rechtzeitig abzusenden. Damit wird die 
Erhöhung nicht wirksam. 

A 9  In welcher Form erfolgt die Entschädigung? 

  Die Entschädigung erfolgt als Sachleistung oder als Geldleistung. 

A 10   Was ist unter einer Entschädigung als Sachleistung zu verstehen? 

A 10.1  Sachleistung 

A 10.1.1   Im Versicherungsfall erbringt der Versicherer eine Sachleistung auf seine Veranlassung und Rechnung. Das bedeutet, 
dass er die zerstörten oder beschädigten Sachen entsorgen, in gleicher Art und Güte an den Schadenort liefern und 
 wieder einsetzen lässt. 

A 10.1.2   Von der Sachleistung ausgenommen sind besondere Aufwendungen, die erforderlich sind, um den Schadenort zu er-
reichen (Beispiel: für Gerüste und Kräne). Das Gleiche gilt für besondere Aufwendungen im Zusammenhang mit dem 
Einsetzen einer Scheibe (Beispiel: Anstriche, De- und Remontage von Vergitterungen). 

  Solche Aufwendungen ersetzt der Versicherer nur in begrenztem Umfang (siehe A 5.1.3). 

    Falls diese Kosten erforderlich werden, erteilt der Versicherer auf Wunsch des Versicherungsnehmers in dessen 
Namen den Auftrag hierzu. Der Versicherer erstattet dem Versicherungsnehmer dann die Rechnungskosten bis zur 
vereinbarten Höhe. 

A 10.1.3  Der Versicherer ersetzt und beauftragt nicht: 

A 10.1.3.2  Aufwendungen, um unbeschädigte Sachen an entschädigte Sachen anzugleichen (Beispiel: Farbe und Struktur). 

A 10.1.3.3  Aufwendungen, die durch fertigungsbedingte Abweichungen der Ersatzsache im äußeren Erscheinungsbild entstehen. 

A 10.2  Abweichende Entschädigungsleistung in Geld 

A 10.2.1  Versicherungsnehmer und Versicherer können sich darauf einigen, dass der Versicherer anstelle einer Sachleistung 
eine Geldleistung erbringt. Diese muss dem Leistungsumfang nach A 10.1 entsprechen. 

A 10.2.2  Der Versicherer erbringt eine Geldleistung, soweit eine Sachleistung durch ihn zu den ortsüblichen Wiederherstellungs-
kosten nicht möglich ist. 

A 10.2.3  Wird eine Unterversicherung nach A 10.5 festgestellt, erbringt der Versicherer ausschließlich eine Geldleistung. 

A 10.2.4  Die Mehrwertsteuer wird nur ersetzt, wenn und soweit sie tatsächlich angefallen ist. Sie wird nicht ersetzt, wenn der 
Versicherungsnehmer zum Vorsteuerabzug berechtigt ist. 

A 10.3  Notverglasung/Notverschalung 

  Der Versicherungsnehmer kann das vorläufige Verschließen von Öffnungen (Notverglasungen und Notverschalungen 
nach A 5.1.1) selbst in Auftrag geben. Diese erforderlichen Aufwendungen kann er als versicherte Kosten geltend 
 machen. 
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A 10.4  Kosten 

A 10.4.1  Für die Berechnung der versicherten Kosten nach A 5 ist der Zeitpunkt des Versicherungsfalls maßgeblich. Dabei wer-
den die jeweils vereinbarten Entschädigungsgrenzen berücksichtigt. 

A 10.4.2  Die Mehrwertsteuer wird nur ersetzt, wenn und soweit sie tatsächlich angefallen ist. Sie wird nicht ersetzt, wenn der 
Versicherungsnehmer zum Vorsteuerabzug berechtigt ist. 

A 10.5  Unterversicherung 

  Soweit eine Versicherungssumme vereinbart wurde, gilt: 

  Ist die Versicherungssumme zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls niedriger als der Versicherungswert, besteht eine 
Unterversicherung. 

  In diesem Fall kann die Entschädigung in dem Verhältnis von Versicherungssumme zum Versicherungswert gekürzt 
werden. Es gilt folgende Berechnungsformel: Entschädigung = Schadenbetrag multipliziert mit der Versicherungs-
summe dividiert durch den Versicherungswert. 

  Die Erstattung von versicherten Kosten nach A 5 wird nach der gleichen Berechnungsformel in dem Verhältnis von 
 Versicherungssumme zum Versicherungswert gekürzt. 

A 11   Was ist unter einer Entschädigung als Geldleistung zu verstehen? 

A 11.1  Geldleistung 

A 11.1.1 Im Versicherungsfall erbringt der Versicherer in ortsüblicher Höhe eine Geldleistung. Diese umfasst Aufwendungen, um 
zerstörte oder beschädigte Sachen nach A 4 zu entsorgen, sie in gleicher Art und Güte wiederzubeschaffen, an den 
Schadenort zu liefern und zu montieren. 

A 11.1.2  Von der Geldleistung ausgenommen sind besondere Aufwendungen, die erforderlich sind, um den Schadenort zu 
 erreichen (Beispiel: für Gerüste und Kräne). Das Gleiche gilt für besondere Aufwendungen im Zusammenhang mit dem 
Einsetzen einer Scheibe (Beispiel: Anstriche, De- und Remontage von Vergitterungen). 

  Solche Aufwendungen ersetzt der Versicherer nur in begrenztem Umfang (siehe A 5.1.3). 

A 11.1.3  Der Versicherer ersetzt nicht: 

A 11.1.3.2  Aufwendungen, um unbeschädigte Sachen an entschädigte Sachen anzugleichen (Beispiel: Farbe und Struktur). 

A 11.1.3.3  Aufwendungen, die durch fertigungsbedingte Abweichungen der Ersatzsache im äußeren Erscheinungsbild entstehen. 

A 11.1.4  Die Mehrwertsteuer wird nur ersetzt, wenn und soweit sie tatsächlich angefallen ist. Sie wird nicht ersetzt, wenn der 
Versicherungsnehmer zum Vorsteuerabzug berechtigt ist. 

A 11.2  Notverglasung/Notverschalung 

  Der Versicherungsnehmer kann das vorläufige Verschließen von Öffnungen (Notverglasungen und Notverschalungen 
nach A 5.1.1) selbst in Auftrag geben. Diese erforderlichen Aufwendungen kann er als versicherte Kosten geltend 
 machen. 

A 11.3  Kosten 

A 11.3.1  Für die Berechnung der versicherten Kosten nach A 5 ist der Zeitpunkt des Versicherungsfalls maßgeblich. Dabei wer-
den die jeweils vereinbarten Entschädigungsgrenzen berücksichtigt. 

A 11.3.2  Die Mehrwertsteuer wird nur ersetzt, wenn und soweit sie tatsächlich angefallen ist. Sie wird nicht ersetzt, wenn der 
Versicherungsnehmer zum Vorsteuerabzug berechtigt ist. 

A 11.4  Unterversicherung 

  Soweit eine Versicherungssumme vereinbart wurde, gilt: 

  Ist die Versicherungssumme zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls niedriger als der Versicherungswert, besteht eine 
Unterversicherung. 
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  In diesem Fall kann die Entschädigung in dem Verhältnis von Versicherungssumme zum Versicherungswert gekürzt 
werden. Es gilt folgende Berechnungsformel: Entschädigung = Schadenbetrag multipliziert mit der Versicherungs-
summe dividiert durch den Versicherungswert. 

  Die Erstattung von versicherten Kosten nach A 5 wird nach der gleichen Berechnungsformel in dem Verhältnis von 
 Versicherungssumme zum Versicherungswert gekürzt. 

A 11.5  Restwerte 

  Der erzielbare Verkaufspreis von Resten wird bei der Entschädigungsleistung angerechnet. 

A 12  Wann wird eine Geldleistung gezahlt und wie wird sie verzinst? 

A 12.1  Fälligkeit der Geldleistung 

  Eine Geldleistung wird fällig, wenn der Versicherer den Anspruch dem Grund und der Höhe nach abschließend fest-
gestellt hat. 

  Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Meldung des Schadens den Betrag als Abschlagszahlung bean-
spruchen, der voraussichtlich mindestens zu zahlen ist. 

A 12.2  Verzinsung 

  Für die Verzinsung gelten folgende Regelungen, soweit nicht aus einem anderen Rechtsgrund eine weitergehende 
Zinspflicht besteht: 

A 12.2.1  Geldleistung 

  Sie ist ab dem Tag der Schadenmeldung zu verzinsen. Dies gilt nicht, soweit die Entschädigung innerhalb eines 
 Monats geleistet wurde. 

A 12.2.2  Zinssatz 

  Der Zinssatz liegt 5 Prozentpunkte über dem jeweiligen Basiszinssatz des Bürgerlichen Gesetzbuchs (§§ 288, 
247 BGB). 

  Die Zinsen werden zusammen mit der Geldleistung fällig. 

A 12.3  Hemmung 

  Bei der Berechnung der Fristen nach A 12.1 und A 12.2.1 gilt: Nicht zu berücksichtigen ist der Zeitraum, für den wegen 
Verschuldens des Versicherungsnehmers die Geldleistung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann. 

A 12.4  Aufschiebung der Zahlung 

  Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange 

A 12.4.1  Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungsnehmers bestehen; A 12.4.2  ein behördliches oder strafge-
richtliches Verfahren gegen den Versicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten aus Anlass dieses Versicherungs-
falls noch läuft. 

A 13  Was gilt bei einem Wohnungswechsel? 

A 13.1  Umzug in eine neue Wohnung 

  Wechselt der Versicherungsnehmer die Wohnung, geht der Versicherungsschutz auf die neue Wohnung über. Wäh-
rend des Wohnungswechsels besteht in beiden Wohnungen Versicherungsschutz. Der Versicherungsschutz in der bis-
herigen Wohnung erlischt spätestens zwei Monate nach Umzugsbeginn. Der Umzug beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem 
erstmals versicherte Sachen dauerhaft in die neue Wohnung gebracht werden. 

A 13.2  Mehrere Wohnungen 

  Bewohnt der Versicherungsnehmer neben der neuen weiterhin seine bisherige Wohnung (Doppelwohnsitz), geht der 
Versicherungsschutz nicht über. Für eine Übergangszeit von zwei Monaten besteht Versicherungsschutz in beiden 
Wohnungen. 
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  In diesem Fall kann die Entschädigung in dem Verhältnis von Versicherungssumme zum Versicherungswert gekürzt 
werden. Es gilt folgende Berechnungsformel: Entschädigung = Schadenbetrag multipliziert mit der Versicherungs-
summe dividiert durch den Versicherungswert. 

  Die Erstattung von versicherten Kosten nach A 5 wird nach der gleichen Berechnungsformel in dem Verhältnis von 
 Versicherungssumme zum Versicherungswert gekürzt. 

A 11.5  Restwerte 

  Der erzielbare Verkaufspreis von Resten wird bei der Entschädigungsleistung angerechnet. 

A 12  Wann wird eine Geldleistung gezahlt und wie wird sie verzinst? 

A 12.1  Fälligkeit der Geldleistung 

  Eine Geldleistung wird fällig, wenn der Versicherer den Anspruch dem Grund und der Höhe nach abschließend fest-
gestellt hat. 

  Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Meldung des Schadens den Betrag als Abschlagszahlung bean-
spruchen, der voraussichtlich mindestens zu zahlen ist. 

A 12.2  Verzinsung 

  Für die Verzinsung gelten folgende Regelungen, soweit nicht aus einem anderen Rechtsgrund eine weitergehende 
Zinspflicht besteht: 

A 12.2.1  Geldleistung 

  Sie ist ab dem Tag der Schadenmeldung zu verzinsen. Dies gilt nicht, soweit die Entschädigung innerhalb eines 
 Monats geleistet wurde. 

A 12.2.2  Zinssatz 

  Der Zinssatz liegt 5 Prozentpunkte über dem jeweiligen Basiszinssatz des Bürgerlichen Gesetzbuchs (§§ 288, 
247 BGB). 

  Die Zinsen werden zusammen mit der Geldleistung fällig. 

A 12.3  Hemmung 

  Bei der Berechnung der Fristen nach A 12.1 und A 12.2.1 gilt: Nicht zu berücksichtigen ist der Zeitraum, für den wegen 
Verschuldens des Versicherungsnehmers die Geldleistung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann. 

A 12.4  Aufschiebung der Zahlung 

  Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange 

A 12.4.1  Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungsnehmers bestehen; A 12.4.2  ein behördliches oder strafge-
richtliches Verfahren gegen den Versicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten aus Anlass dieses Versicherungs-
falls noch läuft. 

A 13  Was gilt bei einem Wohnungswechsel? 

A 13.1  Umzug in eine neue Wohnung 

  Wechselt der Versicherungsnehmer die Wohnung, geht der Versicherungsschutz auf die neue Wohnung über. Wäh-
rend des Wohnungswechsels besteht in beiden Wohnungen Versicherungsschutz. Der Versicherungsschutz in der bis-
herigen Wohnung erlischt spätestens zwei Monate nach Umzugsbeginn. Der Umzug beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem 
erstmals versicherte Sachen dauerhaft in die neue Wohnung gebracht werden. 

A 13.2  Mehrere Wohnungen 

  Bewohnt der Versicherungsnehmer neben der neuen weiterhin seine bisherige Wohnung (Doppelwohnsitz), geht der 
Versicherungsschutz nicht über. Für eine Übergangszeit von zwei Monaten besteht Versicherungsschutz in beiden 
Wohnungen. 

 

 7

A 13.3  Umzug ins Ausland 

  Liegt die neue Wohnung nicht innerhalb der Bundesrepublik Deutschland, geht der Versicherungsschutz nicht auf die 
neue Wohnung über. Der Versicherungsschutz in der bisherigen Wohnung erlischt spätestens zwei Monate nach Um-
zugsbeginn. 

A 13.4  Anzeige der neuen Wohnung 

A 13.4.1  Ein Wohnungswechsel muss dem Versicherer spätestens bei Umzugsbeginn angezeigt werden. Dabei ist die neue 
Wohnfläche in Quadratmetern anzugeben. 

A 13.4.2  Verändert sich nach dem Wohnungswechsel ein für die Beitragsberechnung erforderlicher Umstand nach dem im 
 Antrag gefragt wurde, kann das zu einer Unterversicherung führen. Der Versicherungsschutz muss in diesem Fall an-
gepasst werden. 

A 13.5  Festlegung des neuen Beitrags, Kündigungsrecht 

A 13.5.1  Mit Umzugsbeginn gelten die Tarifbestimmungen des Versicherers, die am Ort der neuen Wohnung gültig sind. 

A 13.5.2  Wenn sich der Beitrag aufgrund veränderter Beitragssätze erhöht, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag kündi-
gen. Dies gilt auch, wenn die Selbstbeteiligung erhöht wird. 

  Kündigt der Versicherungsnehmer, muss er das in Textform (Beispiel: E-Mail, Telefax oder Brief) tun. Dafür hat er einen 
Monat nach Zugang der Mitteilung über die Erhöhung Zeit. Maßgeblich für die Wahrung der Frist ist der Zugang beim 
Versicherer. Die Kündigung wird einen Monat, nachdem sie dem Versicherer zugegangen ist, wirksam. 

A 13.5.3  Dem Versicherer steht im Fall einer Kündigung der Beitrag nur in bisheriger Höhe und zeitanteilig bis zur Wirksamkeit 
der Kündigung zu. 

A 13.6  Aufgabe einer gemeinsamen Ehewohnung 

A 13.6.1  Zieht der Versicherungsnehmer aus der gemeinsamen Ehewohnung aus und bleibt der Ehegatte dort zurück, gelten 
als Versicherungsort beide Wohnungen: Die bisherige Ehewohnung und die neue Wohnung des Versicherungsneh-
mers. Dies gilt so lange, bis der Versicherungsvertrag geändert wird, längstens bis zum Ablauf von drei Monaten nach 
der auf den Auszug folgenden Beitragsfälligkeit. Danach besteht Versicherungsschutz nur noch in der neuen Wohnung 
des Versicherungsnehmers. 

A 13.6.2  Wenn beide Ehegatten Versicherungsnehmer sind und einer von ihnen aus der Ehewohnung auszieht, sind Versiche-
rungsort ebenfalls beide Wohnungen: Die bisherige Ehewohnung und die neue Wohnung des ausziehenden Ehegat-
ten. Dies gilt so lange, bis der Versicherungsvertrag geändert wird, längstens bis zum Ablauf von drei Monaten nach 
der auf den Auszug folgenden Beitragsfälligkeit. Danach erlischt der Versicherungsschutz für die neue Wohnung. 

A 13.6.3  Wenn beide Ehegatten Versicherungsnehmer sind und beide in neue Wohnungen ziehen, gilt A 13.6.2 entsprechend. 

  Nach Ablauf der Frist von drei Monaten nach der auf den Auszug folgenden Beitragsfälligkeit erlischt der Versiche-
rungsschutz für beide neuen Wohnungen. 

A 13.7  Lebensgemeinschaften, Lebenspartnerschaften 

  A 13.6 gilt auch für eheähnliche Lebensgemeinschaften und Lebenspartnerschaften, sofern beide Partner am Ver-
sicherungsort gemeldet sind. 

A 14  Welche besonderen Umstände erhöhen die Gefahr? 

A 14.1  Anzeigepflichtige Gefahrerhöhung 

  Eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung nach Teil B3.2 kann insbesondere in den folgenden Fällen vorliegen: 

A 14.1.1  Es ändert sich ein Umstand, nach dem der Versicherer vor Vertragsschluss gefragt hat. 

A 14.1.2  Die Wohnung ist länger als 120 Tage ununterbrochen unbewohnt. 

A 14.1.3  Das Gebäude steht dauernd oder vorübergehend leer. 

A 14.1.4  Im Versicherungsort wird ein gewerblicher Betrieb aufgenommen. 
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A 14.1.5 Im Versicherungsort wird ein Betrieb dauernd oder vorübergehend stillgelegt. 

A 14.1.6  Art und Umfang eines Betriebs – gleich welcher Art – wird verändert, soweit Versicherungsschutz für Glas in der 
 gewerblichen Inhaltsversicherung vereinbart ist. 

A 14.2  Folgen einer Gefahrerhöhung 

  Die Folgen einer Gefahrerhöhung sind in Teil B3.2.3 bis B3.2.5 geregelt. 
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Abschnitt A
§  1 Versicherte Sachen und Personen
§  2 Versicherte Gefahren und Schäden
§  3 Ausschlüsse
§  4 Begrenzt ersatzpflichtige Schäden
§  5 Versicherungsschutz in Kraftfahrzeugen 

und Wassersportfahrzeugen

Abschnitt B
§  6 Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder 

seines Vertreters bis zum Vertragsabschluss
§  7 Gefahrerhöhung
§  8 Beginn und Ende des Versicherungsschutzes, 

Geltungsbereich
§  9 Versicherungswert, Versicherungssumme
§ 10 Beginn des Versicherungsschutzes, Fälligkeit, 

Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung 
des Einmal- oder Erstbeitrags

§ 11 Dauer und Ende des Vertrages
§ 12 Folgebeitrag
§ 13 Lastschriftverfahren
§ 14 Ratenzahlung
§ 15 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
§ 16 Entschädigung
§ 17 Beendigung des Hauptversicherungsvertrages
§ 18 Mehrere Versicherer
§ 19 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers
§ 20 Wegfall der Entschädigungspflicht aus besonderen

Gründen
§ 21 Zahlung der Entschädigung
§ 22 Kündigung nach dem Versicherungsfall
§ 23 Verjährung
§ 24 Zuständiges Gericht
§ 25 Bedingungsanpassung
§ 26 Schlussbestimmung

Abschnitt A

§ 1  Versicherte Sachen und Personen

1. Versichert ist das gesamte Reisegepäck des Versiche-
rungsnehmers, seiner mitreisenden Familienangehörigen
sowie seines Lebensgefährten und dessen Kinder, soweit
diese Personen mit dem Versicherungsnehmer in häus -
licher Gemeinschaft leben.

Für Reisen, die mit dem Versicherungsnehmer in häusli-
cher Gemeinschaft lebende Personen gem. Satz 1 ge-
trennt oder allein unternehmen, besteht Versicherungs-
schutz nur, wenn dies besonders vereinbart ist.

2. Als Reisegepäck gelten sämtliche Sachen des persönli-
chen Reisebedarfs, die während einer Reise mitgeführt,
am Körper oder in der Kleidung getragen oder durch ein
übliches Transportmittel befördert werden. Als Reise-
gepäck gelten auch Geschenke und Reiseandenken, die
auf der Reise erworben werden. Gegenstände, die übli-
cherweise nur zu beruflichen Zwecken mitgeführt werden,
sind nur gemäß besonderer Vereinbarung versichert.

Sachen, die dauernd außerhalb des Hauptwohnsitzes der
Versicherten aufbewahrt werden (z.B. in Zweitwohnungen,
Booten, Campingwagen), gelten nur als Reisegepäck, so-
lange sie von dort aus zu Fahrten, Gängen oder Reisen
mitgenommen werden.

3. Falt- und Schlauchboote sowie andere Sportgeräte, je-
weils mit Zubehör, sind nur versichert, solange sie sich
nicht in bestimmungsgemäßem Gebrauch befinden;

– Außenbordmotoren sind stets ausgeschlossen

4. Pelze, Schmucksachen, Gegenstände aus Edelmetall
sowie Foto-, Filmapparate und tragbare Videosysteme, je-
weils mit Zubehör, sind – unbeschadet der Entschädi-
gungsgrenze (siehe § 4 Nr. 1) – nur versichert, solange sie

a) bestimmungsgemäß getragen bzw. benutzt werden

oder

b) in persönlichem Gewahrsam sicher verwahrt mitgeführt
werden

oder

c) einem Beherbergungsbetrieb zur Aufbewahrung über-
geben sind

oder

d) sich in einem ordnungsgemäß verschlossenen Raum
eines Gebäudes, eines Passagierschiffes oder in einer
bewachten Garderobe befinden; Schmucksachen und
Gegenstände aus Edelmetall jedoch nur, solange sie
außerdem in einem verschlossenem Behältnis unterge-
bracht sind, das erhöhte Sicherheit auch gegen die
Wegnahme des Behältnisses selbst bietet.

Pelze, Foto-, Filmapparate und tragbare Videosysteme
jeweils mit  Zubehör sind auch dann versichert, wenn
sie in ordnungsgemäß verschlossenen, nicht einsehba-
ren Behältnissen einem Beförderungsunternehmen
oder einer Gepäckaufbewahrung übergeben sind.

5. Nicht versichert sind:

Geld, Wertpapiere, Fahrkarten, Urkunden und Dokumente
aller Art, Gegenstände mit überwiegendem Kunst- oder
Liebhaberwert, Kontaktlinsen, Prothesen jeder Art, sowie
Land-, Luft-, und Wasserfahrzeuge jeweils mit Zubehör,
einschließlich Fahrräder, Hängegleiter und Segelsurfge -
räte (Falt- und Schlauchboote s. aber § 1 Nr. 3). Ausweis-
papiere (§ 12 Nr. 1 d) sind jedoch versichert.

§ 2  Versicherte Gefahren und Schäden

Versicherungsschutz besteht

1. wenn versicherte Sachen abhanden kommen, zerstört
oder beschädigt werden, während sich das Reisegepäck
im Gewahrsam eines Beförderungsunternehmens, Beher-
bergungsbetriebs, Gepäckträgers oder einer Gepäckauf-
bewahrung befindet;

Allgemeine Bedingungen für die Versicherung von Reisegepäck 
(AVB Reisegepäck 1992) – Fassung 2008 (Mobilitätsbaustein)
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2. während der übrigen Reisezeit für die in § 2 Nr. 1 genann-
ten Schäden durch

a) Diebstahl, Einbruchdiebstahl, Raub, räuberische Er-
pressung, Mut- oder Böswilligkeit Dritter (vorsätzliche
Sachbeschädigung);

b) Verlieren – hierzu zählen nicht Liegen-, Stehen- oder Hän-
gen lassen – bis zur Entschädigungsgrenze in § 4 Nr. 2;

c) Transportmittelunfall oder Unfall eines Versicherten;

d) bestimmungswidrig einwirkendes Wasser, einschließ-
lich Regen und Schnee;

e) Sturm, Brand, Blitzschlag oder Explosion;

f) Höhere Gewalt;

3. wenn Reisegepäck nicht fristgerecht ausgeliefert wird
(den Bestimmungsort nicht am selben Tag wie der Ver -
sicherte erreicht).

Ersetzt werden die nachgewiesenen Aufwendungen für
Ersatzkäufe bis zu 10 % der Versicherungssumme (siehe
§ 9 Nr. 1), maximal 400 EUR je Versicherungsfall.

§ 3  Ausschlüsse

1. Ausgeschlossen sind die Gefahren 

a) des Krieges, Bürgerkrieges oder kriegsähnlicher Ereig-
nisse und solche, die sich unabhängig vom Kriegszu-
stand aus der feindlichen Verwendung von Kriegswerk-
zeugen sowie aus dem Vorhandensein von Kriegswerk-
zeugen als Folge einer dieser Gefahren ergeben;

b) von Streik, Aussperrung, Arbeitsunruhen, terroristi-
schen oder politischen Gewalthandlungen, unabhängig
von der Anzahl der daran beteiligten Personen, Aufruhr
und sonstigen bürgerlichen Unruhen;

c) der Beschlagnahme, Entziehung oder sonstiger Ein -
griffe von Hoher Hand;

d) aus der Verwendung von chemischen, biologischen, bio-
chemischen Substanzen oder elektromagnetischen Wel-
len als Waffen mit gemeingefährlicher Wirkung, und zwar
ohne Rücksicht auf sonstige mitwirkende Ursachen

e) der Kernenergie oder sonstiger ionisierender Strahlung.

2. Der Versicherer leistet keinen Ersatz für Schäden, die

a) verursacht werden durch die natürliche oder mangel-
hafte Beschaffenheit der versicherten Sachen, Abnut-
zung oder Verschleiß;

b) während des Zeltens oder Campings innerhalb des
hierfür benutzten Geländes eintreten.

§ 4  Begrenzt ersatzpflichtige Schäden

1. Schäden an Pelzen, Schmucksachen und Gegenständen
aus Edelmetall sowie an Foto-, Filmapparaten und tragba-
ren Videosystemen jeweils mit Zubehör (§ 1 Nr. 4) werden
je Versicherungsfall insgesamt maximal mit 50 % der Ver-
sicherungssumme ersetzt. § 5 Nr. 1d) und Nr. 2 Satz 2 blei-
ben unberührt.

2. Schäden

a) durch Verlieren (§ 2 Nr. 2 b),

b) an Geschenken und Reiseandenken, die auf der Reise
erworben wurden, 

werden jeweils insgesamt mit bis zu 10 % der Versiche-
rungssumme, maximal mit 400 EUR je Versicherungsfall
ersetzt.

§ 5  Versicherungsschutz in Kraftfahrzeugen 
und Wassersportfahrzeugen

1. a) Es besteht Versicherungsschutz gegen Diebstahl oder
Einbruchdiebstahl aus unbeaufsichtigt abgestellten

Kraftfahrzeugen oder Anhängern nur, soweit sich das
Reisegepäck in einem fest umschlossenen und durch
Verschluss gesicherten Innen- oder Kofferraum befindet.

b) Der Versicherer haftet im Rahmen der Versicherungs-
summe in  voller Höhe nur, wenn nachweislich

aa) der Schaden tagsüber eingetreten ist. Als Tageszeit
gilt allgemein die Zeit zwischen 06.00 Uhr und
22.00 Uhr;

bb) das Kraftfahrzeug oder der Anhänger in einer abge-
schlossenen Garage – Parkhäuser oder Tiefgara-
gen, die zur allgemeinen Benutzung offen stehen,
genügen nicht – abgestellt war oder

cc) der Schaden während einer Fahrtunterbrechung
von nicht länger als zwei Stunden eingetreten 
ist.

c) Kann der Versicherungsnehmer keine der unter b) ge-
nannten Voraussetzungen nachweisen, so ist die Ent-
schädigung je Versicherungsfall auf 250 EUR begrenzt.

d) In unbeaufsichtigt abgestellten Kraftfahrzeugen oder An -
hängern sind Pelze, Schmucksachen und Gegenstände
aus Edelmetall sowie Foto-, Filmapparate und tragbare
Videosysteme jeweils mit Zubehör nicht versichert.

2. Es besteht Versicherungsschutz im unbeaufsichtigten
Wassersportfahrzeug gegen Diebstahl, Einbruchdiebstahl
sowie Mut- und Böswilligkeit Dritter (vorsätzliche Sachbe-
schädigung) nur, solange sich die Sachen in einem fest
umschlossenen und durch Sicherheitsschloss gesicher-
ten Innenraum (Kajüte, Backskiste o.ä.) des Wassersport-
fahrzeuges befinden. Pelze, Schmucksachen, Gegenstän-
de aus Edelmetall sowie Foto-, Filmapparate und tragba-
re Videosysteme jeweils mit Zubehör, sind  im unbeauf-
sichtigten Wassersportfahrzeug nicht versichert.

3. Als Beaufsichtigung gilt nur die ständige Anwesenheit
eines Versicherten oder einer von ihm beauftragten Ver-
trauensperson beim zu sichernden Objekt, nicht jedoch
z. B. die Bewachung eines zur allgemeinen Benutzung of-
fenstehenden Platzes o. ä.

4. Verletzt der Versicherungsnehmer oder Versicherte eine
der vorstehenden Obliegenheiten, so richten sich die
Rechtsfolgen nach § 19 Nr. 1.

Abschnitt B

§ 6  Anzeigepflichten des Versicherungs nehmers oder
 seines Vertreters bis zum Vertragsabschluss

1. Wahrheitsgemäße und vollständige Anzeigepflicht 
von Gefahrumständen
Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Ver-
tragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahr-
umstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer in Text-
form gefragt hat und die für dessen Entschluss erheblich
sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen.

Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige
ver pflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber vor
Vertragsannahme der Versicherer in Textform Fragen im
Sinne des Satzes 1 stellt.

2. Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht
a) Vertragsänderung

Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht nicht vor -
sätzlich verletzt und hätte der Versicherer bei Kenntnis
der nicht angezeigten Gefahrumstände den Vertrag auch
zu anderen Bedingungen geschlossen, so werden die
anderen Bedingungen auf Verlangen des Versicherers
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rückwirkend Vertragsbestandteil. Bei einer vom Ver -
siche rungsnehmer unverschuldeten Pflicht verletzung
werden die anderen Bedingungen ab der laufenden Ver-
sicherungsperiode Vertragsbestandteil.

Erhöht sich durch eine Vertragsänderung der Beitrag um
mehr als 10 Prozent oder schließt der Versicherer die
Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand
aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag in-
nerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des
Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In
dieser Mitteilung der Vertragsänderung hat der Ver -
sicherer den Versicherungsnehmer auf dessen Kündi-
gungsrecht hinzuweisen.

b) Rücktritt und Leistungsfreiheit

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht
nach Nr. 1, kann der Versicherer vom Vertrag zurücktre-
ten, es sei denn, der Versicherungsnehmer hat die An-
zeigepflicht weder vorsätzlich noch grob fahrlässig ver-
letzt.

Bei grober Fahrlässigkeit des Versicherungsnehmers ist
das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen,
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der
Versicherer den Vertrag bei Kenntnis der nicht angezeig-
ten Umstände zu gleichen oder anderen Bedingungen
abgeschlossen hätte.

Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungs falles
zurück, so ist er nicht zur Leistung verpflichtet, es sei
denn, der Versicherungsnehmer weist nach, dass die
Verletzung der Anzeigepflicht sich auf einen Umstand
bezieht, der weder für den Eintritt oder die Feststellung
des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder
den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ur-
sächlich ist. Hat der Versicherungsnehmer die Anzeige-
pflicht arglistig verletzt, ist der Versicherer nicht zur Leis-
tung verpflichtet.

c) Kündigung

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht
nach Nr. 1 leicht fahrlässig oder schuldlos, kann der Ver-
sicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von
einem Monat kündigen, es sei denn, der Versicherer
hätte den Vertrag bei Kenntnis der nicht angezeigten
Umständen zu gleichen oder anderen Bedingungen ab-
geschlossen.

d) Ausschluss von Rechten des Versicherers

Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (a),
zum Rücktritt (b) und zur Kündigung (c) sind jeweils aus-
geschlossen, wenn der Versicherer den nicht angezeigten
Gefahrenumstand oder die unrichtige Anzeige  kannte.

e) Anfechtung

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglis -
tiger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt.

3. Frist für die Ausübung der Rechte des Versicherers
Die Rechte zur Vertragsänderung (2 a), zum Rücktritt (2 b)
oder zur Kündigung (2 c) muss der Versicherer innerhalb
eines Monats schriftlich geltend machen und dabei die Um-
stände angeben, auf die er seine Erklärung stützt; zur Be-
gründung kann er nachträglich weitere Umstände innerhalb
eines Monats nach deren Kenntniserlangung angeben. Die
Monatsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem der Versi-
cherer von der Verletzung der Anzeigepflicht und der Um-
stände Kenntnis erlangt, die das von ihm jeweils geltend
gemachte Recht begründen.

4. Rechtsfolgenhinweis
Die Rechte zur Vertragsänderung (2 a), zum Rücktritt (2 b)
und zur Kündigung (2 c) stehen dem Versicherer nur zu,
wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mit-

teilung in Textform auf die Folgen der Verletzung der Anzei-
gepflicht hingewiesen hat.

5. Vertreter des Versicherungsnehmers
Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungs-
nehmers geschlossen, so sind bei der Anwendung von
Nr. 1 und 2 sowohl die Kenntnis und die Arglist des Vertre-
ters als auch die Kenntnis und die Arglist des Versiche-
rungsnehmers zu berücksichtigen. Der Versicherungsneh-
mer kann sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätz-
lich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen,
wenn weder dem Vertreter noch dem Versicherungsnehmer
Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.

6. Erlöschen der Rechte des Versicherers
Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (2 a),
zum Rücktritt (2 b) und zur Kündigung (2 c) erlöschen mit
Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss. Die Frist be-
läuft sich auf zehn Jahre, wenn der Versicherungsnehmer
oder sein Vertreter die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arg-
listig verletzt hat.

§ 7  Gefahrerhöhung

1. Begriff der Gefahrerhöhung

a) Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der
Vertragserklärung des Versicherungsnehmers die tat -
sächlich vorhandenen Umstände so verändert werden,
dass der Eintritt des Versicherungsfalls oder eine Ver-
größerung des Schadens oder die ungerechtfertigte Inan-
spruchnahme des Versicherers wahrscheinlicher wären.

b) Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere – aber nicht
nur – vorliegen, wenn sich ein gefahrerheblicher Um-
stand ändert nach dem der Versicherer vor Vertrags-
schluss gefragt hat.

c) Eine Gefahrerhöhung nach § 7 Nr. 1 a) liegt nicht vor,
wenn sich die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder
nach den Umständen als mitversichert gelten soll.

2. Pflichten des Versicherungsnehmers

a) Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versi-
cherungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des
Versiche rers keine Gefahrerhöhung vornehmen oder
deren Vornahme durch einen Dritten gestatten.

b) Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass
er ohne vorherige Zustimmung des Versicherers eine
Gefahr erhöhung vorgenommen oder gestattet hat, so
muss er diese dem Versicherer unverzüglich anzeigen.

c) Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Ver-
tragserklärung unabhängig von seinem Willen eintritt,
muss der Versicherungsnehmer dem Versicherer un-
verzüglich anzeigen, nachdem er von ihr Kenntnis er-
langt hat.

3. Kündigung oder Vertragsanpassung 
durch den  Versicherer
a) Kündigungsrecht des Versicherers

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung
nach Nr. 2 a), kann der Versicherer den Vertrag fristlos
kündigen, wenn der Versicherungsnehmer seine Ver-
pflichtung vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat.
Das Nichtvorliegen von Vorsatz oder grober Fahrlässig-
keit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen.

Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, kann
der Versicherer unter Einhaltung einer Frist von einem
Monat kündigen.
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Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den Fällen
nach Nr. 2 b) und c) bekannt, kann er den Vertrag unter
Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.

b) Vertragsänderung

Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeit-
punkt der Gefahrerhöhung eine seinen Geschäftsgrund-
sätzen entsprechenden erhöhten Beitrag verlangen oder
die Absicherung der erhöhten Gefahr ausschließen.

Erhöht sich der Beitrag als Folge der Gefahrerhöhung
um mehr als 10 Prozent oder schließt der Versicherer die
 Absicherung der erhöhten Gefahr aus, so kann der Ver -
sicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats
nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Ein-
haltung einer Frist kündigen. In der Mitteilung hat der
Versicherer den Versicherungsnehmer auf dieses Kündi-
gungsrecht hinzuweisen.

4. Erlöschen der Rechte des Versicherers

Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Vertrags-
anpassung nach § 7 Nr. 3 erlöschen, wenn diese nicht in-
nerhalb eines Monats ab Kenntnis des Versicherers von
der Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder wenn der Zu-
stand wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung
bestanden hat.

5. Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung

a) Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall
ein, so ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflich-
tet, wenn der Versicherungsnehmer seine Pflichten
nach § 7 Nr. 2 a) vorsätzlich verletzt hat. Verletzt der
Versicherungsnehmer diese Pflichten grob fahrlässig,
so ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem
Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des Verschul-
dens des Versicherungsnehmers entspricht. Das Nicht-
vorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der Versiche-
rungsnehmer zu beweisen.

b) Bei einer Gefahrerhöhung nach § 7 Nr. 2 b) und Nr. 2 c)
ist der Versicherer bei vorsätzlicher Verletzung der
Pflichten des Versicherungsnehmers nicht zur Leistung
verpflichtet, wenn der Versicherungsfall später als
einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die
Anzeige dem Versicherer hätte zugegangen sein müs-
sen. Verletzt der Versicherungsnehmer seine Pflichten
grob fahrlässig, so gilt § 7 Nr. 5 a) Satz 2 und 3 ent-
sprechend. Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt
bestehen, wenn ihm die Gefahrerhöhung zu dem in
Satz 1 genannten Zeitpunkt bekannt war.

c) Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt ferner be-
stehen,

aa) soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass
die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt
des Ver sicherungsfalles oder den Umfang der Lei-
stungspflicht war oder

bb) wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles
die Frist für die Kündigung des Versicherers abge-
laufen und eine Kündigung nicht erfolgt war.

cc) wenn der Versicherer statt der Kündigung ab dem
Zeitpunkt der Gefahrerhöhung eine seinen Ge-
schäftsgrundsätzen entsprechenden erhöhten Bei-
trag verlangt.

§ 8  Beginn und Ende des Versicherungsschutzes, 
Geltungsbereich

1. Innerhalb der vereinbarten Laufzeit des Vertrages (§ 10)
beginnt der Versicherungsschutz mit dem Zeitpunkt, an
dem zum Zwecke des unverzüglichen Antritts der Reise
versicherte Sachen aus der ständigen Wohnung des Ver-

sicherten entfernt werden, und endet, sobald die versi-
cherten Sachen dort wieder eintreffen. Wird bei Reisen im
Kraftfahrzeug das Reisegepäck nicht unverzüglich nach
der Ankunft vor der ständigen Wohnung entladen, so
endet der Versicherungsschutz bereits mit dieser Ankunft.

2. Bei Versicherungsverträgen von weniger als einjähriger
Dauer (§ 11 Nr. 4) verlängert sich der Versicherungsschutz
über die vereinbarte Laufzeit hinaus bis zum Ende der
Reise, wenn sich diese aus vom Versicherten nicht zu ver-
tretenden Gründen verzögert und der Versicherte nicht in
der Lage ist, eine Verlängerung zu beantragen.

3. Versicherungsschutz besteht weltweit bei Urlaubs- oder
Geschäftsreisen, Tagesausflügen oder Wochenendfahr-
ten. Immer, wenn das Haus oder die Wohnung für eine
Reise nach Orten außerhalb des Wohnortes verlassen
wird.

4. Fahrten, Gänge und Aufenthalte innerhalb des ständigen
Wohnorts des Versicherten gelten nicht als Reisen.

§ 9  Versicherungswert, Versicherungssumme

1. Die Versicherungssumme entspricht 10 % der Versiche-
rungssumme der Hausratversicherung, maximal jedoch
5.000 EUR. Bei Jahresverträgen verdoppelt sich die ver-
einbarte Versicherungssumme, maximal 10.000 EUR, für
Urlaubsreisen mit einer Dauer von mindestens vier Tagen.

2. Als Versicherungswert gilt derjenige Betrag, der allgemein
erforderlich ist, um neue Sachen gleicher Art und Güte am
ständigen Wohnort des Versicherten anzuschaffen (Neu-
wert).

3. Für technische Geräte, die älter sind als fünf Jahre, sowie
für Bekleidung und Wäsche, die älter sind als drei Jahre,
ist der Versicherungswert nur der Zeitwert, wenn der
durch einen Abzug für Alter, Abnutzung und Gebrauch
sich ergebende Wert unter 50 % des Wiederbeschaffungs -
preises (Neuwert) liegt.

Technische Geräte sind insbesondere Haushalts- und
Küchengeräte, Foto-, Filmapparate und tragbare Videosy-
steme jeweils mit Zubehör, Phono-, Radio- und Fernseh-
geräte, Camping- und Sortgeräte. Zu Bekleidung und
 Wäsche zählen auch Schuhe und Pelzwerk.

§ 10  Beginn des Versicherungsschutzes,  Fälligkeit, 
Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung 
des Einmal- oder Erstbeitrages

1. Beginn des Versicherungsschutzes
Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der Rege-
lungen in Nr. 3 und 4 zu dem im Versicherungsschein ange-
gebenen Zeitpunkt.

2. Fälligkeit des ersten oder einmaligen Beitrags
Der erste oder einmalige Beitrag ist – unabhängig von dem
Bestehen eines Widerrufrechts – unverzüglich nach dem
Zeitpunkt des vereinbarten und im Versicherungsschein an-
gegebenen Versicherungsbeginns zu zahlen.

Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns
vor Vertragsschluss, ist der erste oder einmalige Beitrag
unverzüglich nach Vertragsschluss zu zahlen.

Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach
dem in Satz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der Ver-
sicherungsschutz erst, nachdem die Zahlung bewirkt ist.

Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versiche-
rungsnehmers oder getroffenen Vereinbarungen ab, ist der
erste oder einmalige Beitrag frühestens einen Monat nach
Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen.

Bei Vereinbarung der Beitragszahlung in Raten gilt die erste
Rate als erster Beitrag.
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3. Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug
Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht zu dem nach
Nr. 2 maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt gezahlt, so kann
der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, solange die Zah-
lung nicht bewirkt ist.

Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungs-
nehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

4. Leistungsfreiheit des Versicherers
Wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder einmali-
gen Beitrag nicht zu dem nach Nr. 2 maßgebenden Fällig-
keitszeitpunkt zahlt, so ist der Versicherer für einen vor Zah-
lung des Beitrag eingetretenen Versicherungsfall nicht zur
Leistung verpflichtet, wenn er den Versicherungsnehmer
durch gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen
auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese
Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitrages aufmerksam
ge macht hat.

Die Leistungsfreiheit tritt jedoch nicht ein, wenn der Versi-
cherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

§ 11  Dauer und Ende des Vertrages

1. Dauer
Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angegebe-
nen Zeitraum abgeschlossen.

2. Stillschweigende Verlängerung
Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlän-
gert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht einer
der Vertragsparteien spätestens drei Monate vor dem Ab-
lauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine Kündigung zu-
gegangen ist.

3. Kündigung bei mehrjährigen Verträgen
Der Vertrag kann bei einer Vertragslaufzeit von mehr als drei
Jahren zum Ablauf des dritten oder jedes darauf folgenden
Jahres unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten vom
Versicherungsnehmer gekündigt werden.

Die Kündigung muss dem Versicherer spätestens drei Mo-
nate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungs jahres
zugehen.

4. Vertragsdauer von weniger als einem Jahr
Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet
der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vor-
gesehenen Zeitpunkt.

§ 12  Folgebeitrag
1. Fälligkeit

a) Ein Folgebeitrag wird zu dem vereinbarten Zeitpunkt der
jeweiligen Versicherungsperiode fällig.

b) Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb des
im Versicherungsschein oder in der Beitragsrechnung
angegebenen Zeitraums bewirkt ist.

2. Schadenersatz bei Verzug
Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung eines Folgebei-
trages in Verzug, ist der Versicherer berechtigt, Ersatz des
ihm durch den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen.

3. Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht nach Mahnung
a) Der Versicherer kann den Versicherungsnehmer bei nicht

rechtzeitiger Zahlung eines Folgebeitrages auf dessen
Kosten in Textform zur Zahlung auffordern und eine Zah-
lungsfrist von mindestens zwei Wochen ab Zugang der
Zahlungsaufforderung bestimmen (Mahnung). Die Mah-
nung ist nur wirksam, wenn der Versicherer je Vertrag die

rückständigen Beträge der Beiträge, Zinsen und Kosten
im Einzelnen beziffert und außerdem auf die Rechtsfol-
gen – Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht – aufgrund
der nicht fristgerechten Zahlung hinweist.

b) Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zah-
lungsfrist ein Versicherungsfall ein und ist der Versiche-
rungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfalles mit der
Zahlung des Beitrages oder der Zinsen oder Kosten in
Verzug, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur
Leistung frei.

c) Der Versicherer kann nach Ablauf der in der Mahnung
gesetzten Zahlungsfrist den Vertrag ohne Einhaltung
einer Kündigungsfrist mit sofortiger Wirkung kündigen,
sofern der Versicherungsnehmer mit der Zahlung der ge-
schuldeten Beträge in Verzug ist.

Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zahlungs-
frist so verbunden werden, dass sie mit Fristablauf wirk-
sam wird, wenn der Versicherungsnehmer zu diesem
Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist. Hierauf ist der
Versicherungsnehmer bei der Kündigung ausdrücklich
hinzuweisen.

4. Zahlung des Beitrages nach Kündigung
Die Kündigung wird unwirksam, wenn der Versicherungs-
nehmer innerhalb eines Monats nach der Kündigung oder,
wenn sie mit der Fristbestimmung verbunden worden ist,
innerhalb eines Monats nach Fristablauf, die Zahlung leis-
tet. Die Regelung über die Leistungsfreiheit des Versiche-
rers (Nr. 3 b) bleibt unberührt.

§ 13  Lastschriftverfahren
1. Pflichten des Versicherungsnehmers

Ist zur Einziehung des Beitrages das Lastschriftverfahren
vereinbart worden, hat der Versicherungsnehmer zum Zeit-
punkt der Fälligkeit des Beitrages für eine ausreichende
 Deckung des Kontos zu sorgen.

2. Änderung des Zahlungsweges
Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass eine
oder mehrere Beiträge, trotz wiederholtem Einziehungsver-
such, nicht eingezogen werden können, ist der Versicherer
berechtigt, das SEPA-Lastschriftmandat in Textform zu
kündigen. Der Versicherer hat in der Kündigung darauf hin-
zuweisen, dass der Versicherungsnehmer verpflichtet ist,
den ausstehenden Beitrag und zukünftige Beiträge selbst
zu übermitteln. Durch die Banken erhobene Bearbeitungs-
gebühren für fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug können
dem Versicherungsnehmer in Rechnung gestellt werden.

§ 14  Ratenzahlung
Ist Ratenzahlung des Jahresbeitrages in Raten vereinbart,
sind die noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der
Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Rate in Verzug
gerät.

Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche Bei-
tragszahlung verlangen.

§ 15  Beitrag bei vorzeitiger Vertrags beendigung
1. Allgemeiner Grundsatz

a) Im Falle der Beendigung des Versicherungsverhältnisses
vor Ablauf der Versicherungsperiode steht dem Versi-
cherer für diese Versicherungsperiode nur derjenige Teil
des Beitrages zu, der dem Zeitraum entspricht, in dem
der Versicherungsschutz bestanden hat.

b) Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Ver-
sicherung weg, steht dem Versicherer der Beitrag zu,
den er hätte beanspruchen können, wenn die Versiche-

77



rung nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre,
zu dem der Versicherer vom Wegfall des Interesses
Kenntnis erlangt hat.

2. Beitrag oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt,
Anfechtung und fehlendem versicherten Interesse

a) Übt der Versicherungsnehmer sein Recht aus, seine Ver-
tragserklärung innerhalb von zwei Wochen zu wider rufen,
hat der Versicherer nur den auf die Zeit nach Zugang des
Widerrufs entfallenden Teil des Beitrages zu erstatten.
Voraussetzung ist, dass der Versicherer in der Belehrung
über das Widerrufsrecht, über die Rechtsfolgen des Wi-
derrufs und den zu zahlenden  Betrag hingewiesen und
der Versicherungsnehmer zugestimmt hat, dass der Ver-
sicherungsschutz vor Ende der Widerrufsfrist beginnt.

Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der Versi-
cherer zusätzlich den für das erste Versicherungsjahr ge-
zahlten Beitrag zu erstatten; dies gilt nicht, wenn der
Versicherungsnehmer Leistungen aus dem Versiche-
rungsvertrag in Anspruch genommen hat.

b) Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des
Versicherers beendet, weil der Versicherungsnehmer
Gefahrumstände, nach denen der Versicherer vor Ver-
tragsannahme in Textform gefragt hat, nicht angezeigt
hat, so steht dem Versicherer der Beitrag bis zum Wirk-
samwerden der Rücktrittserklärung zu.

Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des Ver-
sicherers beendet, weil der einmalige oder der erste Bei-
trag nicht rechtzeitig gezahlt worden ist, so steht dem Ver-
sicherer eine angemessene Geschäftsgebühr zu.

c) Wird das Versicherungsverhältnis durch Anfechtung des
Versicherers wegen arglistiger Täuschung beendet, so
steht dem Versicherer der Beitrag bis zum Wirksamwer-
den der Anfechtungserklärung zu.

d) Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung des Bei-
trages verpflichtet, wenn das versicherte Interesse bei
Beginn der Versicherung nicht besteht, oder wenn das
Interesse bei einer Versicherung, die für ein künftiges
Unternehmen oder für ein anderes künftiges Interesse
genommen ist, nicht entsteht. Der Versicherer kann je-
doch eine angemessene Geschäftsgebühr verlangen.

e) Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes In-
teresse in der Absicht versichert, sich dadurch einen
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der
Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht in diesem Fall der
Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die
Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt.

§ 16  Entschädigung

1. Der Versicherer ersetzt 

a) für zerstörte oder abhanden gekommene Sachen ihren
Versicherungswert (siehe § 9);

b) für beschädigte reparaturfähige Sachen die notwendi-
gen Reparaturkosten und gegebenenfalls eine bleiben-
de Wertminderung, höchstens jedoch den Versiche-
rungswert;

c) für Filme, Bild-, Ton- und Datenträger nur den Material-
wert;

d) für die Wiederbeschaffung von Personal-Ausweisen,
Reisepässen, Kraftfahrzeug-Papieren und sonstigen
Ausweispapieren die amtlichen Gebühren.

2. Vermögensfolgeschäden werden nicht ersetzt.

§ 17  Beendigung des Hauptversicherungsvertrages

Mit Beendigung des Vertrages für die Verbundene Haus-
ratversicherung (Hauptvertrag) erlischt auch die Versiche-
rung von Reisegepäck.

§ 18  Mehrere Versicherer

1. Anzeigepflicht
Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen diesel-
be Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem Versicherer die
andere Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In der Mittei-
lung sind der andere Versicherer und die Versicherungs-
summe anzugeben.

2. Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht
Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht (sie he
Nr. 1) vorsätzlich oder grob fahrlässig, ist der Versicherer
unter den in § 6 beschriebenen Voraussetzungen zur Kün-
digung berechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungs-
frei. Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn der Versicherer
vor Eintritt des Versicherungsfalles Kenntnis von der ande-
ren Versicherung erlangt hat.

3. Haftung und Entschädigung bei Mehrfach versicherung
a) Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen diesel-

be Gefahr versichert und übersteigen die Versicherungs-
summen zusammen den Versicherungswert oder über-
steigt aus anderen Gründen die Summe der Entschädi-
gungen, die von jedem Versicherer ohne Bestehen der
anderen Versicherung zu zahlen wären, den Gesamt-
schaden, liegt eine Mehrfachversicherung vor.

b) Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuldner
verpflichtet, dass jeder für den Betrag aufzukommen hat,
dessen Zahlung ihm nach seinem Vertrage obliegt; der
Versicherungsnehmer kann aber im Ganzen nicht mehr
als den Betrag des ihm entstandenen Schadens verlan-
gen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn die Verträge bei
demselben Versicherer bestehen.

Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versicherte
aus anderen Versicherungsverträgen Entschädigung für
denselben Schaden, so ermäßigt sich der Anspruch aus
dem vorliegenden Vertrag in der Weise, dass die Ent-
schädigung aus allen Verträgen insgesamt nicht höher
ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versicherungssum-
men, aus denen die Beiträge errechnet wur de, nur in die-
sem Vertrag in Deckung gegeben worden wäre. Bei Ver-
einbarung von Entschädigungsgrenzen ermäßigt sich
der Anspruch in der Weise, dass aus allen Verträgen ins-
gesamt keine höhere Entschädigung zu leisten ist, als
wenn der Gesamtbetrag der Versicherungssummen in
diesem Vertrag in Deckung gegeben worden wäre.

c) Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversiche-
rung in der Absicht geschlossen, sich dadurch einen
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist
jeder in dieser Absicht geschlossene Vertrag nichtig.

Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt
zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden
Umständen Kenntnis erlangt.

4. Beseitigung der Mehrfachversicherung
a) Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den die

Mehrfachversicherung entstanden ist, ohne Kenntnis
von dem Entstehen der Mehrfachversicherung ge schlos -
sen, kann er verlangen, dass der später geschlossene
Vertrag aufgehoben oder die Versicherungssumme unter
verhältnismäßiger Minderung des Beitrages auf den Teil-
betrag herabgesetzt wird, der durch die frühere Versi-
cherung nicht gedeckt ist.
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Die Aufhebung des Vertrages oder die Herabsetzung der
Versicherungssumme und Anpassung des Beitrages
werden zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung
dem Versicherer zugeht.

b) Die Regelungen nach a) sind auch anzuwenden, wenn
die Mehrfachversicherung dadurch entstanden ist, dass
nach Abschluss der mehreren Versicherungsverträge der
Versicherungswert gesunken ist. Sind in diesem Fall die
mehreren Versicherungsverträge gleichzeitig oder im
Einvernehmen der Versicherer geschlossen worden,
kann der Versicherungsnehmer nur die verhältnismäßige
Herabsetzung der Versicherungssummen und der Bei-
träge verlangen.

§ 19 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers
1. Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles

a) Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der Versiche-
rungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalles zu er-
füllen hat, sind:

aa) die Einhaltung aller gesetzlichen, behördlichen so -
wie vertraglich vereinbarten Sicherheitsvorschriften.

bb) die Einhaltung aller sonstigen vertraglich vereinbar-
ten Obliegenheiten.

b) Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder grob
fahrlässig eine Obliegenheit, die er vor Eintritt des Versi-
cherungsfalles gegenüber dem Versicherer zu erfüllen
hat, so kann der Versicherer innerhalb eines Monats,
nachdem er von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, den
Vertrag fristlos kündigen. Das Kündigungsrecht des Ver-
sicherers ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungs-
nehmer beweist, dass er die Obliegenheit weder vor-
sätzlich noch grobfahrlässig verletzt hat.

2. Obliegenheiten bei und nach Eintritt 
des Versicherungsfalls
a) Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt des

Versicherungsfalls

aa) nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung
des Schadens zu sorgen.

bb) dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er
von ihm Kenntnis erlangt hat, unverzüglich – ggf.
auch mündlich oder telefonisch – anzuzeigen.

cc) Weisungen des Versicherers zur Schadenabwen-
dung/-minderung – ggf. auch mündlich oder te -
lefonisch – einzuholen, wenn die Umstände dies ge-
statten.

dd) Weisungen des Versicherers zur Schadenabwen-
dung/-minderung, soweit für ihn zumutbar, zu 
be folgen. Erteilen mehrere an dem Versicherungs-
vertrag beteiligte Versicherer unterschiedliche Wei-
sungen, hat der Versicherungsnehmer nach pflicht -
gemäßem Ermessen zu handeln.

ee) Schäden durch strafbare Handlungen gegen das Ei-
gentum unverzüglich der Polizei anzuzeigen.

ff) das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, bis
die Schadenstelle oder die beschädigten Sachen
durch den Versicherer freigegeben worden sind.
Sind Veränderungen unumgänglich, sind das Scha-
denbild nachvollziehbar zu dokumentieren (z. B.
durch Fotos) und die beschädigten Sachen bis zu
einer Besichtigung durch den Versicherer aufzube-
wahren.

gg) soweit möglich dem Versicherer unverzüglich jede
Auskunft – auf Verlangen in Schriftform – zu erteilen,
die zur Feststellung des Versicherungsfalles oder
des Umfanges der Leistungspflicht des Versicherers
erforderlich ist sowie jede Untersuchung über Ur -

sache und Höhe des Schadens und über den Um-
fang der Entschädigungspflicht zu gestatten.

hh) vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen,
deren Beschaffung ihm billigerweise zugemutet wer-
den kann.

b) Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Versi-
cherers einem Dritten zu, so hat dieser die Obliegenhei-
ten gemäß Nr. 2 a) ebenfalls zu erfüllen – soweit ihm dies
nach den tatsächlichen und rechtlichen Umständen
möglich ist.

3. Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung
a) Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit

nach Nr. 1 oder 2 vorsätzlich, so ist der Versicherer von
der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei grob fahrläs siger
Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berech-
tigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der
Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers
entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässig-
keit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen.

b) Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung
ist der Versicherer jedoch zur Leistung verpflichtet, so-
weit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Ver-
letzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die
Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Fest-
stellung oder den Umfang der Leistungspflicht des Versi-
cherers ursächlich ist.

c) Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt des
Versicherungsfalles bestehende Auskunfts- oder Aufklä-
rungsobliegenheit, ist der Versicherer nur dann vollstän-
dig oder teilweise leistungsfrei, wenn er den Versiche-
rungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform
auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.

§ 20  Wegfall der Entschädigungspflicht aus besonderen
Gründen

1. Führt der Versicherungsnehmer den Schaden vorsätzlich
herbei, so ist der Versicherer von der Entschädigungs-
pflicht frei.

2. Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob fahr-
lässig herbei, so ist der Versicherer berechtigt, seine Lei-
stung in einem der Schwere des Verschuldens des Ver -
sicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen.

3. Versucht der Versicherungsnehmer den Ver sicherer arg -
listig über Tatsachen zu täuschen, die für den Grund oder
die Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, so ist
der Versicherer von der Entschädigungspflicht frei.

§ 21  Zahlung der Entschädigung

1. Ist die Leistungspflicht des Versicherers dem Grunde und
der Höhe nach festgestellt, so hat die Auszahlung der Ent-
schädigung binnen zwei Wochen zu erfolgen. Jedoch
kann ein Monat nach Anzeige des Schadens als Ab-
schlagszahlung der Betrag beansprucht werden, der nach
Lage der Sache mindestens zu zahlen ist.

2. Der Zinssatz liegt 5 Prozentpunkte über dem jeweiligen
Basiszins gemäß §§ 288, 247 Abs. 1 Bürgerliches Gesetz-
buch (BGB)

3. Die Entstehung des Anspruchs auf Abschlagzahlung und
der Beginn der Verzinsung verschieben sich um den Zeit-
raum, um den die Feststellung der Leistungspflicht des
Versicherers dem Grunde oder der Höhe nach durch Ver-
schulden des Versicherungsnehmers verzögert wurde.

4. Sind im Zusammenhang mit dem Versicherungsfall
behördliche Erhebungen oder ein strafgerichtliches Ver-
fahren gegen den Versicherten eingeleitet worden, so
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kann der Versicherer bis zum rechtskräftigen Abschluss
dieser Verfahren die Zahlung aufschieben.

§ 22  Kündigung nach dem Versicherungsfall
Nach Eintritt eines Versicherungsfalls können beide Par-
teien den Versicherungsvertrag kündigen. Die Kündigung
ist in Textform zu erklären. Sie muss spätestens einen
Monat nach dem Abschluss der Verhandlungen über die
Entschädigung zugehen. Der Versicherer hat eine Kündi-
gungsfrist von einem Monat einzuhalten. Kündigt der Ver-
sicherungsnehmer, so kann er bestimmen, dass seine
Kündigung sofort oder zu einem späteren Zeitpunkt wirk-
sam wird, jedoch spätestens zum Schluss der laufenden
Versicherungsperiode.

§ 23  Verjährung
Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in
drei Jahren. Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsver-
trag bei dem Versicherer angemeldet worden, zählt der
Zeitraum von der Anmeldung bis zum Zugang der in Text-
form mitgeteilten Entscheidung des Versicherers beim An-
spruchsteller bei der Fristberechnung nicht mit.

§ 24  Zuständiges Gericht
1. Klagen gegen den Versicherer

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Ver-
sicherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach
dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versiche-
rungsvertrag zuständigen Niederlassung. Ist der Versiche-
rungsnehmer eine natürliche Person, ist auch das Gericht
örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsneh-
mer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz oder, in
Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufent-
halt hat.

2. Klagen gegen den Versicherungsnehmer

Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müs-
sen Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn bei
dem Gericht erhoben werden, das für seinen Wohnsitz
oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort seines ge-
wöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Ist der Versiche-
rungsnehmer eine juristische Person, bestimmt sich das
zuständige Gericht auch nach dem Sitz oder der Nieder-
lassung des Versicherungsnehmers.

3. Wohnsitzverlegung des Versicherungsnehmers

Hat der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss sei-
nen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort aus dem
Geltungsbereich des Versicherungsvertragsgesetzes ver-
legt oder sind sein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt
im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt
sich die gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem
Versicherungsvertrag gegen den Versicherer oder den
Versicherungsnehmer nach dem Sitz des Versicherers

oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen Nie-
derlassung.

§ 25  Bedingungsanpassung
1. Einzelne Bedingungen können mit Wirkung für bestehen-

de Versicherungsverträge geändert, ergänzt oder ersetzt
werden, 

– wenn eine Rechtsvorschrift eingeführt oder geändert
wird, die diese Bedingungen betrifft oder auf der diese
beruhen, 

– bei einer diese Bedingungen unmittelbar betreffenden
neuen oder geänderten höchstrichterlichen Rechtspre-
chung, 

– wenn ein Gericht einzelne Bedingungen rechtskräftig für
unwirksam erklärt oder 

– wenn die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht diese Bedingungen durch Verwaltungsakt als mit
geltendem Recht nicht vereinbar beanstandet und die
VHV zur Abänderung auffordert 

und dadurch eine durch gesetzliche Bestimmungen nicht
zu schließende Vertragslücke entstanden ist und das Ver-
hältnis Beitragsleistung und Versicherungsschutz in nicht
unbedeutendem Maße gestört wird. 

Dies gilt nur für Bedingungen, die folgende Bereiche be-
treffen: 

– Umfang des Versicherungsschutzes; 

– Deckungsausschlüsse und 

– Pflichten des Versicherungsnehmers und der Versicherten.

2. Die geänderten Bedingungen dürfen den Versicherungs-
nehmer als einzelne Regelung und im Zusammenwirken
mit anderen Bedingungen des Vertrages nicht schlechter
stellen als die ursprüngliche Regelung. 

3. Die geänderten, ergänzten oder ersetzten Bedingungen
sind den Versicherungsnehmern schriftlich bekannt zu
geben und Inhalt und Grund der Änderung zu erläutern.
Sie gelten als genehmigt, wenn der Versicherungsnehmer
nicht innerhalb von zwei Monaten nach Bekanntgabe in
Textform widerspricht. Hierauf wird er bei der Bekanntga-
be ausdrücklich hingewiesen. Zur Wahrung der Frist
genügt die rechtzeitige Absendung des Widerspruchs. Bei
fristgemäßem Widerspruch treten die Änderungen nicht in
Kraft. 

§ 26  Schlussbestimmung
Soweit nicht in den Versicherungsbedingungen etwas an-
deres bestimmt ist, gelten die gesetzlichen Vorschriften.
Dies gilt insbesondere für die im Anhang aufgeführten Ge-
setzesbestimmungen, die nach Maßgabe der Versiche-
rungsbedingungen Inhalt des Versicherungsvertrages sind.
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Die Kriminalpolizei rät zu folgenden Mindestsicherungen:

Wohnungsaußentüren sollten ein Zylinderschloß mit außen bündigem Türschild (von außen nicht abschraubbar) und 
massivem Schließblech mit Verankerung im Mauerwerk (soweit bauseits möglich) aufweisen.

Terrassentüren, erreichbare Balkontüren und erreichbare Fenster sollten durch abschließbare Griffe und Zusatzsiche-
rungen (Bolzenschlösser, abschließbare Riegel, Aufbruchsperren) gesichert sein.

Bitte prüfen Sie, ob diese Einbruchsicherungen auch für Sie sinnvoll sind, denn die Versicherungsleistung kann nicht 
den Verlust liebgewonnener und persönlicher Sachen ungeschehen machen.

Unter der Telefonnummer 0511.65 50 50 30 informieren wir Sie gern und senden Ihnen auf Wunsch kostenlos weitere 
Informationen zu.

Wichtige Empfehlungen zum Schutz Ihres Eigentums/Einbruchsicherung



Mit diesen Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezo-
genen Daten durch die VHV Allgemeine Versicherung AG und die Ihnen nach dem 
Datenschutzrecht zustehenden Rechte.
1. Verantwortlicher für die Datenverarbeitung
VHV Allgemeine Versicherung AG
VHV-Platz 1
30177 Hannover 
Telefon: +49 (0)511.907- 0
E-Mail-Adresse: service@vhv.de
Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie unter den vorgenannten Kontakt-
daten oder unter datenschutzbeauftragter@vhv.de.
2. Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung
Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Beachtung der EU-Daten-
schutz-Grundverordnung (DSGVO), der datenschutzrechtlich relevanten Bestim-
mungen des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG), des Bundesdatenschutzge-
setzes (BDSG) sowie aller weiteren maßgeblichen Gesetze. Darüber hinaus hat sich 
unser Unternehmen auf die „Verhaltensregeln für den Umgang mit personenbezo-
genen Daten durch die deutsche Versicherungswirtschaft“ verpflichtet, die die oben 
genannten Gesetze für die Versicherungswirtschaft präzisieren. Diese können Sie 
im Internet unter www.vhv.de unter der Rubrik Datenschutz abrufen. 
Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benötigen wir die von Ihnen hier-
bei gemachten Angaben für den Abschluss des Vertrags und zur Einschätzung des 
von uns zu übernehmenden Risikos. Wir verarbeiten diese personenbezogenen 
Daten, um das von uns zu übernehmende Risiko bestimmen und einschätzen zu 
können. Kommt der Versicherungsvertrag zustande, verarbeiten wir diese Daten zur 
Durchführung des Vertragsverhältnisses, z. B. zur Policierung oder Rechnungsstel-
lung. Angaben zum Schaden benötigen wir, um prüfen zu können, ob ein Versiche-
rungsfall eingetreten ist. Der Abschluss bzw. die Durchführung des Versiche-
rungsvertrags ist ohne die Verarbeitung Ihrer Daten nicht möglich. Darüber 
hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erstellung von versiche-
rungsspezifischen Statistiken, z. B. für die Entwicklung neuer Tarife oder zur Erfüllung 
aufsichtsrechtlicher Vorgaben. Die Daten aller mit der VHV Allgemeine Versiche-
rung AG bestehenden Verträge nutzen wir für eine Betrachtung der gesamten Kun-
denbeziehung, beispielsweise zur Beratung hinsichtlich einer Vertragsanpassung, 
-ergänzung, für Kulanzentscheidungen oder für umfassende Auskunftserteilungen.
Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezogener Daten für vorver-
tragliche und vertragliche Zwecke ist Art. 6 Abs. 1 b) DSGVO. Soweit dafür beson-
dere Kategorien personenbezogener Daten (z. B. Ihre Gesundheitsdaten bei 
Abschluss eines Lebensversicherungsvertrags) erforderlich sind, holen wir Ihre Ein-
willigung nach Art. 9 Abs. 2 a) i. V. m. Art. 7 DSGVO ein. Erstellen wir Statistiken mit 
diesen Datenkategorien, erfolgt dies auf Grundlage von Art. 9 Abs. 2 j) DSGVO 
i. V. m. § 27 BDSG. 
Die genannten Zwecke und Rechtsgrundlagen erstrecken sich auch auf Testverfah-
ren zur Entwicklung, Implementierung und Kontrolle der hierzu eingesetzten auto-
matisierten Datenverarbeitungsverfahren.
Ihre Daten verarbeiten wir auch, wenn es nach Art. 6 Abs. 1 f) DSGVO erforderlich 
ist, um berechtigte Interessen von uns oder von Dritten zu wahren. Dies kann insbe-
sondere der Fall sein:
– zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs,
–  zur Werbung für unsere eigenen Versicherungsprodukte und für andere Produkte 

der Unternehmen der VHV Gruppe und deren Kooperationspartner sowie für Markt- 
und Meinungsumfragen,

–  zur Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, insbesondere von Datenanalysen 
zur Erkennung von Unstimmigkeiten, die auf Versicherungsmissbrauch hindeuten 
können.

Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erfüllung gesetz-
licher Verpflichtungen wie z. B. aufsichtsrechtlicher Vorgaben, handels- und steuer-
rechtlicher Aufbewahrungspflichten oder unserer Beratungspflicht. Als Rechts grund-
lage für die Verarbeitung dienen in diesem Fall die jeweiligen gesetzlichen Rege lun gen 
i. V. m. Art. 6 Abs. 1 c) DSGVO.
Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für andere, oben nicht genannte Zwecke 
verarbeiten wollen, werden wir Sie darüber zuvor informieren. 
3. Nutzung Ihrer E-Mail-Adresse
Wenn Sie uns im Rahmen der Bearbeitung eines Vorgangs Ihre E-Mail-Adresse zur 
Kenntnis bringen, speichern wir diese und nutzen sie ggf. für die weitere Kommuni-
kation zu dem betreffenden Vertrag oder Schaden, sofern Sie dieser Nutzung nicht 
widersprechen. 
Wir weisen Sie ferner darauf hin, dass wir Ihre E-Mail-Adresse, soweit Sie uns diese 
mitgeteilt haben, zur Werbung für eigene oder ähnliche Versicherungsprodukte ver-
wenden. Sie können auch dieser Nutzung jederzeit formlos widersprechen, ohne 
dass hierfür andere als die Übermittlungskosten nach den Basistarifen anfallen.
4. Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten
Rückversicherer:
Von uns übernommene Risiken versichern wir bei speziellen Versicherungsunter-
nehmen (Rückversicherer). Dafür kann es erforderlich sein, Ihre Vertrags- und ggf. 
Schadendaten an einen Rückversicherer zu übermitteln, damit dieser sich ein eige-
nes Bild über das Risiko oder den Versicherungsfall machen kann.
Vermittler:
Soweit Sie hinsichtlich Ihrer Versicherungsverträge von einem Vermittler betreut 
werden, verarbeitet Ihr Vermittler die zum Abschluss und zur Durchführung des Ver-
trags benötigten Antrags-, Vertrags- und Schadendaten. Auch übermittelt unser 
Unternehmen diese Daten an die Sie betreuenden Vermittler, soweit diese die Infor-
mationen zu Ihrer Betreuung und Beratung in Ihren Versicherungs- und Finanz-
dienstleistungsangelegenheiten benötigen.
Datenverarbeitung in der Unternehmensgruppe:
Spezialisierte Unternehmen bzw. Bereiche unserer Unternehmensgruppe nehmen 
bestimmte Datenverarbeitungsaufgaben für die in der Gruppe verbundenen Unter-
nehmen zentral wahr. Soweit ein Versicherungsvertrag zwischen Ihnen und einem 
oder mehreren Unternehmen unserer Gruppe besteht, können Ihre Daten etwa zur 
zentralen Verwaltung von Anschriftendaten, für den telefonischen Kundenservice, 
zur Vertrags- und Leistungsbearbeitung, für In- und Exkasso oder zur gemeinsamen 

Postbearbeitung zentral durch ein Unternehmen der Gruppe verarbeitet werden. In 
unserer Dienstleisterliste finden Sie die Unternehmen, die an einer zentralisierten 
Datenverarbeitung teilnehmen.

Externe Dienstleister:
Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzlichen Pflichten 
zum Teil externer Dienstleister. 
Eine Auflistung der von uns eingesetzten Auftragnehmer und Dienstleister nebst, 
sofern erforderlich, der Fundstelle ihrer Datenschutzhinweise im Internet, zu denen 
nicht nur vorübergehende Geschäftsbeziehungen bestehen, sowie der Unterneh-
men unserer Gruppe, die an einer zentralisierten Datenverarbeitung teilnehmen, 
können Sie unserer Internetseite unter www.vhv.de unter der Rubrik Datenschutz 
entnehmen. Sofern von Ihnen gewünscht, können wir Ihnen diese Liste auch in 
Schrift form zukommen lassen.

Weitere Empfänger:
Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen Daten an weitere Empfänger 
übermitteln, z. B. an Behörden zur Erfüllung gesetzlicher Mitteilungspflichten. Hierzu 
zählen u. a. die Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen im Rahmen der 
Geld wäscheprävention und die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(BaFin). Im Falle von Sanktionslistentreffern erfolgen Meldungen an die Bundesbank.

5. Dauer der Datenspeicherung
Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald sie für die oben genannten 
 Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Dabei kann es vorkommen, dass personen-
bezogene Daten für die Zeit aufbewahrt werden, in der Ansprüche gegen unser 
Unternehmen geltend gemacht werden können (gesetzliche Verjährungsfrist von 
drei oder bis zu dreißig Jahren). Zudem speichern wir Ihre personenbezogenen 
Daten, solange wir dazu gesetzlich verpflichtet sind. Dies ergibt sich regelmäßig 
durch rechtliche Nachweis- und Aufbewahrungspflichten, die unter anderem im 
 Handelsgesetzbuch, der Abgabenordnung und dem Geldwäschegesetz geregelt 
sind. Die Speicherfristen betragen danach bis zu zehn Jahre. 

6. Betroffenenrechte
Sie können unter der o. g. Adresse Auskunft über die zu Ihrer Person gespeicherten 
Daten verlangen. Darüber hinaus können Sie unter bestimmten Voraussetzungen 
die Berichtigung oder die Löschung Ihrer Daten verlangen. Ihnen kann weiterhin ein 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung Ihrer Daten sowie ein Recht auf Heraus-
gabe der von Ihnen bereitgestellten Daten in einem strukturierten, gängigen und 
maschinenlesbaren Format zustehen. 

Widerspruchsrechte
Sie haben ferner das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
zu Zwecken der Direktwerbung zu widersprechen. Ihren Werbewiderspruch rich-
ten Sie bitte an  service@vhv.de.
Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interessen, können Sie dieser 
Verarbeitung widersprechen, wenn sich aus Ihrer besonderen Situation Gründe 
ergeben, die gegen die Datenverarbeitung sprechen. Dieses Recht können Sie 
ebenfalls unter der o. g. Adresse geltend machen.

Beschwerderecht
Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an den oben genannten 
Datenschutzbeauftragten oder an eine Datenschutzaufsichtsbehörde zu wenden. 
Die für uns zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde ist: Die Landesbeauftragte für 
den Datenschutz in Niedersachsen, Prinzenstr. 5, 30159 Hannover. 

7. Hinweis- und Informationssystem der Versicherungswirtschaft
Die Versicherungswirtschaft nutzt das Hinweis- und Informationssystem (HIS) der 
informa HIS GmbH, Krenzberger Ring 68, 65205 Wiesbaden zur Unterstützung der 
Risikobeurteilung im Antragsfall, zur Sachverhaltsaufklärung bei der Leistungsprü-
fung sowie bei der Bekämpfung von Versicherungsmissbrauch. Dafür ist ein Aus-
tausch bestimmter personenbezogener Daten mit dem HIS erforderlich. Der Betrieb 
des HIS beruht auf den berechtigten Interessen der Versicherungswirtschaft gem. 
Art. 6 Abs. 1 f) DSGVO, die wir gerne erläutern:

Einmeldung:
An das HIS melden wir – ebenso wie andere Versicherungsunternehmen – erhöhte 
Risiken sowie Auffälligkeiten, die auf Versicherungsmissbrauch hindeuten könnten 
und daher einer näheren Prüfung bedürfen. Die Meldung ist bei Antragstellung oder 
im Schadenfall möglich und kann eine Person oder eine Sache, z. B. ein Kfz, betref-
fen. Eine Meldung zur Person ist möglich, wenn ungewöhnlich oft Schäden gemel-
det werden oder z. B. das Schadenbild mit der Schadenschilderung nicht in Einklang 
zu bringen ist. Die Versicherer müssen im Schadenfall wissen, ob ein Fahrzeug 
schwerwiegende oder unreparierte Vorschäden hatte oder sogar schon einmal als 
gestohlen gemeldet wurde. Aus diesem Grunde melden wir Fahrzeuge an das HIS, 
wenn diese einen Totalschaden haben, gestohlen worden sind sowie im Falle von 
Abrechnungen ohne Reparaturnachweis. Immobilien melden wir an das HIS, wenn 
wir eine ungewöhnlich hohe Schadenhäufigkeit feststellen. Sollten wir Sie, Ihre 
Immobilie oder Ihr Fahrzeug an das HIS melden, werden Sie in jedem Fall über die 
Einmeldung benachrichtigt. 

Anfragen:
Bei der Prüfung Ihres Antrags auf Abschluss eines Versicherungsvertrags oder 
Regulierung eines Schadens richten wir Anfragen zur Person oder Sache (z. B. Kfz) 
an das HIS und speichern die Ergebnisse der Anfragen. Im Schadenfall kann es 
nach einem Hinweis durch das HIS erforderlich sein, genauere Angaben zum Sach-
verhalt von den Versicherern, die Daten an das HIS gemeldet haben, zu erfragen. 
Auch diese Ergebnisse speichern wir, soweit sie für die Prüfung des Versicherungs-
falls relevant sind. 
Es kann auch dazu kommen, dass wir Anfragen anderer Versicherer (als Folge einer 
HIS-Auskunft) in einem späteren Leistungsfall beantworten und daher Auskunft über 
Ihren Schadenfall geben müssen. Diese Formen der HIS-Nutzung basieren sowohl 
auf dem berechtigten Interesse des Versicherers als auch auf dem Erlaubnistatbe-
stand der Vertragsdurchführung [Art. 6 Abs. 1 b) und f) DSGVO].
Eine detaillierte Beschreibung des HIS finden Sie im Internet unter www.informa-irfp.de. 
In begründeten Fällen können Sie der HIS-Einmeldung und -Abfrage widerspre-
chen. Einen Widerspruch richten Sie bitte an die oben unter 1. genannte Adresse.00
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8. Datenaustausch mit Ihrem früheren Versicherer
Um Ihre Angaben bei Abschluss des Versicherungsvertrags (z. B. zur Mitnahme 
eines Schadenfreiheitsrabatts in der Kfz-Haftpflichtversicherung) bzw. Ihre Angaben 
bei Eintritt des Versicherungsfalls überprüfen und bei Bedarf ergänzen zu können, 
kann im dafür erforderlichen Umfang ein Austausch von personenbezogenen Daten 
mit dem von Ihnen im Antrag benannten früheren Versicherer erfolgen.
Diese Übermittlung basiert sowohl auf dem berechtigten Interesse des Versicherers 
als auch auf dem Erlaubnistatbestand der Vertragsdurchführung [Art. 6 Abs. 1 b) und 
f) DSGVO] .
9. Bonitätsauskünfte
Soweit es zum Vertragsschluss oder zur Vertragsdurchführung aufgrund unserer 
berechtigten Interessen notwendig ist, fragen wir bei Auskunfteien Informationen zur 
Beurteilung Ihrer Zahlungsfähigkeit oder Ihres allgemeinen Zahlungsverhaltens ab. 
Die von uns angefragten Auskunfteien entnehmen Sie bitte unserer Dienstleister-
liste.
10. Datenübermittlung in ein Drittland
Sollten wir personenbezogene Daten an Dienstleister außerhalb des Europäischen 
Wirtschaftsraums (EWR) übermitteln, erfolgt die Übermittlung nur, soweit dem Dritt-
land durch die EU-Kommission ein angemessenes Datenschutzniveau bestätigt 
wurde oder andere angemessene Datenschutzgarantien (z. B. verbindliche unter-
nehmensinterne Datenschutzvorschriften oder EU-Standardvertragsklauseln) vor-

handen sind. Detaillierte Informationen dazu sowie über das Datenschutzniveau bei 
unseren Dienstleistern in Drittländern finden Sie ggf. in unserer Dienstleisterliste. 
Sie können die Informationen auch unter den unter 1. genannten Kontaktinforma-
tionen anfordern.
11. Automatisierte Einzelfallentscheidungen
Auf Basis Ihrer Angaben zum Risiko, zu denen wir Sie bei Antragstellung befragen, 
entscheiden wir vollautomatisiert etwa über das Zustandekommen oder die Kündi-
gung des Vertrags, mögliche Risikoausschlüsse oder über die Höhe der von Ihnen 
zu zahlenden Versicherungsprämie. 
Aufgrund Ihrer Angaben zum Versicherungsfall und der zu Ihrem Vertrag gespei-
cherten Daten entscheiden wir vollautomatisiert über unsere Leistungspflicht. 
Die vollautomatisierten Entscheidungen beruhen auf vom Unternehmen vorher fest-
gelegten Regeln zur Gewichtung der Informationen: 
Bei Nichtzahlung des Versicherungsbeitrags erfolgt nach den jeweiligen Versiche-
rungsbedingungen eine automatisierte Vertragskündigung.
In der Kfz-Versicherung gewähren wir im Zuge automatisierter Antragsprüfung bei 
negativen Auskünften (Zahlungsunfähigkeit, eidesstattliche Versicherung oder Insol-
venzverfahren = sog. „harte Treffer“) keinen Kaskoversicherungsschutz und in der 
Haftpflichtversicherung nur Versicherungsschutz in Höhe der gesetzlichen Mindest-
deckung.
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